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Wer ist nützlich? 

Unternehmen entdecken ihr Herz für Flüchtlinge. 
In Deutschland soll bleiben dürfen, wer ausgebeu¬ 
tet werden kann. 
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Neuer Rüstungsriese 

Die Fusion des deutschen Panzerbauers Krauss- 
Maffei-Wegmann (KMW) mit seinem französi¬ 
schen Konkurrenten Nexter Systems ist besiegelt. 
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70 Jahre nach Hiroshima 

Die Rüstungsindustrie lässt es krachen 



Mitten im Kalten Krieg: Operation Buster-Dog im Jahr 1951. Insgesamt 2796 Sol¬ 
daten beobachten im Rahmen des Manövers „Desert Rock I“ die Explosion und 
die radioaktive Wolke aus knapp 11 Kilometern Entfernung. Acht Minuten nach 
der Explosion erreichte die Wolke eine Höhe von 14 Kilometern. 


T ausendfach droht auch 70 Jahre 
nach Hiroshima und Nagasaki 
der Atomtod: Die neun Atom¬ 
mächte dieser Welt sind mühelos in 
der Lage, mit über 15 000 Nuklear¬ 
waffen die menschliche Existenz aus¬ 
zulöschen. Die zahlenmäßige Redu¬ 
zierung, vor allem zwischen den USA 
und Russland ausgehandelt, hat kaum 
Einfluss auf die Menge der Systeme. 
Weniger als 500 veraltete Systeme 
wurden ausgemustert. Und: Die An¬ 
zahl der mit „hoher operationeller 
Bereitschaft“ einsatzbereiten Atom¬ 
waffen ist sogar im vergangenen Jahr 
um etwa 150 auf jetzt 4 300 angewach¬ 
sen. 

Zusätzlich werden aktuell Unsum¬ 
men für die Weiterentwicklung ver¬ 
schleudert. Mit Hochdruck arbeiten 
die Atommächte an der Modernisie¬ 
rung ihrer mörderischen Arsenale. 
Shannon Kile, Forscher des Interna¬ 
tionalen Friedensforschungsinstituts 
SIPRI, zeichnet im aktuellen Jahr¬ 
buch des Instituts ein düsteres Zu¬ 
kunftsbild: „Trotz des internationa¬ 
len Interesses, nukleare Abrüstung 
zu priorisieren, zeigen die Moderni¬ 
sierungsprogramme in den Staaten 
mit Atomwaffenbesitz, dass keiner 
von ihnen seine Kernwaffenbestän¬ 
de in absehbarer Zeit aufgeben wird.“ 
Russland verfügt über 7 500 ato¬ 
mare Waffensysteme, die USA 7 260. 
Beide Länder führen damit weit die 
Liste der Atomwaffenstaaten an. 
Doch auch aus Frankreich, Großbri¬ 
tannien, China, Indien, Pakistan, Isra¬ 
el und Nordkorea droht der Atomtod. 
Und auch in diesen Staaten wird laut 
SIPRI an der technischen Weiterent¬ 
wicklung der Atomwaffen gearbeitet. 

Die Nato zückt zudem wieder die 
nukleare Karte. Im Zusammenhang 
mit der Krise in der Ukraine testete 
die US Air-Force im Mai 2014 nicht 
nur die „Einsatzfähigkeit amerika¬ 
nischer Atomwaffen“ in Polen und 
verlegte auch atomwaffenfähige B-2- 
und B-52-Langstreckenbomber für 
einige Wochen nach Großbritanni¬ 
en. Vor diesem Hintergrund warnten 
Berliner Regierungsberater bereits 
im November 2014 vor einer „Nuk- 
learisierung“ des sich verhärtenden 
Konflikts zwischen der NATO und 


Russland. Hintergrund sind zuneh¬ 
mende Manöver und andere militäri¬ 
sche Maßnahmen auf beiden Seiten, 
die „nukleare Komponenten“ bein¬ 
halten. 

Im Mai dieses Jahres starteten die 
USA den Raumgleiter X-37B. Die 
Ziele der Missionen werden geheim 
gehalten. Es steht zu befürchten, dass 
dieser Raumgleiter vor allem auch 
entwickelt wurde, um Waffen ins All 
zu transportieren. Diese Möglichkeit 
hatte auch das Institut der Vereinten 
Nationen für Abrüstungsforschung 
(UNIDIR) bereits nach dem ersten 
Start nicht ausgeschlossen. Dies wür¬ 


de durchaus dem Pentagon-Konzept 
zum so genannten Prompt Global 
Strike, das einen Militärschlag in jeder 
Ecke der Welt binnen zwei Stunden 
ermöglichen soll, entsprechen. Mit 
seiner Nutzlastkapazität wäre der US- 
Raumgleiter in der Lage, auch Atom¬ 
waffen zu tragen. 

Unabhängig vom atomaren 
Drohszenarium charakterisiert SIP¬ 
RI 2014 als „besonders gewaltsames 
Jahr“. Nie habe es seit dem Jahr 2000 
es mehr Kriege gegeben. Ein Türöff¬ 
ner für die zunehmende imperialisti¬ 
sche Interventionspolitik ist die Nut¬ 
zung militärischer Roboter. 


Der US-geführte globale „Krieg 
gegen den Terror“ habe das Gebiet 
eines bewaffneten Konflikts so weit 
ausgedehnt, „dass es auch die zivilen 
Rückzugsräume der mutmaßlichen 
Angreifer umfasst. Das Gleiche gilt 
für die Tatsache, dass solche Angrif¬ 
fe überwiegend als Geheimoperatio¬ 
nen der CIA stattfinden. Schon jetzt 
scheint der Gewalteinsatz unterhalb 
der Konsequenzen und Empfehlun¬ 
gen für die deutsche Sicherheitspoli¬ 
tik definitorischen Schwefle eines ge¬ 
waltsamen internationalen Konflikts 
mehr und mehr zum Normalfall zu 
werden“, stellt Marcel Dickow, Leiter 
der Berliner Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP) Forschungsgrup¬ 
pe Sicherheitspolitik in seiner Arbeit 
„Robotik - ein Game-Changer für 
Militär und Sicherheitspolitik?“ fest. 

Auch militärische Robotertech¬ 
nik ist überall auf dem Vormarsch: 
Im und unter Wasser, in der Luft, zu 
Lande und im Weltraum. „Ameri¬ 
kanische und israelische, aber auch 
deutsche Firmen arbeiten an Proto¬ 
typen für ferngesteuerte und teilau¬ 
tonome Ketten- und Radfahrzeuge 
unterschiedlicher Größe. Jede Gat¬ 
tung ist vertreten - vom autonomen 
Schützenpanzer24 bis zum Kettenro¬ 
boter“, bilanziert Marcel Dickow. Sei¬ 
ne Zukunftsprognose: „In den kom¬ 
menden Jahren werden Roboter nicht 
nur quantitativ, sondern auch qualita¬ 
tiv das Aussehen und die Funktions¬ 
weise von Streitkräften verändern. Sie 
werden sich von reinen ferngesteuer¬ 
ten Maschinen - etwa zur Bomben¬ 
entschärfung oder als bewegliche 
Videokamera in Gebäuden - zu ver¬ 
netzten Systemen fortentwickeln, die 
eigenständig agieren und Aufträge er¬ 
füllen.“ 

Die Gewinnerwartungen der Rüs¬ 
tungskonzerne steigen in Traumzo¬ 
nen. 70 Jahre nach den Atombomben¬ 
abwürfen in Hiroshima und Nagasaki 
bleibt der Kampf gegen den Atomtod, 
für die Auflösung des aggressiven Na- 
to-Bündnisses, für Rüstungskonversi¬ 
on, und die Heimreise aller außerhalb 
unserer Grenzen stationierten Bun¬ 
deswehrangehörigen das Gebot der 
Stunde. 

Werner Sarbok 


Erdogans Angriffskrieg 

Von Sevim Dagdelen* 


Während der türkische Staatspräsi¬ 
dent Stellungen der PKK im Norden 
Iraks bombardiert und im Inland ei¬ 
nen regelrechten Krieg gegen Kurden 
und Linke anzettelt, stärkt ihm die 
NATO mit ihrer Erklärung der „star¬ 
ken Solidarität“ den Rücken. Erdogan 
erhält de facto grünes Licht für seine 
Doppelstrategie. Innenpolitisch will er 
durch eine Kriminalisierung von Po¬ 
litikern der HDP bei Neuwahlen die 
AKP erneut zur absoluten Mehrheit 
führen und damit die Perspektive ei¬ 
ner Verfassungsänderung hin zu einer 
islamistischen Präsidialdiktatur eröff¬ 
nen. Außenpolitisch akzentuiert Erdo¬ 
gan die neo-osmanische Außenpolitik 
Ankaras, um in Syrien einen Regime 
Change zu erzwingen und zugleich die 
Selbstverwaltungsstrukturen der Kur¬ 
den im Norden Syriens zu zerschlagen. 



Dabei gilt die Parole „Der IS ist 
out“, denn er konnte in letzter Zeit 
diese beiden Funktionen nur noch 


schwerlich bedienen. Auch weil es in¬ 
ternational zu viel Aufmerksamkeit 
für seine Massakerpolitik gab. Jetzt 
soll der IS durch die islamistische Ter¬ 
rororganisation Ahrar al Sham abge¬ 
löst werden. Diese soll an der Seite der 
Al-Kaida-Verbände den Sturz Assads 
bewerkstelligen. Mit ihren Angriffen 
auf die kurdischen Selbstverwaltungs¬ 
gebiete hat sie bereits begonnen. Auch 
für die Einrichtung der türkischen 
Kontrollzone von 4000 Quadratkilo¬ 
metern im Norden Syriens, die einen 
Keil zwischen die kurdischen Kantone 
Efrin und Kobane treiben soll, muss 
Erdogan auf die Ahrar al Sham zu¬ 
rückgreifen. 

Trotz partieller Kritik der Bundes¬ 
regierung an den Bombardements Er¬ 
dogans und der Ermahnung von Bun¬ 
deskanzlerin Merkel, die auch ange¬ 


sichts der zivilen Opfer in zynischer 
Art und Weise die Türkei „an das Ge¬ 
bot der Verhältnismäßigkeit“ beim 
Kampf gegen den Terrorismus erin¬ 
nerte, wird Ankara weiter massiv von 
Berlin unterstützt. Weder der Abzug 
der Bundeswehr oder gar ein Stopp 
der Rüstungsexporte sind vorgesehen. 
Im Gegenteil: Berlin setzt auf einen 
Schulterschluss mit Erdogan. So soll 
die sicherheitspolitische Zusammen¬ 
arbeit mit der Türkei weiter intensi¬ 
viert werden. 

Übersetzt heißt dies, dass man 
noch stärker gegen türkische Linke 
und PKK-Aktivisten in Deutschland 
Vorgehen will, während die AKP in 
Deutschland ungestört islamistische 
und nationalistische Hetze gegen 
Minderheiten betreiben kann. Umso 
wichtiger ist es, gegen die Kumpa¬ 


Thema der Woche 


Langzeitfolgen 

Anlässlich der 70. Jahrestage der Atombom¬ 
benabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki 
erinnert die ärztliche Friedensorganisation 
IPPNW an die verheerenden humanitären 
Folgen der Angriffe. Die Zahl der Todesfälle, 
die ursächlich auf die Atombombenabwürfe 
über Hiroshima und Nagasaki zurückzufüh¬ 
ren sind, steigt bis heute kontinuierlich an. 
Dies zeigt die Lebenszeitstudie der Radiation 
Effects Research Foundation (RERF). 
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Jahrestag der Ermordung 
Ernst Thälmanns 

Anlässlich des 71. Jahrestages der Er¬ 
mordung Ernst Thälmanns im Kon¬ 
zentrationslager Buchenwald lädt der 
Freundeskreises „Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte“ e.V., Ziegenhals, zu 
zwei Kundgebungen in Berlin und 
Ziegenhals ein. 

Berlin: Sa., 22. August, 14.00 Uhr. 

Kundgebung:vor dem Ernst-Thäl- 
mann-Denkmal, Greifswalder Straße, 
Nähe S-Bhf. Greifswalder Straße. Ver¬ 
anstalter ist das Aktionsbündnis Thäl¬ 
mann-Denkmal, Berlin 

Ziegenhals: So., 23. August, 11.30 Uhr. 

Kundgebung vor dem Gelände der 
zerstörten Ernst-Thälmann-Gedenk- 
stätte, Seestraße 27, Ziegenhals-Nie- 
derlehme, Königs Wusterhausen. 

Redner auf beiden Veranstaltun¬ 
gen ist Andreas Wehr (Journalist, 
Publizist, Mitgründer des Marx-En- 
gels-Zentrums, MEZ, Berlin). Das 
Kulturprogramm bestreitet Ernst 
Schwarz, Liedermacher und Sänger 
aus Frankfurt/M. 

Das Pressefestkonto 

DKP-Parteivorstand 

GLS Bank Bochum 

Kto. 4002 487 501 

BLZ 430 609 67 

IBAN DE63 4306 0967 
4002 4875 01 

Verwendungszweck: 
Pressefest 2016 



nei von Merkel und Erdogan hier in 
Deutschland Flagge zu zeigen. Ohne 
grünes Licht aus den Hauptstädten 
der NATO-Staaten könnte Erdogan 
diesen Angriffskrieg nicht führen. Es 
geht um die Solidarität gegen den 
Kriegskurs Erdogans. Es geht um 
Solidarität gegen die Kriegstreiber 
in Washington, Berlin und Ankara. 

* Sevim Dagdelen ist Sprecherin für Internatio¬ 
nale Beziehungen der Fraktion Die Linke und stell¬ 
vertretende Vorsitzende der Deutsch-Türkischen- 
Parlamentariergruppe im Bundestag 


Ein breites Bündnis hat zu einer 
Demonstration gegen Erdogans 
Kriegspolitik aufgerufen: Am 
8. August, 12 Uhr, Köln, am Ebert- 
platz 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lars Mörking 

Eine für alle 


Bis zum 5. August lief die Befragung 
zum Schlichterspruch in der Tarifaus¬ 
einandersetzung der Sozial- und Er¬ 
ziehungsdienste. Ein Ergebnis liegt 
zu Redaktionsschluss noch nicht vor. 



Auch die Ergebnisse im Kampf um 
mehr Personal an der Charite, für 
die die Kolleginnen und Kollegen ge¬ 
streikt haben, stehen noch aus. 

Neue Auseinandersetzungen kün¬ 
digen sich für die Zeit nach den Som¬ 
merferien an oder haben bereits be¬ 
gonnen: 

Im Oktober 2014 hat ver.di das 
„Forum für Senioren“ in Berlin für die 
circa 60 Altenpflege-Auszubildenden 
zu Tarifverhandlungen aufgefordert. 
Hierbei geht es darum, überhaupt 
erstmals einen Tarifvertrag abzu¬ 
schließen. Seit Ende April haben die 
Auszubildenden wiederholt gestreikt. 
13 Streiktage sind es bisher, weitere 
stehen bevor. Das kommunale Mut¬ 
terunternehmen Vivantes (hundert¬ 
prozentige Eigentümerin) verwei¬ 
gert die Aufnahme von Verhandlun¬ 
gen mit ver.di. Angeblich lägen die 
Ausbildungsentgelte jetzt schon über 


dem Landesniveau in der Altenpflege. 
Ein Tarifvertrag müsste regeln, dass 
u.a. Benachteiligungen wie 100 Euro 
Schulgeld, zwei bis drei Urlaubstage 
weniger, keine Jahressonderzahlung 
von 90 Prozent eines Monatsgehalts 
usw. abgeschafft werden. 

In Niedersachsen streitet ver.di 
sogar für einen allgemeinverbind¬ 
lichen Tarifvertrag für alle 105 000 
Pflegekräfte. Alle fünf Wohlfahrts¬ 
verbände sind zu Tarifverhandlungen 
aufgefordert. 

Damit packt ver.di ein weiteres 
großes gesellschaftliches Thema an. 
In der Pflege - wie in vielen anderen 
Bereichen - haben die meist seligen - 
weil kirchlichen - „Arbeitgeber“ den 
Bogen so weit überspannt, dass bald 
nur noch die von der deutschen Wirt¬ 
schaft organisierte Zuwanderung von 
Arbeitskräften aus Spanien, Griechen¬ 
land und aus der ganzen Welt den Kol¬ 
laps ihres kranken Systems verhindert. 

Aber auch eine Kollegin aus Spa¬ 
nien kann (und will) nicht auf Dauer 
vom Gottes- bzw. Hungerlohn leben, 
der in der Pflege geboten wird. Zumal 
die hohe Arbeitsbelastung sehr vehe¬ 
ment zur Frage drängt: Was kommt 
danach? 

Der Vorschlag, künstlich ausgeblu¬ 
tete Bereiche unserer Wirtschaft ohne 
Perspektive im Job - auch „Fachkräf¬ 
temangel“ genannt - mit Flüchtlingen 
wieder auf einen funktionsfähigen 
Personalstand zu bringen, ist bereits 
auf dem Tisch. Umso wichtiger ist der 
gewerkschaftliche und gesellschaftli¬ 
che Kampf um die Besserstellung der 
Auszubildenden, die Verringerung der 
Arbeitsbelastung und die einheitliche 
Regelung der Löhne und Arbeitsbe¬ 
dingungen. 

Schlechte Arbeit, die kaputt 
macht und von deren Lohn niemand 
leben kann, braucht kein Mensch. 


ver.di ruft zur Unterzeichnung 

einer Soli-Erklärung für die Altenpflegeazubis auf: 

„Die Pflegeberufe müssen aufgewertet werden und das beginnt bereits mit 
einer guten Ausbildung! Die Gleichbehandlung zur Gesundheits- und (Kinder) 
Krankenpflege ist längst überfällig!“ 

Die Unterschriften sammelt ver.di bis Ende August. Im September sollen sie 
dem „Arbeitgeber“ während eines Streiks übergeben werden. 

Listen zum Unterschreiben und Sammeln gibt es bei: ver.di Bezirk Berlin, Fach¬ 
bereich 3 - Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen 
https://gesundheit-soziales-bb.verdi.de/ 


MAN - N utzf a h rzeuge: 


Logistik wird verlagert 

VW zerlegt MAN, und betroffen ist 
auch der Standort München. In Salzgit¬ 
ter soll die Logistik konzentriert wer¬ 
den, das heißt, die Standorte Dachau 
und Neufahrn werden aufgelöst. Bis zu 
2 000 von 33 000 Arbeitsplätzen sollen 
im LKW-Geschäft abgebaut werden, 
geht es nach dem neuen Boss der „VW 
Truck and Bus“, Rentschler. Mit Blick 
auf den Konkurrenten und EU-Markt- 
führer Daimler soll die Sparte profitab¬ 
ler werden. Dazu wird die Fahrerhaus¬ 
montage und die Lackierung aus Salz¬ 
gitter abgezogen und nach München 
verlagert. Salzgitter wird ein Zuliefer¬ 
betrieb für Komponenten, die in den 
LKW von MAN und Scania verbaut 
werden. 

Scania ist der LKW-Bauer mit der 
weltweit größten Rendite von 9,5 Pro¬ 
zent und soll nun im VW-Konzern inte¬ 
griert werden. Für MAN werden 6 Pro¬ 
zent angestrebt. 

Hier erwächst dem Münchner Werk 
eine Konkurrenz innerhalb des Kon¬ 
zerns, denn beide Marken bedienen 
die gleiche Palette schwerer LKW. 
Der Rationalisierungseffekt soll aus 
der Verwendung gleicher Motoren und 
Achsen kommen. 

Sozialplan wieder auf dem Tisch! 

650 Millionen sollen eingespart wer¬ 
den, auch durch den Abbau von Ar¬ 
beitplätzen. Rentschler gegenüber 
der Presse wie auch der Betriebsrat 
auf der letzten Betriebsversammlung 
versicherten, dass es keine betriebsbe¬ 


dingten Kündigungen geben wird. Der 
schon lange gültige Sozialplan wurde 
mit einer Turboprämie erweitert. Wer 
bis September unterschreibt, erhält 
5000 Euro mehr. Ein 55jähriger Kol¬ 
lege mit 10 Jahren Betriebszugehörig¬ 
keit errechnet mit Formel und Fixbe¬ 
trag rund 50 000 Euro (plus Turbo). 
Aus dem Kreis der jüngeren Kollegen 
wird kaum einer zuschlagen, das rech¬ 
net sich nicht. Der Sozialplan ist vor 
allem ein Angriff auf die älteren Kol¬ 
legen, die nun ins Feuer der „Freiwil¬ 
ligkeit“ geraten. Um die Abbauzahl zu 
erreichen, wird Druck ausgeübt wer¬ 
den. Ziel Olympiamannschaft, man 
kennt das ja. 

Die Neuauflage des Sozialplans er¬ 
folgte kampflos, kein Murren aus der 
IG Metall war zu hören. Der neue 
Betriebsratsvorsitzende Stimoniaris - 
gleichzeitig Leiter des IG Metall-Ver¬ 
trauenskörpers - ist bekannt für sei¬ 
ne kämpferischen Reden auf 1. Mai- 
Kundgebungen. Er steigt nun in die 
Fußstapfen von Dorn. Er gab sich auf 
der letzten Betriebsversammlung als 
geduldiger Erklärer der Situation. Vor¬ 
bei also mit dem Kampfanzug? 
Weitere Angriffe des VW-Kapitals sind 
zu erwarten. Um den nötigen Wider¬ 
stand leisten zu können, brauchen die 
Kollegen eine umsichtige Leitung der 
Gewerkschaftsarbeit im MAN-Werk. 
Kann das der Kollege Stimoniaris in 
seiner Doppelfunktion stemmen? 

Aus:„Auf Draht“, herausgegeben vom DKP 
Betriebsaktiv München und der Gruppe KAZ 


„Zu feige, sich zu wehren“ 


Am 1. August versammelten sich An¬ 
tifaschistinnen zum Protest gegen den 
Naziaufmarsch in Bad Nenndorf (Nie¬ 
dersachsen). Wir dokumentieren den 
Redebeitrag der Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes/Bund der An¬ 
tifaschistinnen (VVN/BdA), gehalten 
von Charly Braun, DGB-Kreisvorsit¬ 
zender im Heidekreis (in Auszügen) 

[...] 

Bad Nenndorf ist der Ort, wo sich nach 
Auftauchen der Neonazis sofort viele 
Menschen gemeinsam dagegen wehr¬ 
ten. In vielen anderen Kommunen ha¬ 
ben Politik, Polizei, Medien und ande¬ 
re, lokale Nazivorkommen verharmlost 
und stattdessen uns Antifaschistinnen 
als „Nestbeschmutzer“ beschimpft. Ihr 
habt hier in Bad Nenndorf, auch ohne 
vorherige antifaschistische Bildung 
und Praxis, genau das Richtige getan. 
Ihr habt mit Kreativität, Übertönen 
und Lächerlich-machen der Neonazis, 
mit Straßenbesetzungen und Bündnis¬ 
bildung, auch den euch aufgezwunge¬ 
nen Maßnahmen von Polizei, Justiz und 
Verfassungsschutz erfolgreich wider¬ 
standen. Ihr beweist alle Tage Coura¬ 
ge und davor haben wir Hochachtung. 

Couragiert und solidarisch das wa¬ 
ren und sind auch die Überlebenden 
der Lager und Knäste und des Wider¬ 
standes im Nazi-Reich. Sie gründeten 
nach der Befreiung vom Faschismus die 
„Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes“. Das Leitwort unserer Orga¬ 
nisation ist bis heute der Schwur von 
Buchenwald, den die 21 000 nach ihrer 
Selbstbefreiung des KZ am 19. April 
1945 leisteten, ich zitiere: 

„Wir stellen den Kampf erst ein, 


Verschlechterung des Asylrechts. Auf 
die aktuellen Proteste und Anschläge 
gegen Flüchtlinge reagiert nicht nur 
Seehofer mit der Forderung nach wei¬ 
terer Verschlechterung des Asylrechts. 

Dabei zwingt die sogenannte Euro¬ 
päische Wertegemeinschaft viele Men¬ 
schen erst zur Flucht. Ihre Heimatlän¬ 
der dienen als gigantische Plantagen 
für europäische Nahrungs- und Ge¬ 



nussmittel, als billiger Rohstoffliefe¬ 
rant, als billige „verlängerte Werkbank“ 
und gar als Markt für Resteverwertung. 
Zum Beispiel machen exportierte bil¬ 
lige deutsche Hähnchenreste aus afri¬ 
kanischen Bauern Armutsflüchtlinge. 

Das Elend durch Landnahme, Ver¬ 
steppung, Klimawandel - das machen 
die globalen Konzerne. 

Die Verheerung der Welt ist für vie¬ 
le Menschen nicht mehr zu ertragen. 
Da ist es logisch, der Verheißung von 
„Freedom and Democracy“ und der 
Spur der Ernten, Rohstoffe und Billig¬ 


droht, dann sucht sich diese mit Ohn¬ 
macht gepaarte Angst eben als Blitz¬ 
ableiter jene Menschen, an denen sie 
ohne Gefahr ihre Wut abreagieren 
können.“ 

Es sind die gleichen Gruppen von 
Menschen, die erst sozial und gesetz¬ 
lich ausgegrenzt werden und anschlie¬ 
ßend Zielscheibe faschistischer An¬ 
schläge sind. 

Die jüngste Studie der Friedrich- 
Ebert-Stiftung über „gruppenbe¬ 
zogene Menschenfeindlichkeit“ be¬ 
weist, was viele von uns täglich erle¬ 
ben, nämlich: 

★ dass Langzeitarbeitslose und Asyl¬ 
suchende von fast der Hälfte der Be¬ 
völkerung abgewertet werden, 

★ dass Sinti und Roma, Behinderte, 
Wohnungslose, Homosexuelle von 
rund einem Viertel der Deutschen 
abwertend betrachtet werden. 

★ aber 38 Prozent nehmen für sich 
angebliche Etablierten-Rechte in An¬ 
spruch. 

Die Untersuchung stellt fest, dass die 
wirtschaftliche Wettbewerbslogik, das 
Kosten-Nutzen-Kalkül, die Gründe 
liefert für die Abwertung von Behin¬ 
derten, Obdachlosen, Roma und an¬ 
deren. 

Den Herrenmenschen raushängen 
lassen, die Ideologie vom „Recht des 
Stärkeren“ - aber zu feige, sich gegen 
die kapitalen Verursacher der eigenen 
wirtschaftlichen Not zu wehren. 

Nicht sogenannte Fremde, Behin¬ 
derte, Schwule sind schuld an Befris¬ 
tungsjobs, HartzIV und Armutsren¬ 
ten. 

Es sind NICHT Hüsein und Ach¬ 
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Das Trauerspiel von Bad Nenndorf 

Im Bad Nenndorfer Militärgefängnis„Wincklerbad“ wurden von Juni 1945 bis 
Juli 1947 von der britischen Rheinarmee Nazi-Kriegsverbrecher und vermeint¬ 
liche Sowjetspione inhaftiert. Als Misshandlungen der Gefangenen an die 
Öffentlichkeit kamen, wurde das Militärgefängnis geschlossen. 

Die Neonazi-Szene versucht seit 2006 in Bad Nenndorf einen „Trauermarsch“ 
(jetzt auch: „Marsch der Ehre“) zu etablieren, in dem Mitglieder der Waffen- 
SS und anderer faschistischer Organisationen zu Märtyrern gemacht werden. 
Täter sollen zu Opfern und Befreier zu Folterern verklärt werden, die sich nicht 
von den Nazis unterschieden hätten. 

Dem stellt sich das Bündnis „Bad Nenndorf ist bunt!“ entgegen. Sie haben 
dafür gesorgt, dass der einstmals größte Nazi-Aufmarsch in Norddeutschland 
inzwischen zu einem isolierten Treffen von 200 Faschisten geschrumpft ist. 


wenn auch der letzte Schuldige vor den 
Richtern der Völker steht. Die Vernich¬ 
tung des Nazismus mit seinen Wurzeln 
ist unsere Losung. Der Aufbau einer 
neuen Welt des Friedens und der Frei¬ 
heit ist unser Ziel. Das sind wir unse¬ 
ren gemordeten Kameraden und ihren 
Angehörigen schuldig“ 

70 Jahre danach schafft es dieser 
Staat nicht, die Ideologie des größten 
Menschheitsverbrechens aus Köpfen, 
Straßen, Internet und Verfassungs¬ 
schutz zu beseitigen. 

Während der Geheimdienst Nazis 
finanziert und NSU-Mörder unent- 
deckt lässt, fliegen Steine durchs Fens¬ 
ter einer Engagierten von „Bad Nenn¬ 
dorf ist bunt“ und nicht nur Flüchtlin¬ 
ge, sondern auch wegen Unterstützung 
von Flüchtlingen werden wieder Men¬ 
schen bedroht und geschlagen. 

Trotz alledem: 

Die braune Jauche aufhalten, das 
müssen wir schon gemeinsam selbst 
tun. Heute will sie wieder durch Bad 
Nenndorf schwappen. 

Es geht um mehr als deren Heuch¬ 
lermarsch. 

Es ist mal wieder Mode auf Flücht¬ 
linge und ihre Unterkünfte Anschläge 
zu verüben. Stichworte geben nicht nur 
Pegida, AfD, NPD, sondern auch zu vie¬ 
le aus Politik und Medien. Am 29. Juli 
2015 erklärte in der ARD die CSU-Eu- 
ropaabgeordnete Monika Hohlmeier: 
„Wir müssen die Flut an falschen Asyl¬ 
bewerbern eindämmen“. Im Jahr 2000 
erklärte der damalige bayrische In¬ 
nenminister Günther Beckstein: „Wir 
brauchen weniger Ausländer, die uns 
ausnützen, und mehr, die uns nützen.“ 
(FOCUS, 10.6.2000 ) 

Auf die Mord- und Brandpogrome 
1992 gegen Flüchtlinge, u.a. in Solin¬ 
gen, Hoyerswerda, Rostock-Lichten- 
hagen, reagierten die Regierenden mit 


Konsumgüter dorthin zu folgen, wo sie 
genossen werden. 

Die Militarisierung der Abschot¬ 
tungspolitik, mit hohen Zäunen und 
Zerstörung von „Schleuser-Booten“ 
ist so unmenschlich wie erfolglos. Und 
wen interessierte schon, wenn Tausen¬ 
de im Mittelmeer ersaufen. 

Unser Landesvater Stephan Weill 
gibt sich human und will Flüchtlinge 
aus europäischen sogenannten siche¬ 
ren Drittstaaten schnell abschieben. 
Hey Alter, es geht hier um Roma, die 
im ehemaligen Jugoslawien ausge¬ 
grenzt und verfolgt werden. Will sich 
Weill wirklich in die Tradition der An- 
tizigeuner-Propaganda begeben? 

Und hierzulande? 

Wir wissen, dass die von sozia¬ 
len Abstiegsängsten bedrohte Mittel¬ 
schicht vor 1933 die antisemitische Pro¬ 
paganda der Nazis aufsog. Zu Schuldi¬ 
gen an der eigenen Lage wurde eine 
sogenannte „jüdische Weltherrschaft“ 
erklärt. 

Professorin Dr. Gesine Schwan er¬ 
klärte im Januar 2015: „Wenn die Dis¬ 
krepanzen zwischen Arm und Reich 
immer größer werden, wenn vielen 
Menschen der Mittelschicht, Prekari- 
at und jederzeitiger sozialer Abstieg 


med, die den Kolleginnen bei Amazon 
vernünftige Arbeitsbedingungen und 
einen Tarifvertrag verweigern oder 
Post-Kolleginnen in Billig-Tochter- 
firmen abschieben. 

Rassismus ist keine Lösung sozia¬ 
ler Probleme!! 

Das Beste, was wir tun können, ist, 
selbst vorbildlich zu handeln - näm¬ 
lich wie 

★ jene, die Flüchtlinge willkommen 
heißen, unterstützen und wenn nö¬ 
tig, mit Kirchenasyl vor Abschiebung 
schützen; 

★ wie jene, die gegen Verschlechte¬ 
rungen im Sozial- und Gesundheits¬ 
wesen und für menschliche Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen solidarisch 
streiten und streiken; 

★ wie jene, die Aufmärsche von Pegi¬ 
da und hier in Bad Nenndorf aufmar¬ 
schierende Nazis blockieren; 

★ wie Beate Klarsfeld, die dem Bun¬ 
deskanzler Kiesinger eine Backpfei¬ 
fe für seine engagierte Nazi-Karriere 
verpasste 

Flüchtlinge sind willkommen! 

Nazis NICHT! 

... denn Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen! [...] 
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Vergiftete Worte für Flüchtlinge 

Aufenthaltsrecht verändert. Bleiben darf, wer Arbeit hat 


A rbeitgeberpräsident Kramer 
macht sich Sorgen um junge 
Flüchtlinge. Er appelliert an die 
Bundesregierung, die neuen Regelun¬ 
gen des Aufenthaltsrechts zu ergänzen, 
denn „es ist weiterhin nicht gewährleis¬ 
tet, dass junge Flüchtlinge während der 
Ausbildung nicht abgeschoben wer¬ 
den können.“ Auch der Präsident der 
Handwerkskammer, Wollseifer, mach¬ 
te sich Gedanken über Flüchtlinge. Er 
sprach sich für ein „Profiling“ aus, denn 
schließlich sollten die Flüchtlinge So¬ 
zialabgaben zahlen. Wenn Menschen 
nach Deutschland kommen, müsse 
als erstes geprüft werden, wo sie her- 
kommen oder welchen Bildungsstand 
sie haben. Allein im Handwerk seien 
20000 Ausbildungsplätze frei. Und 
auch Bundesarbeitsministerin Nahles 
(SPD) sprach von einer „humanitären 
Pflicht“ und einem „gemeinsamen In¬ 
teresse, den Flüchtlingen Anschluss an 
die Gesellschaft zu ermöglichen? 

Große Worte für eine kleine Verän¬ 
derung der Beschäftigungsordnung, die 
in der vergangenen Woche vom Kabi¬ 
nett verabschiedet wurde. Wenn Asyl¬ 
bewerber und Geduldete ein Prak¬ 
tikum absolvieren wollen, entfällt in 
Zukunft die Vorrangprüfung, also ob 
ein deutscher Staatsbürger oder EU- 
Bürger diesen Platz haben wollte. An¬ 
fang Juli wurde das Aufenthaltsrecht in 
zwei Richtungen verändert. Flüchtlin¬ 
ge, die sich im Asylverfahren befinden 
oder abgelehnt wurden, aber nicht ab¬ 
geschoben werden können - also eine 
sogenannte Duldung haben und unter 
21 Jahre alt sind - sollen nicht mehr ab¬ 
geschoben werden, „solange die Ausbil¬ 
dung andauert und in einem angemes¬ 
senen Zeitraum mit ihrem Abschluss zu 
rechnen ist.“ 

Haben die Unternehmer jetzt ein 
Herz für Flüchtlinge? Das mag für sie 
nicht die relevante Frage sein, müssen 
sie doch vor allem auf eines achten: Den 
Profit. Es geht ihnen um Arbeitskräfte, 
die möglichst günstig ihre Arbeitskraft 
verkaufen müssen. Dafür darf auch der 
Druck erhöht werden. Die andere Ver¬ 



änderung des Gesetzes zeigt die Ab¬ 
sicht, die das Kabinett und die Herren 
Arbeitgeber verfolgen. Flüchtlinge, die 
über sogenannte „sichere Drittstaaten“ 
eingereist sind, können sofort nach ih¬ 
rer Einreise inhaftiert werden - wegen 
angeblicher „Fluchtgefahr“, um sich 
der Abschiebung in das Land, in das 
sie zuerst eingereist sind, zu entziehen. 
Wer einen „Schleuser“ bezahlt hat oder 
keinen Ausweis hat, kann im „Ausrei¬ 
segewahrsam“ landen, um die Abschie¬ 
bung sicher zu stellen, ganz ohne lästi¬ 
ge richterliche Anordnung. Wer mehr¬ 
mals abgelehnt wurde, bei dem soll ein 
mehrjähriges Einreiseverbot verhängt 
werden. 

Doch es soll noch weiter gehen: 
Seehofer will gesonderte Abschre¬ 
ckungslager und die SPD einen neu¬ 
en „Asyldeal“. SPD-Fraktionschef Op¬ 


permann sagte: „Wir müssen mit einem 
Einwanderungsgesetz eine berechen¬ 
bare Chance für qualifizierte Leute 
schaffen, nach Deutschland einwan¬ 
dern zu können - nach Maßgabe von 
Sprachkenntnissen und beruflichen 
Fähigkeiten.“ Die Guten ins Töpfchen, 
die Schlechten ins Kröpfchen. Bleiben 
darf, wer Arbeit hat, Geld verdient und 
den eigenen Lebensunterhalt sichern 
kann. Alle, die das nicht schaffen, ha¬ 
ben Pech gehabt. Für sie heißt es zu¬ 
rück in Elend, Tod und Perspektivlo- 
sigkeit. 

Die scheinbar so freundlichen Wor¬ 
te für Flüchtlinge aus den Mündern der 
Kapitalistenverbände sind vergiftet. Sie 
wollen Zugriff auf die jungen Arbeits¬ 
kräfte (mehr als die Hälfte der Asyl¬ 
antragsteller ist unter 25 Jahre alt), die 


besonders erpressbar sind. 2014 waren 
es 115 000 junge Menschen, die nach 
Deutschland geflohen sind. Was pas¬ 
siert mit den Zehntausenden, die kei¬ 
nen Ausbildungsplatz abkriegen? Wer 
nicht spurt - pardon, sich „integriert“ - 
wird abgeschoben. Wer nicht mehr ad¬ 
äquat ausgebeutet werden kann, weil 
zu viel, zu alt, zu schlecht gebildet, zu 
traumatisiert, der muss weg. 

Laut der International Labour Or- 
ganziation (ILO) sind weltweit mehr 
als 75 Millionen Jugendliche arbeits¬ 
los. Sehr hohe (offizielle) Arbeitslosen¬ 
quoten unter Jugendlichen verzeichnet 
mit 28,3 Prozent der Nahe Osten. Es 
folgt Nordafrika mit 23,7 Prozent. In 
den Industrieländern liegt die Quote 
bei 18 Prozent, in der EU bei 21,9 Pro¬ 
zent, in Spanien und Griechenland über 
50 Prozent. Deutschland lobt sich für 


seine offiziellen 7,4 Prozent. Darin sind 
allerdings 350 000 Jugendliche, die in 
Beschäftigungsmaßnahmen „geparkt“ 
sind, nicht mitgezählt. „Eine Reserve¬ 
armee aus Benachteiligten für den Ar¬ 
beitsmarkt“ nennt Professor Münk von 
der Universität Duisburg-Essen diese 
Jugendlichen. Die offizielle Quote der 
Jugendarbeitslosigkeit ist seit 2005 
zwar halbiert worden, zugleich haben 
aber nur die geringfügige und befristete 
Beschäftigung sowie die Zahl der Prak¬ 
tika zugenommen. Bei den Jugend¬ 
lichen erfolgte fast das gesamte Be¬ 
schäftigungswachstum seit 2008 durch 
befristete Arbeitsverhältnisse, wie das 
„Leibniz Institut für globale und regi¬ 
onale Studien“ 2014 ermittelte. 

Auch im „Jobwunder“-Land 
Deutschland hat der Kapitalismus 
hunderttausenden Jugendlichen nichts 
zu bieten, außer Hungerlohnjobs, mie¬ 
se Praktika und Perspektivlosigkeit. 

Jugendliche sollen gegeneinander 
ausgespielt werden. Von Professoren, 
Ministern und Schreiberlingen wird 
der Rassismus gefördert, Pegida und 
anderen Rassisten die Stichworte ge¬ 
liefert. „Die Deutschen“ gegen die 
„Asylanten“, aber auch die Erfolgrei¬ 
chen gegen die „Looser“. Wer es bei 
dieser wunderbaren Arbeitsmarktla¬ 
ge nicht schafft, ist selber schuld. Dem 
muss die Einheit der Arbeiterjugend 
entgegen gestellt und ein solidarischer 
Kampf für die gemeinsamen Interes¬ 
sen organisiert werden. Dazu gehört 
auch, gegen die ökonomische und mi¬ 
litärische Zerstörung der Herkunfts¬ 
länder zu kämpfen. Die Organisierung 
von Jugendlichen - Flüchtlinge, Mig¬ 
ranten und Deutsche gemeinsam - die 
besonders von Arbeitslosigkeit und 
miesen Arbeitsbedingungen betroffen 
sind, ist notwendig. Dieser Kampf für 
ihre Bedürfnisse bedeutet auch Schaf¬ 
fung von Bewusstsein, dass diese Be¬ 
dürfnisse im Kapitalismus nicht befrie¬ 
digt werden können, und dass dieses 
Ausbeutersystem revolutionär über¬ 
wunden werden muss. 

Philipp Kissel 


Mythos Fachkräftemangel 

Deutsche Unternehmen: „Ausbildungsunreif“ oder einfach „ausbildungsunwillig“? 



Ab August/Septembert 2015 beginnt 
für rund eine halbe Million Schulab¬ 
gänger in Deutschland wieder der Start 
ins Berufsleben. Der Ausbildungsmarkt 
zeigt krisenhafte Symptome. Die Zahl 
der betrieblichen Ausbildungsplätze 
schrumpft, immer mehr Betriebe stei¬ 
gen aus der Ausbildung aus. Schon 2014 
war die Ausbildungsplatzsituation alles 
andere als rosig. Damals sank die Zahl 
der abgeschlossenen Ausbildungsver¬ 
träge auf den tiefsten Stand seit der 
Angliederung Ostdeutschlands, nur 
noch rund jeder fünfte Betrieb bildete 
aus. 2014 gab es rund 810 000 „ausbil¬ 
dungsreife“ Jugendliche, die eine Lehr¬ 
stelle suchten. Davon bekamen aber 
nur 288 000 einen Ausbildungsvertrag. 

Für das Ausbildungsjahr 2015/16 
prognostizierte ein Sprecher des Ar¬ 
beitgeberverbands BDA „Die Chan¬ 
cen junger Menschen auf Ausbildung 
sind gut, da der Ausbildungsmarkt von 
Bewerbermangel geprägt ist“ und die 
Unternehmen hätten „weiterhin Pro¬ 
bleme, ihren Fachkräftenachwuchs zu 
sichern.“ Doch die bundesrepublikani¬ 
sche Alltags Wirklichkeit Ende Juli 2015 
sieht anders aus: Allein die Zahl der of¬ 
fiziell unversorgten Bewerber und die 
Zahl derjenigen, die der BA angezeigt 
haben, dass sie noch eine Lehrstelle su¬ 
chen (zusammen bundesweit 320 215), 
übersteigt die Zahl der unbesetzten 
Ausbildungsstellen (163 276) um mehr 
als das Doppelte (Bundesinstitut für 
Berufsbildung). 

Es stimmt aber auch, dass einzel¬ 
ne Branchen große Schwierigkeiten 
haben, Azubis zu bekommen. Dies 
gilt insbesondere für das Hotel- und 
Gaststättengewerbe. Gerade in die¬ 
ser Branche aber findet man auch die 


Foto: Joel Kernasenko/flickr/CC BY 2.0 _ 

schlechtesten Ausbildungsbedingun¬ 
gen. Fast jeder zweite Ausbildungsver- 
trag wird hier gelöst, Azubis verdienen 
hier besonders wenig Geld und fallen 
überdurchschnittlich oft durch Prü¬ 
fungen. 

In vielen anderen Berufen sieht es 
nicht besser aus: So brechen 41 Prozent 
der Fachverkäuferinnen im Lebensmit¬ 
telhandwerk ihre Ausbildung vorzeitig 
ab. Bei den angehenden Köchinnen sind 
es sogar über 48 Prozent. Man kann also 
sagen, je schlechter die Ausbildungsbe¬ 
dingungen, desto schwieriger ist es für 
die Betriebe, Auszubildende zu finden 
und zu halten. Die Schulabgänger stim¬ 
men eben mit den Füßen ab. 


Statt an den schlechten Ausbil¬ 
dungsbedingungen etwas zu ändern, 
schieben die Unternehmen die Schuld 
den Ausbildungsplatzsuchenden zu. 
Arrogant und bar der Wahrheit be¬ 
haupten die Unternehmerverbände, 
Jugendliche, die keine Lehrstelle fän¬ 
den, fehle einfach die nötige Qualifi¬ 
kation und seien „ausbildungsunreif“. 
Tatsächlich handelt es sich aber bei den 
statistisch erfassbaren erfolglosen Aus¬ 
bildungsstellenbewerbern ausnahms¬ 
los um sogenannte „ausbildungsreife“ 
Bewerber, deren Eignung zur Aufnah¬ 
me einer Berufsausbildung von den 
Beratungs- und Vermittlungsdiensten 
der Arbeitsagentur geklärt worden ist. 


Weder die viel bemühte „demogra¬ 
fische Entwicklung“, noch der oft be¬ 
schworene Fachkräftemangel hat etwas 
mit der „unbefriedigten Nachfrage“ 
nach Ausbildungsplätzen zu tun. Ge¬ 
nauso daneben liegt die Behauptung 
der Deutschen Industrie- und Han¬ 
delskammertage (DIHK), eine zuneh¬ 
mende „Überakademisierung“ - sprich 
zu viele Hochschulabsolventinnen und 
-absolventen - seien schuld daran, dass 
die Betriebe so wenig ausbilden. 

Gerade hat der Deutsche Gewerk¬ 
schaftsbund (DGB) eine Analyse der 
bundesweiten IHK-Lehrstellenbörse 
(44 000 Ausbildungsplatzangebote) 
vorgelegt, die zeigt, Jugendliche mit 


Hauptschulabschluss haben bei der 
Ausbildungsplatzsuche schlechte Kar¬ 
ten. Die meisten Betriebe verlangen 
die Mittlere Reife als Mindestvoraus¬ 
setzung für eine Ausbildung. Hierzu¬ 
lande bilden nur noch sieben Prozent 
der Betriebe Hauptschüler aus. 

Nach Angaben des DGB sind 85,4 
Prozent der Ausbildungsplatzangebote 
bei den Mechatronikern, 47,1 Prozent bei 
den Zerspanungsmechanikern und 22,7 
Prozent bei den Anlagenmechanikern 
nicht für Hauptschulabsolventen offen. 
Noch krasser sieht es im Groß- und Au¬ 
ßenhandel und bei den Industriekauf¬ 
leuten aus - hier liegt die Ausschlussquo¬ 
te bei über 90 Prozent, und auch bei den 
Bank- und Büroberufen sind die Chan¬ 
cen für Hauptschüler gleich null. Selbst 
die Hotel- und Gastronomiebranche, die 
seit Jahren besonders heftig über unbe¬ 
setzte Ausbildungsplätze klagt, hält 60 
Prozent der Ausbildungsplätze für Ju¬ 
gendliche mit Hauptschulabschluss von 
vornherein verschlossen. Hauptschülern 
stehen 40 Prozent der Ausbildungsplätze 
für Kellner nicht offen. 

Mit ihren Propaganda-Mythen vom 
vermeintlichen Fachkräftemangel, man¬ 
gelnder „Ausbildungsreife“ und dem 
demografischen Wandel wollen die Un¬ 
ternehmen vertuschen, dass sie schlicht 
und einfach nicht mehr in die Quali¬ 
fikation von jungen Menschen inves¬ 
tieren wollen. Warum sollten sie auch. 
Wird doch seit Jahren die Wirtschaft 
regelrecht dafür belohnt, dass sie die 
Jugendlichen nicht mehr ausbildet und 
Lohndumping mit staatlicher Unterstüt¬ 
zung betreibt. Es sind die gleichen My¬ 
then, mit denen sie die arbeitsmarkto¬ 
rientierte Selektion der Asylsuchenden 
rechtfertigen. Manfred Dietenberger 
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Seehofer heizt völkische 
Stimmung an 

„Horst Seehofer folgt der alten CSU- 
Maxime, wonach es rechts von der 
Union keine demokratisch legitimier¬ 
te Kraft geben darf. Doch indem der 
CSU-Chef den fremdenfeindlichen 
Diskurs von Pegida & Co. in die Mit¬ 
te der Gesellschaft trägt, heizt er eine 
selbst vom BKA beklagte völkische 
Stimmung in Teilen der Bevölkerung 
weiter an“, erklärt die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“, Ulla Jelpke, zu Äußerungen von 
CSU-Chef Horst Seehofer im ARD- 
Sommerinterview. Die Abgeordnete 
weiter: 

„Aus Seehofers Äußerungen wird 
deutlich, dass es ihm weder um das 
Wohl schutzsuchender Menschen noch 
um die von ihm beschworenen Sorgen 
der Bevölkerung geht, sondern um die 
Sicherung zukünftiger Mehrheiten 
der Unionsparteien. Für dieses Kalkül 
vermengt der CSU-Chef in unverant¬ 
wortlich populistischer Weise Fragen, 
die nicht zusammen gehören. Während 
steigende Flüchtlingszahlen schnelle 
Antworten der Politik erfordern, um 
einen menschenwürdigen Umgang mit 
den Schutzsuchenden zu garantieren, 
muss die Zuwanderung langfristig ge¬ 
setzlich geregelt werden. Stammtisch¬ 
parolen sind in beiden Fällen kein kon¬ 
struktiver Beitrag. 

In einem Punkt hat Seehofer aller¬ 
dings Recht: Der für den späten Herbst 
geplante Flüchtlingsgipfel muss so 
schnell wie möglich einberufen wer¬ 
den. Angesichts steigender Flüchtlings¬ 
zahlen brauchen Länder und Kommu¬ 
nen eine baldige Entlastung durch den 
Bund.“ 

Militante NPD-Jugend 

Am 1. Mai dieses Jahres hatten etwa 40 
Neonazis eine DGB-Kundgebung auf 
dem Markt in Weimar überfallen und 
dabei mehrere Menschen leicht ver¬ 
letzt. Ein Teil der Gewalttäter wurde 
später von der Polizei festgenommen, 
die mutmaßlichen Täter stammten aus 
Brandenburg, Hessen, Sachsen und 
Thüringen. Inzwischen ermittelt das 
Landeskriminalamt im Auftrag der 
Staatsanwaltschaft Erfurt gegen 36 Per¬ 
sonen wegen des Verdachts des schwe¬ 
ren Landfriedensbruchs. 

Nicht zu übersehen waren bei dem 
Überfall die Kontakte eines Großteils 
der Verdächtigen zur NPD-Jugendor- 
ganisation Junge Nationaldemokra¬ 
ten (JN). Auf Anfrage des SPD-Land- 
tagsfraktions vor sitzenden Klaus Ness 
legte nun das Brandenburger Innen¬ 
ministerium weitere Einzelheiten dar. 
Demnach stammten 17 der Angreifer 
aus Brandenburg, elf davon gehören 
den JN beziehungsweise der NPD an 
oder unterstützen sie „teilweise in ver¬ 
antwortlicher Position 4 “. Zu ihnen ge¬ 
hört der stellvertretende Bundeschef 
und Landesvorsitzende der JN, Pierre 
Dornbrach. Er ist auch stellvertreten¬ 
der Vorsitzender des NPD-Kreisver- 
bands Dahmeland. Zu den Tatverdäch¬ 
tigen aus Brandenburg gehören ferner 
ein NPD-Kreisvorsitzender und zwei 
Kommunalmandatsträger der NPD. 
Gegen einen weiteren Tatverdächtigen 
wird nicht nur in Thüringen ermittelt, 
der polizeibekannte Neonazi soll an 
dem Brandanschlag auf eine geplante 
Flüchtlingsunterkunft in Zossen Mitte 
Mai 2015 beteiligt gewesen sein. Der 
Mann hatte 2014 die NPD in Branden¬ 
burg im Wahlkampf unterstützt. 

Elf der 17 Neonazis aus Branden¬ 
burg, gegen die jetzt ermittelt wird, sind 
bereits strafrechtlich in Erscheinung 
getreten. Auf der Liste der 17 Straftat¬ 
bestände stehen Delikte wie das Ver¬ 
wenden von Kennzeichen verfassungs¬ 
widriger Organisationen, Volksverhet¬ 
zung, Körperverletzung und gefährliche 
Körperverletzung, Brandstiftung sowie 
Verstöße gegen das Waffen-, Spreng¬ 
stoff- und Kriegswaffenkontrollgesetz. 
Für das Land Brandenburg spricht das 
Innenministerium von einer „Zunahme 
,aktionsorientierter rechter Gewalt 444 
maßgeblichen Einfluss auf die braune 
Szene übten die JN und die Kleinst- 
partei „Der III. Weg“ aus. Brandenburg 
führt auch das kürzlich veröffentlichte 
Länderranking der rechtsextremen Ge¬ 
walttaten pro 100 000 Einwohner an. 

(blick nach rechts) 


Etablierte Verfassungsfeinde 

Rassistische Mobilmachung nimmt kein Ende 


I n trauter Eintracht hetzen etablier¬ 
te Politik, extreme Rechte und Ras¬ 
sisten nunmehr seit Monaten gegen 
Flüchtlinge und deren Unterkünfte. 
Brutale Übergiffe und Brandanschlä¬ 
ge werden dabei von den bürgerlichen 
Politikern zumindest billigend in Kauf 
genommen. Erst kürzlich erneuerte der 
bayerische Ministerpräsident Horst 
Seehofer seine rassistischen Stamm¬ 
tischparolen. „Ich kann hier für die 
CSU verbindlich erklären, ein Einwan¬ 
derungsgesetz, das zu mehr Einwande¬ 
rung nach Deutschland führen würde, 
wird mit der CSU nicht in Frage kom¬ 
men. Denn alles, was bisher diskutiert 
wird, hätte eine zusätzliche Einwan¬ 
derung zur Folge“ äußerte der rechte 
Hardliner im „Sommerinterview“ ge¬ 
genüber der ARD. Erneut schwadro¬ 
nierte Seehofer außerdem über einen 
von ihm ausgemachten Missbrauch 
beim Asyl und kündigte an, dass Bay¬ 
ern bei weiteren Gesprächen über die 
Flüchtlings- und Asylpolitik auch über 
die „Veränderung von Geldleistungen“ 
reden wollen würde. Jasper Prigge, in¬ 
nenpolitischer Sprecher der nordrhein¬ 
westfälischen Linkspartei, stellte hinge¬ 
gen klar, dass Flüchtlinge ein Anrecht 
auf ein menschenwürdiges Existenzmi¬ 


nimum hätten: „Die geringen Geldleis¬ 
tungen, die sie zur Deckung ihrer per¬ 
sönlichen Bedürfnisse erhalten, dürfen 
ihnen nicht weggenommen werden“ 
Die Kommunen müssten vielmehr „auf 
eine Verrechnung von Sachleistungen 
mit dem Barbedarf verzichten und ein¬ 
behaltene Gelder unverzüglich auszah¬ 
len“ Schließlich müssten die Kosten für 
die Unterbringung die Kommunen tra¬ 
gen und dürften nicht auf diejenigen 
abgewälzt werden, die ohnehin nichts 
haben. „Das Land muss mit den Kom¬ 
munen eine verbindliche Regelung 


Massiver Anstieg rechter Gewalt 


zum Umgang mit Sachleistungen tref¬ 
fen, nach der letztere nicht vom Barbe¬ 
darf abzuziehen sind“ forderte Prigge. 

Kritik an den anhaltenden Ausfäl¬ 
len des CSU-Politikers hatte schon zu¬ 
vor die Linkspartei-Bundestagsabge¬ 
ordnete Sevim Dagdelen geübt: „Die 
andauernde rassistische Stimmungs¬ 
mache der CSU und vor allem die des 
bayerischen Ministerpräsidenten Horst 
Seehofer ist Wasser auf die Mühlen von 
extremen Rechten, die nunmehr seit 


Monaten in vielen bundesdeutschen 
Kommunen gegen Flüchtlinge und de¬ 
ren Unterkünfte mobil machen.“ Wenn 
der CSU-Chef außerdem allen Erns¬ 
tes über die Errichtung von Lagern für 
Flüchtlinge aus dem Balkan schwadro¬ 
niere und einen „massenhaften Asyl¬ 
missbrauch“ herbeifabuliere, gehe es 
ihm „allein um einen Angriff auf das 
Grundgesetz“, monierte die migrations¬ 
politische Sprecherin der Linksfraktion 
weiter. 

Dagdelen erinnerte in diesem Zu¬ 
sammenhang an Seehofers „besonders 
ekelerregenden Ausspruch ,Wir wer¬ 
den uns gegen Zuwanderung in deut¬ 
sche Sozialsysteme wehren - bis zur 
letzten Patrone 4 44 . „Das Grundgesetz 
ist für Horst Seehofer offenbar nicht 
einmal mehr das Papier wert, auf dem 
es geschrieben steht“, kritisierte sie wei¬ 
ter. Wer vor dem Hintergrund der deut¬ 
schen Geschichte derart gegen Flücht¬ 
linge hetze und eine Abschreckung 
durch Lager propagiere, „muss sich den 
Vorwurf der Verfassungsfeindlichkeit 
gefallen lassen“. 

Tatsächlich bleibt die massive 
Hetze dieser Tage nicht ohne Wir¬ 
kung. So warnt mittlerweile sogar das 
Bundeskriminal amt (BKA), Informa¬ 


tionen des Spiegel zufolge, in einem 
vertraulichen Lagebild, vor einer 
„drastische(n) Erhöhung von Über¬ 
griffen“. Allein in der ersten Jahres¬ 
hälfte soll das BKA 199 Anschläge 
gezählt haben. 37mal soll dabei Feu¬ 
er gelegt bzw. mit Feuerwerkskörpern 
hantiert worden sein. 

„Mit Abschottung, weiterer Ver¬ 
schärfung der Asylgesetzgebung und 
Entrechtung von Flüchtlingen werden 
Menschenrechte verletzt - und Rechts¬ 
extremisten der Boden bereitet“, kriti¬ 
sierte die Initiative „Unruhestiften“, die 
von rund 2000 Künstlern und Kultur¬ 
schaffenden unterstützt wird, in einer 
Erklärung. „Es gibt keine ,guten 4 und 
schlechten 4 Flüchtlinge. Nicht Flücht¬ 
linge, sondern Fluchtursachen müssen 
bekämpft werden. Das sind Kriege und 
eine Weltwirtschaftsordnung, die maß¬ 
losen Reichtum auf der einen Seite, 
und auf der anderen massenhaft Hun¬ 
ger und Elend produziert“, äußerte die 
Initiative weiter. 

Unterdessen wurde bekannt, dass 
Neofaschisten und rechte Hooligans 
aus dem „HoGeSa“-Spektrum für 
den 25. Oktober zu einem neuerlichen 
Großaufmarsch nach Köln mobilisieren. 

Markus Bernhardt 


„Mama macht das schon“ 

Herdprämie, Elterngehalt oder bezahlte Hausarbeit sind der falsche Weg 



Am 9. November 2012 be¬ 
schloss der Bundestag mit 
den Stimmen der Frak¬ 
tionen von CDU, CSU 
und FDP die Einführung 
des Betreuungsgeldes: 
dieses sollte Eltern vom 
1. Tag des 15. bis zum letz¬ 
ten Tag des 36. Lebens¬ 
monats pro Monat und 
Kind ausgezahlt werden, 
sofern die Eltern zuhau¬ 
se die Betreuung selbst 
übernehmen würden. Ab 
dem 1. August 2013 wurde 
den Antragstellenden pro 
Kind und Monat 100 Euro 
gezahlt, ab dem 1. August 
2014 wurde die Summe 
auf 150 Euro pro Kind und 
Monat erhöht. 

Am 20. Februar 2013 
rief der Hamburger SPD- 
Senat unter dem Ersten 
Bürgermeister Olaf Scholz das Bundes¬ 
verfassungsgericht (BVerfG) in Karls¬ 
ruhe an, u.a. weil das Gesetz nach An¬ 
sicht der Hamburger Landesregierung 
nicht im Einklang mit dem Gleich¬ 
berechtigungsziel aus Art. 3 Abs. 2 
Grundgesetz stünde. Am 21. Juli 2015 
erklärte das BVerfG das Betreuungs¬ 
geld aufgrund dieses Antrags als ver¬ 
fassungswidrig. 

Mit Stichtag 31. 12. 2014 erhielten 
bundesweit 386 483 Personen, davon 
5 966 in Hamburg, Betreuungsgeld. 
In den Monaten August - Dezember 
2013 wurden insgesamt 16,88 Mio. 
Euro dafür ausgegeben, 288 574 Euro 
in Hamburg. Im Jahr 2014 entfielen 
von den insgesamt 403,3 Mio. Euro 
etwa 6,4 Mio. Euro auf Hamburg. Laut 
Medienberichten sollen in der Hanse¬ 
stadt alle laufenden Zahlungen bis zum 
Ende des jeweiligen Bewilligungszeit- 
raums weiter gezahlt werden. 

Das Betreuungsgeld ist eine Prä¬ 
mie. Familien, die dem Staat ersparen, 
adäquate öffentliche Betreuungsange¬ 
bote zur Verfügung stellen zu müssen, 
werden damit prämiert. Dafür, aber 
auch dafür, dass ein Elternteil sich 
dem Arbeitsmarkt fernhält. Aufgrund 
der Tatsache, dass wir in einem Land 
leben, in dem Frauen durchschnitt¬ 
lich 22 Prozent weniger verdienen 
als Männer, ist klar, wer aus der Fa¬ 
milie seine berufliche Tätigkeit fort¬ 
setzt - und wer sich um die Kinder 
kümmert. In aller Regel jedenfalls. So 
hielt schnell der Begriff „Herdprämie“ 
Einzug in die Debatte. Frauen zurück 


an den Herd, das sei der Kern des Un¬ 
terfangens, hieß es. 

Außerdem würden so ausgerech¬ 
net jene Kinder aus den KiTas fern¬ 
gehalten, die soziale Förderung am 
nötigsten hätten. Weil deren bildungs¬ 
ferne Eltern in prekären Lebenslagen 
in erster Linie das Klientel bildeten, 
die das Betreuungsgeld in Anspruch 
nähmen. Dahinter steckt die Assozia¬ 
tion von ungepflegten Frauen in rosa 
Jogginghose auf abgewetzten Sofas 
in versifften und zugemüllten Woh¬ 
nungen, rauchend und rülpsend das 
Mittagsangebot von Pro 7 und RTL 2 
konsumierend, nebenbei via „Whats- 
App“ mit der Mutter von „Mändi und 
Schessica“ kommunizierend, während 
„Käwin“ und „Schantall“ über den 
dreckigen Fußboden krabbeln und 
ihre kleinen Patschehändchen in den 
Aschenbecher stecken. Diese Vorstel¬ 
lung ist so diskriminierend wie welt¬ 
fremd. 

Denn Betreuungsgeld bringt nur 
ökonomische Vorteile, solange die Fa¬ 
milie keine staatlichen Transferleistun¬ 
gen in Anspruch nimmt. Bei Bezug von 
ALG II (Hartz IV) wird das Betreu¬ 
ungsgeld nämlich voll angerechnet. 
Sprich: die Familie hat nichts davon. 
Bei Bezug von ALG I wird Betreu¬ 
ungsgeld für die ersten beiden Kinder 
nicht angerechnet. Da ALG I aber ja 
nur maximal 1 Jahr (in Ausnahmen 
mittlerweile länger, aber davon sind 
keine jungen Mütter betroffen) ausge¬ 
zahlt wird, fällt die betroffene Person 
früher oder später in den Bezug von 


ALG II - und somit das Betreuungs¬ 
geld als Zuverdienst weg. 

Abgesehen davon fehlte in keiner 
linken Debatte das Argument „in den 
ersten drei Lebensjahren gehört das 
Kind zur Mutter 44 . Vorgetragen von 
akademisch gebildeten Mittelschichts¬ 
frauen. Genau die profitieren nämlich 
davon. Diejenigen Frauen, die es zu 
einem Universitätsabschluss, aber kei¬ 
nem gut bezahlten Job gebracht haben. 
Die aber mit einem Mann verheiratet 
oder zumindest liiert sind, der ein biss¬ 
chen akademischer ist als sie, und ei¬ 
nen einigermaßen gut dotierten Pos¬ 
ten bekleidet. Die sowieso „zuhause 
bleiben“ würden wegen des Kindes, 
und jetzt dafür subventioniert werden 
(wollen). 

Allerdings dürfte nicht der finan¬ 
zielle Anreiz, sondern tatsächlich ihr 
überholtes Weltbild sie veranlasst 
haben, so massiv in die Debatte ein¬ 
zugreifen. Die SPD machte in die¬ 
ser Auseinandersetzung bisweilen ei¬ 
nen fortschrittlicheren Eindruck als 
linke/“Linke“ Kreise. 

In dem Zusammenhang mit Frau 
und Herd ist die Debatte auch sehr 
schnell bei bezahlter Hausarbeit. In so¬ 
zialen Netzwerken kursieren Rechnun¬ 
gen, nach denen Müttern (und natür¬ 
lich auch Hausmännern) aufgrund der 
Diversität der Anforderungen, Quali¬ 
fikationen und Leistungen ein Jahres¬ 
gehalt von mehr als 100 000 Euro zu¬ 
stünde. Die Forderung nach bezahlter 
Hausarbeit liegt also auf der Hand, und 
wird vor allem von Frauen erhoben. 


Meine Damen, das 
gibt es schon: Früher hieß 
das Dienstmädchen, heu¬ 
te wird das in Stellenaus- 
schreibungen als „Haus¬ 
haltshilfe“ bezeichnet. 
Nun ist die Frage, ob wir 
Frauen uns freiwillig zum 
Dienstmädchen degradie¬ 
ren sollten?! Was wären 
die Folgen? In der Fami¬ 
lie? Kein einziges Famili¬ 
enmitglied, außer der be¬ 
zahlten Dienstmagd, wür¬ 
de doch jemals mehr bei 
der Hausarbeit „helfen“. 
„Mama macht das schon“, 
wird es heißen. Denn: 
„Mama wird ja dafür be¬ 
zahlt“. 

Frauen würden wei¬ 
testgehend vom Arbeits¬ 
markt verdrängt, die Kar¬ 
riereleiter würde ihnen 
bestenfalls morsche Sprossen bieten. 
Junge Frauen würde bei Bewerbungs¬ 
gesprächen gesagt bekommen: „Frau 
Sowieso, bekommen Sie doch ein Kind. 
Dann sind sie versorgt 44 

„Die heiratet ja doch“ würde zu 
„bekommen Sie doch ein Kind“. Mit 
demselben Ergebnis wie „sie heiratet 
ja doch“. Nämlich: dass bei Mädchen 
bei der Schulbildung gespart, Ausbil¬ 
dung als notwendiges Übel betrachtet, 
Berufstätigkeit als Übergang bis zur 
Familiengründung angesehen, und die 
klassische Rollenverteilung zementiert 
wird. 

Das können wir Frauen nicht wirk¬ 
lich wollen. Wir brauchen gleiche 
Chancen und ein gutes Auskommen 
für alle, gleichen Zugang zu Bildung, 
Ausbildung und Arbeitsmarkt sowie 
Frauenquoten auf allen Ebenen und in 
allen Bereichen. Vor allem aber brau¬ 
chen wir ein völlig anderes Familien¬ 
bild. Nämlich eins, in dem beide Eltern 
(egal welchen Geschlechts) eine gleich¬ 
berechtigte Rolle spielen. Beide Eltern 
Zeit für ihre Kinder haben - Eltern¬ 
zeit - ohne finanzielle Einbussen oder 
berufliche Nachteile. Familienfreund¬ 
liche Arbeitszeiten für Menschen mit 
Kindern, ebenfalls ohne finanzielle 
Einbussen oder berufliche Nachteile, 
was die Karriereplanung betrifft. Die 
sich allerdings an den Bedürfnissen der 
Familien orientieren müssen, und nicht 
an den Erfordernissen des Arbeits¬ 
marktes, wie etwa die vom Arbeitge¬ 
berverband vorgeschlagenen 24-Stun- 
den-KiTas. Birgit Gärtner 
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Top Secret 

Bundestagsabgeordnete dürfen TTIP-Texte nicht einsehen 


S chon am Beginn der Verhandlun¬ 
gen über das Freihandelsabkom¬ 
men TTIP zwischen den USA und 
Europäischer Union wurde strengste 
Vertraulichkeit vereinbart. „Exper¬ 
ten“ sollten unter sich bleiben. Demo¬ 
kratisch legitimierte Gremien und Per¬ 
sonen sollten in der Entstehungsphase 
rausgehalten werden. Die USA schät¬ 
zen die missliebigen europäischen Po¬ 
litiker nicht, denn sie behindern. Wie 
tief dieses Misstrauen ist, demonstrie¬ 
ren die Amis ja seit Jahren mit ihren 
Ausschnüfflungspraktiken. Nun wurde 
bekannt, dass selbst in dieser Endphase 
der Verhandlungen Abgeordnete der 
Parlamente in den EU-Mitgliedsstaa- 
ten, die schließlich TTIP in den Parla¬ 
menten beraten und bestätigen müssen, 
von der Einsichtnahme des gegenwär¬ 
tigen Stand der Dinge ausgeschlossen 
sind. 

Nicht ausgeschlossen von der Mit¬ 
wirkung an den Entwürfen, sondern 
ausdrücklich eingeladen, war hinge¬ 
gen die Unternehmerlobby bei der Er¬ 
arbeitung der EU-Positionen zu TTIP. 
Die Europäische Kommission hatte 
ihre „Generaldirektion Handel“ mit 
den Verhandlungen mit entsprechen¬ 
den USA-Partnern beauftragt. Ihre Sit¬ 
zungen fanden unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit hinter verschlossenen 
Türen statt. Zu insgesamt 528 Treffen - 
88 Prozent - waren Vertreter der Kon¬ 
zerne, Banken, Firmen eingeladen. Mit 
Gewerkschaften oder Vertretern von 
Verbraucherorganisationen gab es im 
gleichen Zeitraum 2012 bis 2014 nur 53 
Treffen. Insgesamt hatte die Generaldi¬ 
rektion Handel in diesem Zeitraum 288 
Lobbygruppen, davon 250 aus der Pri¬ 
vatwirtschaft. „Es ist offenkundig, dass 
die Generaldirektion Handel die Ein¬ 
beziehung von Konzern-Lobbyisten 
aktiv förderte, während die nervigen 
Gewerkschafter und andere Gruppen 
zur Wahrnehmung öffentlicher Interes¬ 
sen in Schach gehalten wurden“, heißt 
es in einem Bericht eines in Brüssel 


Die Fusion des deutschen Panzerbau¬ 
ers Krauss-Maffei-Wegmann (KMW) 
mit seinem französischen Konkurren¬ 
ten Nexter Systems ist besiegelt. Kürz¬ 
lich Unterzeichneten beide Unterneh¬ 
men in Paris die Verträge. Die Eigen¬ 
tümerfamilie Bode für KMW und der 
französische Staat für Nexter haben 
den Vertrag unterzeichnet, und somit 
ist die Gründung einer Holding nach 
holländischem Recht, die von beiden 
Firmen sämtliche Anteile hält, offiziell. 

Damit ist der Zusammenschluss 
aber noch nicht abgeschlossen: Das 
Bundeswirtschaftsministerium könn¬ 
te ihn noch verhindern, wenn dadurch 
deutsche Sicherheitsinteressen gefähr¬ 
det sind. Sollte das Wirtschaftsministe¬ 
rium keine Einwände erheben, wäre 
das die wohl spektakulärste Rüstungs¬ 
fusion der letzten Jahre. Es ist aller¬ 
dings nicht mehr davon auszugehen, 
dass vom Ministerium Einwände gel¬ 
tend gemacht werden. „Nach Unter¬ 
zeichnung des Fusionsvertrages be¬ 
absichtigt die Bundesregierung, mit 
Frankreich eine bilaterale Vereinba¬ 
rung zu strategischen rüstungspoliti¬ 
schen Fragestellungen abzuschließen“, 
heißt es laut Welt in einem Schreiben 
von Wirtschafts-Staatssekretär Matthi¬ 
as Machning (SPD). 

Sowohl der französische Verteidi¬ 
gungsminister Jean-Yves Le Drian als 
auch der Parlamentarische Staatssekre¬ 
tär im Bundesverteidigungsministeri¬ 
um, Markus Grübel (CDU), wohnten 
der Vertragsunterzeichnung bei. Le 
Drian sprach von einem sehr wichtigen 
Schritt, aus dem „ein führender europä¬ 
ischer Rüstungsanbieter“ hervorgehen 
solle. Das neue Unternehmen werde 
mit 6 000 Beschäftigten etwa zwei Mil¬ 
liarden Euro im Jahr umsetzen. Strik- 


ansässigen Forscherteams. Das alles ist 
ganz im Sinne der Vereinbarungen zwi¬ 
schen USA und EU - und wir wissen, 
woher der Wind weht. 

Inzwischen wurden diese Meinun¬ 
gen, Standpunkte und Forderungen 
auf Hunderten Textseiten zusammen¬ 
gefasst und die noch unterschiedlichen 
Positionen der USA und der EU, die 
in den nächsten Verhandlungen abzu¬ 


klären sind, aufgelistet. Und natürlich 
gibt es seit Monaten Forderungen nach 
Einsichtnahme in diese Papiere. Klar 
ist zwischen beiden Verhandlungspart¬ 
nern: Die Öffentlichkeit muss außen 
vor bleiben. Strittig sind die Forde¬ 
rungen von Parlamentariern, Einsicht 
nehmen zu dürfen, um sich selbst ein 
Bild von den Positionen zu machen. 
Das wurde seitens der USA strikt ab¬ 
gelehnt. Die EU-Vertreter beugten sich 
dem oder bleiben auch selbst bei ihrer 
ablehnenden Haltung. Um dem Druck 
nachzugeben wurde in Brüssel in der 
USA-Botschaft (!) ein Leseraum einge- 


te Parität zwischen beiden Beteiligten 
sei vereinbart worden, sagte Le Drian. 
Europa müsse eine eigenständige und 
leistungsfähige Rüstungsindustrie ha¬ 
ben, betonte Grübel. 

Durch das Zusammengehen wollen 
beide Rüstungsschmieden ihre Position 
im globalen Wettbewerb bei sinkenden 
nationalen Verteidigungsbudgets ver¬ 
bessern. Die Fusion soll Doppelarbeit 
bei Forschung und Entwicklung vermei¬ 
den, Einkauf und Vermarktung bündeln, 
letztlich also die Kosten senken. 

Im Vorfeld war der Verdacht ge¬ 
äußert worden, mit dem Zusammen¬ 
schluss könnten die strengen deut- 


Die wohl spektakulärste 
Rüstungsfusion der letzten Jahre 


sehen Exportrichtlinien für Rüstungs¬ 
güter umgangen werden. Die Fusion 
dürfe „unter keinen Umständen dazu 
beitragen, dass über Umwege noch 
mehr deutsche Waffen in Länder ge¬ 
langen, die die Menschenrechte mit 
Füßen treten“, sagte beispielsweise die 
verteidigungspolitische Sprecherin der 
Grünen, Agnieszka Brugger, der Neu¬ 
en Osnabrücker Zeitung. Sie forderte 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Ga¬ 
briel (SPD) auf, die Vereinigung zu ver¬ 
hindern. Auch Jan van Aken, von der 
Linksfraktion im Bundestag, äußerte 
sich ablehnend: Die Gefahr sei riesig, 
sagte er, dass noch mehr deutsche Pan¬ 
zer in alle Welt geliefert würden. 

Die Bundesregierung entgegnete: 
„Die strengen deutschen Exportvor¬ 
schriften gelten unvermindert weiter“, 
sagte der Sprecher des Wirtschaftsmi¬ 
nisteriums, Tobias Dünow, in Berlin. Es 


richtet, in dem die zu klärenden Positi¬ 
onen der USA und der EU eingesehen 
werden können. Einsicht können nur 
Personen nehmen, die von der EU auf 
einer Liste abgesegnet sind. Das sind 
Vertreter der Administration in Brüs¬ 
sel und Straßburg - Europaabgeordne¬ 
te sind nicht zugelassen. 

Nun hat das zunehmend geforder¬ 
te Informationsbedürfnis dazu geführt, 


dass den Amerikanern eine Auswei¬ 
tung der Einsichtnahme abgerungen 
werden konnte. Die EU-Kommission 
verständigte sich mit den USA dar¬ 
auf, dass auch in den US-Botschaften 
in den EU-Staaten Leseräume einge¬ 
richtet werden. In Berlin wurde kürz¬ 
lich ein solcher in der US-Botschaft 
eingerichtet. Der Zugang ist streng re¬ 
glementiert. In Deutschland hat Bun¬ 
deswirtschaftsminister Gabriel der 
US-Botschaft eine „Liste mit 130 Re¬ 
gierungsmitarbeitern“, die zum Lesen 
berechtigt sind, übergeben lassen. „Ein 
Zugang für Abgeordnete oder für Ver- 


sei nicht davon auszugehen, dass auch 
durch die aufflammende Diskussion 
über eine Harmonisierung der Vor¬ 
schriften in Europa dazu führen wer¬ 
de, die restriktiven deutschen Vorgaben 
zu lockern. 

Lange Zeit galt der Panzer „Leo¬ 
pard 2“, Hauptprodukt von KMW, als 
Auslaufmodell. Kein verbündeter Staat 
zeigte großartiges Interesse an ihm und 
für die deutschen Kriege, wie in Afgha¬ 
nistan, war er kaum zu gebrauchen. Nur 
der Nahe Osten versprach noch ein gu¬ 
tes Geschäft: Aber der geplante Deal 
mit dem autoritären Saudi-Arabien 
war in der Öffentlichkeit kaum zu ver¬ 
mitteln. Mit dem Krieg in der Ukraine 
änderte sich aber alles: Nicht nur die 
Bundesregierung will ihre Panzerflotte 
aufrüsten, auch Polen will ihre moder¬ 
nisieren und Litauen bekommt deut¬ 
sche Panzerhaubitzen. „Unser Warte¬ 
zimmer füllt sich“, heißt es dann auch 
bei KMW in München. So hatte Grübel 
unlängst gesagt, mit der Entwicklung in 
der Ukraine rücke die Landesverteidi¬ 
gung in den Vordergrund. So kauft die 
Bundesregierung nicht nur 100 ausge¬ 
musterte Leopard-Panzer von KMW 
zurück, sondern lässt sie für voraus¬ 
sichtlich mehr als eine halbe Milliarde 
Euro aufrüsten. 

Auch ein Nachfolgemodell ist in 
Planung: Die Bundesregierung hat nun 
den Panzerbau zur Schlüsseltechnolo¬ 
gie erklärt, was eine staatliche Förde¬ 
rung für die Entwicklung ermöglicht. 
Branchenkenner rechnen laut Han¬ 
delsblatt damit, dass zwischen 2030 und 
2035 das neue Modell einsatzbereit sein 
dürfte. Nach der Fusion wird der neue 
„Leopard“ aber kein rein deutscher 
Panzer sein. Die Kosten für die neue 
Generation von Panzern könnten sich 


treter der Bundesländer und Kommu¬ 
nen ist somit nicht vorgesehen“, ließ das 
Ministerium verlauten. Vorweg ging 
eine Intervention des Bundestagsprä¬ 
sidenten Lammert, der das Informati¬ 
onsbedürfnis der Bundestagsabgeord¬ 
neten dem US-Botschafter in Berlin 
signalisierte und um Ausweitung der 
Lesezirkels bat. Der Botschafter zeig¬ 
te sich entrüstet, dass Lammert seinen 
Brief öffentlich gemacht hatte und 
verweigerte einen Kommentar. „Die 
Botschaft betrachtet den Briefwechsel 
zwischen dem Botschafter und Mitglie¬ 
dern des Bundestages als vertraulich“, 
äußerte ein Botschaftssprecher. Den¬ 
noch sickerte aus dem Schreiben des 
Botschafters der Satz durch: „Das ak¬ 
tuelle Verfahren sieht nicht vor, dass 
Mitglieder der Parlamente der Mit¬ 
gliedsstaaten die konsolidierten Texte 
einsehen.“ Bei den konsolidierten Tex¬ 
ten handelt es sich um Texte, in denen 
sowohl die Position der USA als auch 
der EU zu einzelnen Punkten kennt¬ 
lich gemacht wurde. 

Die Tatsache, dass die Leseräume 
ausschließlich in den US-Botschaften 
der EU-Länder, die eine solche Ein¬ 
richtung ersuchen, eingerichtet wer¬ 
den, verweist wohl auch darauf, dass 
die Amis alles im Griff behalten wol¬ 
len und denen in Europa nicht über 
den Weg trauen. In einem Brief an den 
Vorsitzenden des Wirtschaftsausschus¬ 
ses des Bundestages, Ramsauer (CSU), 
der die Geheimniskrämerei beklagte, 
versprach die Staatssekretärin im Wirt¬ 
schaftsministerium, Zypries, dass sie 
sich „mit Nachdruck“ für den Zugang 
der Bundestagsabgeordneten einsetzen 
werde. Dies habe die Regierung bereits 
„wiederholt sowohl gegenüber der US- 
Seite als auch gegenüber der Europäi¬ 
schen Kommission gefordert“. Die US- 
Botschaft in Berlin bekräftigte darauf¬ 
hin, dass „das aktuelle Verfahren“ nicht 
vorsehe, dass Bundestagsabgeordnete 
die TTIP-Texte einsehen dürften. 

Rolf Priemer 


dann Frankreich und Deutschland mit 
anderen Ländern teilen. Das könnten 
Italien und Großbritannien sein, spe¬ 
kuliert das Handelsblatt. 

Während das Geschäft mit Saudi- 
Arabien am Veto der Bundesregierung 
geplatzt ist, gibt es im Falle Katars we¬ 
niger Bedenken. So hatte der Bundes¬ 
sicherheitsrat vor zweieinhalb Jahren 
dem Verkauf von 62 Leopard-Panzern 
und 24 Panzerhaubitzen an das Emirat 
genehmigt. Nun wolle Katar weitere 
drei Dutzend Panzer kaufen, heißt es 
laut Handelsblatt in Berlin. Die Ent¬ 
scheidung darüber steht allerdings 
noch aus. 

Die Fusion bedeutet aber noch kei¬ 
ne „Europäisierung“ der Rüstungsin¬ 
dustrie. Hinter den Kulissen werden 
Konflikte über Standorte, Budgets, 
Technologiekompetenz und politi¬ 
sche Mitsprache erwartet. Der vertei¬ 
digungspolitische Sprecher der SPD- 
Bundestagsfraktion, Rainer Arnold, 
warnte schon vor einer französischen 
Übermacht in dem neuen Unterneh¬ 
men. „Die Erfahrungen der Vergan¬ 
genheit - wie mit Airbus - zeigen, dass 
die französische Politik ihre nationa¬ 
len Interessen auch bei internationa¬ 
len Gemeinschaftsunternehmen massiv 
durchsetzt“, sagte er nach Agenturmel¬ 
dungen. So warnte auch der Militär¬ 
ökonom Markus C. Kerber kürzlich in 
der Welt vor der Fusion. Wo es bisher 
Kooperationen zwischen beiden Län¬ 
dern im Rüstungssektor gegeben habe, 
hätte man schlechte Erfahrungen ge¬ 
macht. „Die Franzosen sagen Europa 
und meinen Frankreich“, sagte er. Eu¬ 
ropäische Kooperation sei für sie nur 
eine rhetorische Finte, um nationale 
Belange rücksichtslos durchzusetzen. 

Matthias Lindner 


Gegen Antikommunismus 
und Faschismus 

Anlässlich des 70. Jahrestages der Pots¬ 
damer Konferenz hat sich die Interna¬ 
tionale Föderation der Widerstands¬ 
kämpfer (FIR) „gegen alle Ansätze 
des Wiedererstarkens von Faschismus 
und Antikommunismus insbesondere 
in mittel- und osteuropäischen Staa¬ 
ten und gegen alle Versuche, die Ge¬ 
schichte des zweiten Weltkriegs zu ver¬ 
fälschen, Hitler mit Stalin, Faschismus 
mit Sozialismus, die faschistischen Mör¬ 
der und deren Opfer gleichzusetzen“ 
ausgesprochen. 

„Wie auf der Konferenz von Jal¬ 
ta beschlossen, definierten die Kräf¬ 
te der Anti-Hitler-Koalition nach der 
militärischen Zerschlagung des deut¬ 
schen Faschismus die Grundlagen für 
ein friedliches Nachkriegs-Europa. In 
der Potsdamer Konferenz (Ende Juli/ 
Anfang August 1945) formulierten die 
Unterhändler Großbritanniens, der 
Sowjetunion und der USA die Rah¬ 
menbedingungen jener europäischen 
Nachkriegsordnung, die dazu beitragen 
sollten, dass nie wieder Faschismus und 
Krieg von deutschem Boden ausgehen 
können. Die Ziele waren die Vernich¬ 
tung des militärischen Potenzials des 
deutschen Faschismus und Aufbau ei¬ 
ner gesellschaftlichen Ordnung auf der 
Basis von Entnazifizierung, Entmilitari¬ 
sierung, Entmonopolisierung und De¬ 
mokratisierung. Dies entsprach auch 
dem Willen aller antifaschistischen 
Kräfte, die in ihren Ländern für die 
Befreiung vom Faschismus gekämpft 
hatten“. bern 

Warnung vor Spitzelapparat 

„Mit den neuen digitalen Fahndungsme¬ 
thoden entsteht ein elektronischer Spit¬ 
zelapparat. Dabei geschieht das Versen¬ 
den von,Stillen SMS‘ in einer Grauzone, 
denn Polizei und Geheimdienste dürfen 
nur passiv die Kommunikation von Tele¬ 
fonen abhören. Die,Stillen SMS‘ werden 
aber von den Behörden erst erzeugt“, er¬ 
klärt der Bundestagsabgeordnete An¬ 
drej Hunko anlässlich einer aktuellen 
Antwort des Bundesinnenministeriums 
zu digitalen Fahndungsmethoden. 

Halbjährlich fragen die Abgeord¬ 
nete der Linksfraktion beim Bundes¬ 
innenministerium, beim Bundesfinanz¬ 
ministerium und beim Bundeskanzler¬ 
amt nach den Zahlen von Einsätzen 
digitaler Fahndungsmethoden. Hin¬ 
sichtlich des Bundesnachrichtendiens¬ 
tes unterbleibt jedoch seitens der Re¬ 
gierung jede Mitteilung. „Das Aus¬ 
kunftsverhalten der Bundesregierung 
gegenüber uns Abgeordneten verhält 
sich zum Ansteigen der elektronischen 
Spitzelei entgegengesetzt. Trotz explizi¬ 
ter Nachfrage erfahren wir immer noch 
nicht, in welchem Umfang auch der 
Bundesnachrichtendienst ,Stille SMS‘ 
verschickt. So wird das Vertrauen in die 
digitale Privatsphäre weiter ausgehöhlt. 
Handys sind zum Telefonieren da, nicht 
um deren Besitzer heimlich zu verfol¬ 
gen“, monierte der Bundestagsabgeord¬ 
nete Andrej Hunko daraufhin. bern 

Protest gegen Drohnenkrieg 

Die Kampagne „Stopp Ramstein: Kein 
Drohnenkrieg - Von deutschem Boden 
darf nie wieder Krieg ausgehen“ ruft zu 
einer Demonstration und Kundgebung 
am 26. September vor der Airbase Ram¬ 
stein auf. Der US-Militärstützpunkt 
Ramstein sei „ein zentrales Drehkreuz 
für die Vorbereitung und Durchführung 
völkerrechtswidriger Angriffskriege“. So 
würden die meisten tödlichen Einsätze 
US-amerikanischer Kampfdrohnen, u.a. 
in Irak, Afghanistan, Pakistan, Jemen, 
Syrien und Afrika, über die Satelliten¬ 
relaisstation auf der US-Air-Base Ram¬ 
stein durchgeführt. „Die US-Regierung 
hat mittels Drohnen in Pakistan, Jemen 
und Somalia fast 5 000 Menschen au¬ 
ßergerichtlich getötet sowie über 13 000 
im Afghanistan-Krieg. Ungezählte Op¬ 
fer gab es durch US-Drohnen im Irak, in 
Syrien und in Libyen. Die große Mehr¬ 
zahl der Opfer waren Unbeteiligte wie 
Frauen, Kinder und alte Menschen. Die 
Mordbefehle werden per Joystick über 
die Satelliten-Relaisstation in Ramstein 
an die jeweiligen Drohnen übermit¬ 
telt“, kritisieren die Friedensaktivisten. 
Der Aufruf zu den Protesten kann un¬ 
ter www.ramstein-kampagne.eu unter¬ 
zeichnet werden. bern 


Neuer Rüstungsriese entsteht 

Panzerbauer KMW und Nexter gehen zusammen 
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Zehntausende gegen 
Hassverbrechen 

Zwei Ereignisse brachten in Israel am 
Wochenende zehntausende auf die 
Straßen: Der Anschlag eines religiö¬ 
sen Fanatikers, der am 30. Juli bei der 
Gay-Parade in Jerusaleme fünf Teil¬ 
nehmer durch Messerstiche zum Teil 
schwer verletzte und eine 16-Jährige 
tötete, und der Brandanschlag auf ein 
Haus im Palästinenserdorf Douma 
in der Westbank, bei dem ein ander¬ 
halbjähriger Junge starb. Zehava Ga- 
lon, Vorsitzende der oppositionellen 
Meretzpartei, kommentierte: „Es gibt 
eine Verbindung zwischen der Gewalt 
in Bet-El, der Invasion der Ruinen der 
Siedlung von Sa-Nur, der Brandstif¬ 
tung von Douma und der Messerste¬ 
cherei an der Jerusalemer Gay-Para- 
de.“ Netanjahu habe es zu seiner Karri¬ 
ere gemacht, gegen Araber und Linke 
zu hetzen. 

Als Reaktion auf den Brandan¬ 
schlag in Douma gab das israelische 
Sicherheitskabinett grünes Licht für 
die Anwendung der Administrativ¬ 
haft (Festnahme ohne Gerichtsur¬ 
teil), die bisher nur gegen Palästinen¬ 
ser angewandt wurde, gegen jüdische 
Terrorverdächtige. Die Vereinigung 
für Bürgerrechte in Israel spricht sich 
gegen die Anwendung der Administ¬ 
rativhaft sowohl gegen Israeli als auch 
gegen Palästinenser aus, da sie für die 
Betroffenen keine echte Gelegenheit 
zur Verteidigung zulasse. 

Iran für atomwaffenfreie Zone 

Nach der Unterzeichnung des Abkom¬ 
mens über das iranische Atompro¬ 
gramm in Wien ist es nach Ansicht des 
iranischen Außenministers Dschawad 
Sarif an der Zeit, den Nahen Osten 
in eine atomwaffenfreie Zone umzu¬ 
wandeln. Der iranische Außenminister 
rief Israel und die anderen acht Län¬ 
der, die offiziell Atomwaffen besitzen, 
zur völligen Abrüstung auf. „Teheran 
hatte sich bereit erklärt, den Atom¬ 
waffensperrvertrag strikt zu erfüllen, 
während einige Atommächte das nicht 
tun“, kritisierte Sarif. „Nicht selten ver¬ 
weigern Länder, die über Atomwaffen 
verfügen, die Teilnahme an Verhand¬ 
lungen, indem sie sich für frei von den 
Verpflichtungen aus dem Atomwaf¬ 
fensperrvertrag erklären. Israel mit 
seinem nicht deklarierten Atomarse¬ 
nal will in den Vertrag nicht einsteigen, 
koste es was es wolle. Dabei setzt Is¬ 
rael die absurde alarmistische Kampa¬ 
gne gegen die Vereinbarung mit dem 
Iran fort.“ 

Obama verschärft Klimaziele 

US-Präsident Obama will die Ziele zur 
Bekämpfung des Klimawandels ver¬ 
schärfen. Nach den neuen Bestimmun¬ 
gen müssten Kraftwerke ihren Schad¬ 
stoffausstoß bis 2030 um 32 Prozent im 
Vergleich zu 2005 verringern, berichte¬ 
te die „New York Times“. 

Fetter Brocken für Rheinmetall 

Der Rüstungskonzern Rheinmetall 
hat einen Auftrag für einen neuen 
Spürpanzer der britischen Armee er¬ 
halten. Der Generallieferant Lock¬ 
heed Martin UK beauftragte Rhein¬ 
metall mit der Produktion von Turm¬ 
systemen für den Spähpanzer „Scout“. 
Die Bestellung habe ein Volumen von 
mehr als 130 Millionen Euro. 

Protestmarsch 

50 Jahre nach historischen Protestmär¬ 
schen in den USA wollen schwarze 
Bürgerrechtler mit einem zweiwöchi¬ 
gen Marsch weiter gegen die Diskrimi¬ 
nierung von Afroamerikanern kämp¬ 
fen. Von Selma in Alabama wollen die 
Aktivisten über knapp 1 400 Kilome¬ 
ter bis nach Washington laufen. 

Ärzte protestieren 

Aus Protest gegen große Schulden 
des Trägers für Gesundheitsleistun¬ 
gen (EOPYY) sind die griechischen 
Kassenärzte seit Montag in einen Teil- 
Ausstand getreten. Sie behandeln zwar 
in ihren Praxen die Patienten, diese 
müssen aber direkt beim Arzt zahlen. 
Hintergrund sind nach Angaben der 
rund 8 000 Kassenärzte die Schulden 
des EOPYY bei den Ärzten. Sie seien 
seit Februar nicht mehr bezahlt wor¬ 
den. 


Griechenland wird 
kaputtgespielt 

Privatisierungen sollen 50 Milliarden bringen 



Der Bauer steht auf im Land 

Belgische Landwirte gegen ruinösen Wettbewerb 


Nach den französischen machten nun 
auch die belgischen Bauern mobil, 
setzten die Straßenverkehrsordnung 
außer Kraft und parkten ihre Trecker 
auf der Autobahn. Am 30. Juli blo¬ 
ckierten die Landwirte alle wichtigen 
Straßen nach Frankreich. Sie protes¬ 
tierten damit gegen den Preisverfall 
bei Agrarprodukten und gegen die Bil¬ 
ligkonkurrenz vor allem aus Deutsch¬ 
land. Außerdem machen ihnen das 
gegen Russland verhängte Handels¬ 
embargo und die im Gegenzug von 
Russland eingeführten Einfuhrver¬ 
bote für Agrarprodukte aus der EU 
schwer zu schaffen. Jeder in der Nah¬ 


rungsproduktionskette macht Gewinn, 
nur der Bauer nicht“, nennt das Alge- 
meen Boerensyndicaat, die wichtigs¬ 
te Vertretungsorganisation der belgi¬ 
schen Landwirte, den Grund für den 
Protest. Die Situation sei in Belgien 
noch schlimmer als in Frankreich, wo 
die Bauern ebenfalls seit Wochen Stra¬ 
ßen blockieren. „Wir gehen zu harten 
Aktionen über, bis wir ein Resultat 
verzeichnen. Wir verlangen mindes¬ 
tens einen kostendeckenden Preis für 
unsere Produkte“, so das Boerensyn¬ 
dicaat. Auch in den Niederlanden und 
Britannien regt sich inzwischen Pro¬ 
test gegen Billigkonkurrenz. 


Agenturen sprechen von einem 
„Schwarzen Montag“ in Athen. Zwar 
ist der Vergleich zu jenem „Schwarzen 
Freitag“ von New York, dem bekannt¬ 
lich die Weltwirtschaftskrise der 30er 
Jahre folgte, ein wenig weit hergeholt, 
aber das Wortspiel macht zumindest die 
Stimmung in Athen deutlich. 

Nach etwa einem Monat Pause hat 
am Montag die Athener Börse wieder 
geöffnet. Wer sich davon irgendein posi¬ 
tives Signal erhoffte, wurde zutiefst ent¬ 
täuscht. Der Börsenindex Athex Com- 
posite brach um 23 Prozent ein, auch am 
Nachmittag wurden noch minus 17 Pro¬ 
zent angezeigt. Selbst eigentlich Erfolg 
versprechenden Unternehmen wie die 
Elektrizitätsgesellschaft DEI und das 
Glücksspielunternehmen OPAP notier¬ 
ten tief im Minus. Drei Banken mussten 
aus dem Handel ausgeschlossen werden. 

Nun sagen ja bekanntlich die Auf- 
und-ab-Bewegungen der Aktienkur¬ 
se nicht viel über den wirklichen Zu¬ 
stand eines Unternehmens aus, schon 
gar nicht über dessen wirklichen Wert 
und seine Produktion. Allerdings zeigt 
der Absturz der Athener Börse, dass 
den Spekulanten die Lust am Glücks¬ 
spiel mit Aktien griechischer Unterneh¬ 
men vergangen ist. Es ist offenbar nichts 
mehr zu holen und es besteht auch nicht 
viel Aussicht, dass sich das in der nächs¬ 
ten Zeit ändern wird. 

Einer der Gründe für den äußerst 
miserablen Wochenstart ist, dass die 
Aasgeier der „Institutionen“ wieder 
einmal über Athen kreisen. Sie sind 
dabei, der ohnehin bis weit über die 
Schmerzgrenze hinaus kompromiss¬ 
bereiten Regierung noch weitere Zu¬ 
geständnisse abzuringen. Einzelheiten 
sind noch nicht bekannt, es sickerte je¬ 
doch durch, dass die Steuerschraube 
weiter angezogen werden soll. Auch 
beim Renteneintrittsalter soll noch ge¬ 
schraubt werden und es gefällt der Her¬ 
ren der „Troika“ nicht, dass noch kein 
Beschluss über die Einstellung der 
Steuervergünstigungen beim Diesel¬ 
kraftstoff in der Landwirtschaft gefasst 


wurde. Es geht also immer noch darum, 
den Menschen, die von ihrer Hände Ar¬ 
beit, von einer Rente oder vom Arbeits¬ 
losengeld leben, noch mehr aus den Ta¬ 
schen zu ziehen. Neue Gesetze sollen 
zudem Streiks verhindern und die Ar¬ 
beitszeit „liberalisieren“. Übrigens han¬ 
delt es sich dabei um Maßnahmen, die 
zu verhindern Tsipras’ Partei vor und 
sogar nach den Wahlen versprochen 
hatte. 

Auch die Privatisierung von staatli¬ 
chen Unternehmen und sonstigem Ei¬ 
gentum der griechischen Gesellschaft 
wollte Syriza nicht zulassen. Tsipras hat 
nun der Einrichtung eines Treuhand¬ 
fonds zugestimmt, der durch den Ver¬ 
kauf griechischen Eigentums immerhin 
50 Milliarden Euro einbringen soll. Se¬ 
riöse Ökonomen meinen jedoch, dass 
es gar nicht möglich sein wird, derarti¬ 
ge Werte in den Topf hineinzubekom¬ 
men, und sie haben noch größere Zwei¬ 
fel, dass Unternehmen auch zu den er¬ 
träumten Preisen einen Käufer finden. 
Wie bekannt wurde, kam aus Österreich 
bereits das deutliche Wort, dass man die 
griechische Eisenbahn samt Gleisnetz 
nur mit sehr gutem Willen und wenn, 
dann zum Nulltarif übernehmen wür¬ 
de. Mit vielen anderen Angeboten sieht 
es ähnlich aus. 

Die Erfahrungen mit einer ande¬ 
ren Treuhand liegen kein Vierteljahr¬ 
hundert zurück. Betriebe und ande¬ 
res Volkseigentum der DDR wurden 
in einen großen Topf geworfen, aus 
dem sich jeder Spekulant bedienen 
konnte. Am Ende waren nicht nur 
Milliardenwerte buchstäblich in Luft 
aufgelöst, sondern auch der erwünsch¬ 
te „Beweis“ erbracht, dass die Wirt¬ 
schaft der DDR tatsächlich „marode“ 
war. Die kriselnde BRD-Wirtschaft 
erlebte einen Auftrieb, auch dadurch, 
dass zwei Millionen gut ausgebildete 
DDR-Bürgern ihre Heimat verließen. 
Die Regierenden in Athen sollten im 
Geschichtsbuch einfach mal ein paar 
Seiten zurückblättern. 

Uli Brockmeyer 


Brigadegeneral Gschoßmann lässt Scharfschießen 

Die Bundeswehr übt an der Südostfront der NATO mit Raketen 


Runde Geburtstage werden oft mit gro¬ 
ßem Aufwand gefeiert. Als die „NATO 
Missile Firing Installation“ (NAMFI) 
vor einem Jahr 50 wurde, gab es hohen 
Besuch auf Kreta. Die Bundeswehr war 
mit einer Delegation unter Leitung von 
Brigadegeneral Michael Gschoßmann 
auf der Raketenstation vertreten. Es 
gab Programm. Kränze wurden abge¬ 
legt. Kampfflugzeuge wurden in den 
Himmel geschickt. Höhepunkt: Raketen 
durften „Hase und Igel“ spielen. 

Auf Kreta wird mit scharfer Mu¬ 
nition Krieg geübt. Mit dabei: USA, 
Griechenland, Niederlande, Deutsch¬ 
land. Die Flugabwehrraketengruppe 24 
nutzt die Situation, denn zu Hause in 
Bad Sülze lassen sich „feindliche“ Droh¬ 
nen nicht so komplikationslos mit dem 
„Patriot“-Waffensystem bekämpfen. Da 
darf nicht zum Spaß gefeuert werden. 

Der Ernstfall ist längst eingetreten. 
Zur „Verteidigung“ der Türkei setzt 
Staatspräsident Erdogan F-16-Flugzeu- 
ge ein und „eliminiert“ Kurden in Sy¬ 
rien und im Nordirak. Vor möglichen 
Gegenangriffen verteidigen deutsche 
„Patriots“. Die werden mit Mandat des 
Bundestages von der Bundeswehr in 
Kahramanmares „rein defensiv“ vorge¬ 
halten. Mittlerweile gibt es allerdings in 
Berlin eine Auseinandersetzung: Tobi¬ 
as Pflüger (Die Linke) fordert mit dem 
„Rückholrecht“ im Parlamentsbeteili¬ 
gungsgesetz den Abzug der „Patriot“- 
Einheit. Niels Annen von der SPD will 
vom Einsatz nicht abrücken. Gleichzei¬ 
tig gesteht Florian Hahn, Verteidigungs¬ 
politischer Sprecher der CSU, ein, dass 
„der IS über keinerlei Waffen verfügt, 
die von der Patriot bekämpft werden 
müssten“. 


Das kümmert die Bundeswehr nicht. 
Sie setzt auf „Patriot“, bis das Nachfol¬ 
gemodell „Medium Extended Air De- 
fence System“ (MEADS) einsatzreif ist. 
Als Verteidigungskomponente lässt die 
Rakete ohnehin Zweifel aufkommen, 
denn die Reichweiten der verschiede¬ 
nen Typen variieren zwischen 15 und 
160 Kilometern. Die „Bekämpfungs¬ 
reichweite“ wird von der Bundeswehr 
mit 68 Kilometern angegeben, denn - 
Originalton Bundeswehr: „Jederzeit 
kann dort der Ernstfall eintreten.“ 

Vom Stützpunkt Bad Sülze bis nach 
Kaliningrad, der nächsten „feindlichen“ 
Stadt, die nicht zur NATO gehört, sind 
es allerdings an die 500 Kilometer. Rus¬ 
sische Raketen oder Flugzeuge könnten 
unter diesen Bedingungen über Polen 
vom Himmel geholt werden. Es bleibt 
also nur noch die Verteidigung der deut¬ 
schen Heimat auf dem Territorium der 
NATO-Partner Griechenland und Tür¬ 
kei, wobei der „Verteidigungsfall“ in 
der Türkei nicht gegeben ist. Erdogan 
greift vielmehr die Kurden auch außer¬ 
halb türkischen Territoriums an. Er be¬ 
kämpft damit die Gegner des IS und 
bedient gleichzeitig innenpolitische In¬ 
teressen mit dem Ziel, die PKK zu ver¬ 
nichten. 

Die USA als politische und militä¬ 
rische Vormacht der NATO bedienen 
sich beider Länder: der Türkei als Basis 
gegen Russland, Griechenland (Kreta) 
als Ausgangspunkt gegen Nordafrika 
und den Nahen Osten. Der Stützpunkt 
Souda/Akrotiri auf Kreta ist dabei ein 
Schwerpunkt, denn hier konzentrieren 
sich gleich mehrere Waffengattungen: 
der Marinestützpunkt Souda Bay, ge¬ 
eignet für Flugzeugträger und U-Boote, 


der Militärflughafen mit der Startbahn 
für raketenbestückte F-16 und NAMFI 
etwas weiter nördlich auf der Akrotiri- 
Halbinsel als Raketenschießplatz. Ge¬ 
feuert wurde auch schon mal von der 
170 Kilometer entfernten Insel Makra - 
quer durch die südliche Ägäis. 

NAMFI steht für den „sauberen 
Krieg“ der dominanten Seite. Die zu 
zerstörenden Objekte des Gegners be¬ 
finden sich in großer Entfernung. Die 
Soldaten am Joystick der „Patriots“ sind 
dagegen für den Gegner unerreichbar. 
Auch in dieser Hinsicht ist Kreta mit 
dem „Zentrum Luftoperationen“ in 
Kalkar vergleichbar, denn auch hier 
wird der Krieg am Bildschirm geführt. 

Die USA bedienen sich über die 
NATO oder im Rahmen bilateraler Ab¬ 
kommen der Bundeswehr und der grie¬ 
chischen Streitkräfte. Sie stationieren 
Waffen und Munition in den jeweiligen 
„Partnerländern“, in Deutschland auch 
Atombomben am Fliegerhorst Büchel. 
Die Bundeswehr ist dicht dran, denn sie 
bildet in Büchel Jagdbomberpiloten für 
den Einsatz mit Atombomben aus. 

In den aktuellen Regierungspro¬ 
grammen in Athen und Berlin gibt es 
keine konkreten Vereinbarungen, dass 
die US-Army aus den „Besatzungslän¬ 
dern“ abgezogen wird und der Austritt 
aus der NATO anvisiert wird. Diese For¬ 
derungen sind in beiden Ländern der 
Friedensbewegung und den kommu¬ 
nistischen Parteien Vorbehalten. 

Beim Friedensmarsch 2015 von Ma¬ 
rathon nach Athen kritisierte Dimitris 
Koutsoumbas, Generalsekretär der 
KKE, die Erklärung der Regierung, 
„dass sie den Stützpunkt Souda er¬ 
weitern werde, dass ein neuer NATO- 


Stützpunkt auf einer Ägäisinsel errich¬ 
tet werden soll und dass Streitkräfte un¬ 
seres Landes für die imperialistischen 
Interventionen der USA und der NATO 
in der Mittelmeerregion verfügbar sein 
sollen“. Verteidigungsminister Kam- 
menos (ANEL) hatte den USA einen 
Stützpunkt auf Karpathos angeboten. 

Gelegenheit zu einem unüberseh¬ 
baren Protest in Griechenland und 
Deutschland bietet die NATO-Groß- 
übung „Trident Juncture 2015“ vom 
28. September bis 6. November 2015. 
Beteiligt sind die Peripherie-Staaten 
Griechenland, Italien, Portugal und 
Spanien, insgesamt etwa 30 000 Solda¬ 
ten aus 30 Nationen. Die Bundeswehr 
ist mit 3 000 Mann dabei. Sie sorgt für 
Lufttransport, Luftbetankung, Objekt¬ 
schutz sowie für „Planung und Führung 
von Luftoperationen“. Generalleutnant 
Richard Roßmanith erwartet, dass die 
Botschaft der Großübung auch beim 
russischen Präsidenten Putin ankommt. 
Dabei wird nur ein „Weltkrieg ums Was¬ 
ser“ (Bild, 23.6.2015) in Afrika simuliert. 

Uwe Koopmann 

Im Vorfeld von „Trident Juncture 2015“ 
gibt es am 13. September in Duis¬ 
burg eine Tagung der Deutschen Frie¬ 
densgesellschaft -Vereinigte Kriegs¬ 
dienstgegner NRW. Thema: „Für einen 
entmilitarisierten Niederrhein“. Ver¬ 
anstaltungsort: Internationales Zen¬ 
trum, Flachsmarkt 15. Beginn: 11 Uhr, 
Ende: 18 Uhr. Am Samstag, 3. Oktober, 
11.30 Uhr, auf dem Marktplatz Kalkar 
eine Demonstration zur NATO-Zentra- 
le. Geplant sind um 14 Uhr eine Men¬ 
schenkette und die Abschlusskundge¬ 
bung vor der Kaserne. Veranstalter ist 
„Ostermarsch Rhein/Ruhr“. 
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Hinterhof und Pulverfass 

Bulgarien ist das ärmste Land der Europäischen Union 


B ulgarien, einst Synonym für son¬ 
nigen Urlaub, für Ruhe und Er¬ 
holung, wird, wie seine Nachbarn 
Rumänien und Griechenland, zu einem 
Herd zunehmender Widersprüche und 
Gefahren am Schwarzen Meer und am 
Bosporus. 

Nach dem antisozialistischen Um- 
sturzl 989 kamen der IWF und die Welt¬ 
bank mit ihren räuberischen „Hilfen“. 
Es kam die EU (Mitglied seit 2007) mit 
ihren Auflagen - und Deutschland war 
dabei. Es kamen schließlich die USA 
und die NATO (Mitglied seit 2005), 
die das Feld nicht anderen überlassen 


wollten. Der Kampf um das Schwarze 
Meer als strategische Region des Impe¬ 
rialismus gegen Russland und um den 
Kreuzungspunkt verschiedener Han¬ 
dels- und Transportwege war eröffnet. 
Und das auf Kosten der Menschen in 
Bulgarien und in seinen Nachbarstaa¬ 
ten! 

Die innere Entwicklung des Lan¬ 
des wurde entsprechend den Interessen 
und Zielen des ausländischen Kapitals, 
der imperialistischen Mächte gestaltet. 
Geworben wurde mit dem Verspre¬ 
chen „blühender Landschaften“. Die 
Menschen, die daran glaubten, wur¬ 
den betrogen. Nationale Interessen, 
Bedingungen und Traditionen wurden 
durch das Anfachen des Nationalismus 
bis zur Unkenntlichkeit verfälscht und 
aus der Politikbestimmung eliminiert. 


Die Arbeitslosigkeit liegt in 
Bulgarien offiziell bei u,$ Prozent, 
die Jugendarbeitslosigkeit bei 
2g Prozent. 


Die inneren Verhältnisse in Bulgari¬ 
en werden durch die negativen Folgen 
charakterisiert, die die Restauration des 
Kapitalismus und der Druck der EU 
erzeugt haben, um die Bedingungen 
für die Aufnahme als Mitglied der EU 
zu erfüllen. Bulgarien gilt nach seinem 
EU-Beitritt als ärmstes Land innerhalb 
des imperialistischen Zweckbündnis¬ 
ses. Die Verhältnisse, die bis 1945 das 
Leben der Menschen bestimmten, in 


denen das Land auf dem Balkan zur 
Peripherie Europas gehörte, sind zu¬ 
rückgekehrt. In der Schattenwirtschaft 
werden 32 Prozent des Bruttoinlands¬ 
produkts erzeugt. Die Arbeitslosigkeit 
liegt offiziell bei 12,5 Prozent, 2008 wa¬ 
ren es noch 6,5. Die Jugendarbeitslosig¬ 
keit liegt bei 23 Prozent. Der Durch¬ 
schnittslohn beträgt 452 Euro. Rund 
80 Prozent der bulgarischen Haushal¬ 
te leben von weniger als 304 Euro im 
Monat pro Haushaltsmitglied. 

Die politische Stabilität nimmt ab. 
In den letzten gut zwei Jahren haben 
nicht weniger als fünf Regierungen in 


unterschiedlicher politischer Zusam¬ 
mensetzung versucht, die Interessen 
des in- und vor allem des ausländischen 
Kapitals und der imperialistischen Re¬ 
gierungen durchzusetzen. Die Privati¬ 
sierung der Industrie und der öffent¬ 
lichen Daseinsfürsorge wurde durch¬ 
gesetzt. 1997 wurde ein Währungsrat 
eingesetzt, der die Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik der direkten Kontrol¬ 
le internationaler Finanzinstitutionen 
auslieferte. 

Die Krise in und um die Ukraine 
und die Widersprüche zwischen der EU 
und USA einerseits und Russland an¬ 
dererseits haben auch in Bulgarien zu¬ 
sätzlich heftige Auseinandersetzungen 
zwischen verschiedenen politischen 
Lagern und rivalisierenden Gruppen 
ausgelöst. Die traditionell enge wirt¬ 
schaftliche und politische Zusammen¬ 
arbeit mit Russland ist für das EU- und 
NATO-Mitglied Bulgarien nur unter 
wachsenden Schwierigkeiten aufrecht¬ 
zuerhalten. 

Die USA und die EU verstärkten 
zunächst den Druck auf Bulgarien, den 
Bau der Erdgasleitung South Stream 
auf Eis zu legen, weil sie hofften, damit 
Russland unter Druck zu setzen und zu 
schädigen. Die Energiepolitik ist eines 
der dominierenden Themen in den Be¬ 
ziehungen zwischen Bulgarien und den 
USA. Die USA sind daran interessiert, 
das von Gazprom betriebene South- 
Stream-Projekt zu verhindern. Es wür¬ 
de die russische Schwarzmeerküste 


mit Bulgarien verbinden und Russ¬ 
land in die Lage versetzen, jährlich 63 
Milliarden Kubikmeter Erdgas unter 
Umgehung der Ukraine direkt nach 
Bulgarien, Serbien, Ungarn, Sloweni¬ 
en, Österreich und Italien zu liefern. 
Auch Sofia hätte profitiert, durch die 
Gebühren, aber auch aufgrund der Tat¬ 
sache, dass Bulgarien zu einem wich¬ 
tigen Transitstaat geworden wäre. Die 
EU und Deutschland befürchten eine 
energetische Unabhängigkeit der Län¬ 
der Südeuropas. Nach dem Stopp des 
Baus durch Russland sind die Probleme 
nicht gelöst! 


Ein weiterer Schwerpunkt für die 
USA ist die Erhöhung der permanen¬ 
ten militärischen Anwesenheit in Bul¬ 
garien. Am 28. April 2006 wurde ein 
entsprechender Vertrag abgeschlos¬ 
sen. Bereits ein Jahr vorher war ein 
ähnliches Abkommen mit Rumäni¬ 
en vereinbart worden. Bisher wurden 
ein Truppenübungsplatz in Novo Selo 
für die Ausbildung von Bodentruppen, 
ein Luftwaffenstützpunkt in Besmer 
(Transport von Truppen und Technik), 
ein Luftwaffenstützpunkt in Graf Igna- 
tievo, ein Lagerhaus-Stützpunkt Ajtos 
errichtet. Experten zählen Besmer zu 
den sechs wichtigsten US-Stützpunkten 
außerhalb der USA. Während des Be¬ 
suches von Außenminister John Kerry 
im Frühjahr 2015 in Bulgarien wurde 
die Einrichtung weiterer bilateraler 
Arbeitsgruppen beschlossen, die sich 
mit den Bereichen Verteidigung und 
Sicherheit beschäftigen. 

Im März 2015 änderte das bulgari¬ 
sche Parlament das Streitkräftegesetz 
dahingehend, dass in dem Balkanland 
ein NATO-Koordinierungszentrum für 
die neue superschnelle Eingreiftruppe 
eingerichtet werden kann. Es soll Ende 
2015 funktionsfähig sein. 

Die USA und die EU sind sich einig, 
Bulgarien zu nutzen um ihre geostrate- 
gischen Vorhaben zu verwirklichen. Sie 
stoßen auf Widersprüche, wenn es da¬ 
rum geht, wessen Interessen Priorität 
genießen. Dabei geht es aber nicht um 
bulgarische Interessen! Anton Latzo 



Zu den Ärmsten in Bulgarien gehören vor allem Roma. 


Unwürdig, 

grausam, 

unmenschlich 

Offener Brief zur Gefangenensituation in Kolumbien 

Eine Reihe von Parlamentarier/inne/n, Jurist/inn/en, Friedens- und Menschen¬ 
rechts aktiv ist/inn/en hat in einem Offenen Brief an Kolumbiens Präsident Juan 
Manuel Santos, an Emilio Älvarez, den Exekutiv Sekretär der Interamerikani¬ 
schen Menschenrechtskommission, an Papst Franziskus, an Olaf Fykse Tveit, 
Generalsekretär des Weltkirchenrats, und an Ban Ki-Moon, den Generalsekretär 
der Vereinten Nationen, die sofortige Freilassung von 71 politischen Gefangenen 
gefordert, die in kolumbianischen Gefängnissen besonders schlimmer Folter und 
unmenschlicher Behandlung ausgesetzt sind. 

In dem Brief heißt es: 

„Diese Petition basiert strikt auf humanitären Erwägungen. Es geht um 71 
kolumbianische Männer und Frauen, die angesichts ihrer schlechten Gesund¬ 
heit unter extremer Grausamkeit eingesperrt sind, die Mehrheit davon leidet 
erschwerend unter der unzureichenden bis gar nicht vorgenommenen Gesund¬ 
heitsvorsorge des Staates. 

Wir könnten anfangen mit den Tausenden und Abertausenden von Men¬ 
schen, die auf übelste Art in den kolumbianischen Gefängnissen vegetieren, 
unter unwürdigen Bedingungen, die der Verfassungsgerichtshof Kolumbiens 
1998 als „verfassungswidrig“ und als „kritische Lagerung“ bezeichnete (hinzu 
kommen Äußerungen der Berufsrichter Maria Calle, Mauricio Gonzalez und 
Luis Guerrero, die das aktuelle Gefängnissystem als „unwürdig, grausam und 
unmenschlich“ bezeichneten); aber über die allgemeine Gefängnissituation 
hat man schon viel gesprochen und und es gibt auch viele Bemühungen in 
dieser Hinsicht. Über alle diese Gefangenen werden wir hier nicht sprechen. 

Auch könnten wir die andauernde Ablehnung der kolumbianischen Re¬ 
gierung erwähnen, die Existenz von Tausenden politischen Gefangenen an¬ 
zuerkennen; mehr noch, wo sie einen historischen Konflikt anerkannt hat, 
dessetwegen man Friedensgespräche mit einer der aufständischen Gruppen 
führt (Anm. d.Ü.: mit den FARC) und in denen man eine Menge Themen be¬ 
spricht, auch über die Opfer, die Entschädigungsfrage und die Art und Weise 
Gerechtigkeit zu schaffen. Ein weiteres Mal unterstützen wir eine verhandel¬ 
te und friedliche Lösung des Konflikts und sprechen uns für ein baldiges und 
erfolgreiches Ende der Verhandlungen aus, die einen tragbaren Frieden für 
das kolumbianische Volk bringen sollen, der auch ein Frieden für ganz La¬ 
teinamerika sein würde. 

Die Überprüfung der Überlebensbedingungen der 71 Personen, die wir 
hier erwähnen (wobei wir uns sicher sind, dass es noch andere in gleichen 
oder schlechteren Umständen gibt und dass der eine oder die andere in die¬ 
sen Tagen Besserung erfahren haben kann), nimmt uns von jeder weiteren 
Stellungnahme zum Thema aus. 

Es gibt keinerlei Grund, dass irgendein Mensch in irgendeinem Flecken 
der Erde verdienen würde, das zu erleiden, was diese Menschen zu erdulden 
haben. Das Unrecht gegenüber dem Elementarsten ihrer menschlichen Wür¬ 
de bedeutet Unrecht für die Menschlichkeit als solche, und im Namen dieser 
Menschlichkeit fordern wir dringend die Freilassung dieser Personen - mit 
keinem anderen Grund als der Verteidigung der menschlichen Würde, die 
nicht nur für diejenigen, die unter dauernder Folter als Bestandteil ihrer Lage 
leiden, zerstört wird, sondern auch für diejenigen, die sich gezwungen sehen, 
diese entmenschlichenden Aktionen durchzuführen. 

Solange man über ihre Freiheit verhandelt, die, wie wir betonen, dringend und 
vorrangig ist, sind wir bereit in kürzestmöglicher Zeit zu jedem dieser Gefäng¬ 
nisse zu fahren, wo diese Personen sind, um gemeinsam mit der kolumbianischen 
Regierung und Vertreter/inne/n der internationalen Agenturen zum Schutz der 
Menschenrechte die Bedingungen festzustellen, die wir beigefügt anprangern. 
Mit dem Respekt und der Achtung, die Ihre Person und Funktion verdienen: 

Adolfo Perez Esquivel, Friedensnobelpreisträger (Argentinien) 

Noam Chomsky, Philosoph und emerit. Professor (USA) 

Angela Davis, Philosophin, emerit. Professorin (USA) 

Christian Juhl, Abgeordneter, Auslandsbeziehungen des Parlaments (Dänemark) 
Marcelo Chaireo, Anwalt, Präsident der Menschenrechtskommission (Brasilien) 
Mark Burton, Anwalt, Menschenrechtsverteidiger (USA) 

Sahar Francis, Anwältin, Direktorin der Gefangenenhilfsorganisation ADDA- 
MEER (Palästina) 

Jose Schulman, Nationalsekretär der Argentinischen Liga für Menschenrechte 
(Argentinien) 

James Jordan, Menschenrechtsaktivist (USA) 

Marie Bundgaard Hagensen, Menschenrechtsaktivistin für Kolumbien (Däne¬ 
mark) 

Ivan Pinheiro, Generalsekretär der Brasilianischen Kommunistischen Partei (Bra¬ 
silien) 

Bernardo Soares, Union der Kommunistischen Jugend (Brasilien) 

Benjamin Defise, Lateinamerikagruppe Brüssel (Belgien)“ 

Im erwähnten Anhang befindet sich eine Auflistung der Fälle von 57 Männern 
und 14 Frauen, in der Regel angeklagt wegen Rebellion (Mitgliedschaft oder 
Unterstützung einer der Guerillas), die in spanischer Sprache bei der Redaktion 
erhältlich ist. 


Übers.: Günter Pohl 


Schöne neue Welt 

UNO will bis 2030 Hunger und Armut besiegen 


Die Organisation der Vereinten Nati¬ 
onen will bis 2030 Armut und Hunger 
auf der Welt besiegen, wie die Vertre¬ 
ter der 193 Mitgliedstaaten am vergan¬ 
genen Sonntag in New York mitteilten. 
Dort hatten sie zuvor einen Katalog mit 
17 „Nachhaltigen Entwicklungszielen“ 
(SDG) verabschiedet, der den soge¬ 
nannten „Jahrtausendzielen“ nachfolgt. 

Die in mehr als zwei Jahren ausge¬ 
handelten Vorsätze sollen vor allem 


den Ärmsten der Welt helfen und die 
Erfolge der Jahrtausendziele sichern. 
Der Katalog soll im September auf 
einem Gipfel in New York von den 
Staats- und Regierungschefs aus aller 
Welt verabschiedet werden. 

Mit den SDG soll sich die Mensch¬ 
heit vornehmen, innerhalb der nächs¬ 
ten 15 Jahre „die Armut überall auf 
der Welt und in jeder ihrer Formen“ 
und den Hunger zu beseitigen. Wei¬ 


ter soll das Wasserproblem gelöst 
werden, also allen Menschen Zu¬ 
gang zu sauberem Wasser und ei¬ 
ner vernünftigen Toilette garantiert 
werden. Überall auf der Erde sollen 
Jungen und Mädchen eine kostenlo¬ 
se Grundschulbildung bekommen. 
Eine Benachteiligung von Frauen 
und Mädchen soll es nicht mehr ge¬ 
ben und jeder Mensch soll Zugang 
zu verlässlicher, umweltschonender 
Energie bekommen. 

Mit den „Nachhaltigen Entwick¬ 
lungszielen“ sollen aber auch „Un¬ 
gleichheiten“ zwischen den Staaten 
abgebaut und weltweit Wachstum ge¬ 


schaffen werden. Es soll eine weitere 
Industrialisierung, aber in „nachhal¬ 
tiger“ Form geben. Die Ozeane sol¬ 
len umsichtig genutzt und das Klima 
geschützt werden. Knackpunkt bleibe 
allerdings weiter die noch nicht gere¬ 
gelte Finanzierung, mahnte die Hilfs¬ 
organisation „Brot für die Welt“ an. 

Im Jahr 2000 hatten Politiker aus 
aller Welt unter dem UNO-Dach die 
„Millenniumsziele“ verabschiedet. 
Innerhalb von 15 Jahren sollte die 
Zahl der Hungernden halbiert, jedes 
Kind eine Grundschulbildung be¬ 
kommen, die Kindersterblichkeit um 
zwei Drittel gesenkt und Frauen und 


Mädchen gleichberechtigt werden. 
Auch der Kampf gegen Krankheiten 
und Klimawandel war Teil der acht 
Ziele, für die zum Teil das Jahr 1990 
als Vergleichsbasis gewählt wurde. 

Zwar konnte die Zahl der Men¬ 
schen, die am Tag mit 1,25 Dol¬ 
lar auskommen müssen, laut den 
UNO-Statistikern in den vergange¬ 
nen 25 Jahren von 1,9 Milliarden auf 
836 Millionen auf unter die Hälfte 
reduziert werden, doch die anderen 
deklarierten Ziele konnten weder auf 
dem Papier noch in der Wirklichkeit 
erreicht werden. 

ZLV 
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Kampf dem Atomtod: Nur Frieden bietet Schutz ... 

Bilder aus 65 Jahren 



Bild oben: Polizei verhaftet Teilnehmer der Kundgebung des Bayrischen 
Landfriedenskomitees in München anlässlich des 5. Jahrestags des Atombom¬ 
benabwurfs auf Hiroshima, 7. August 1950. 

Bild unten: Ostermarsch 1962, Duisburg-Essen-Dortmund. 

Bild ganz unten: Gegen den NATO-Raketenbeschluss und die Drohungen mit 
der Neutronenbombe. 
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Bild oben: Antikriegstag 1963, Hannover. Bild unten: Büchel 2015, Blockadeaktion. Noch immer lagern hier US-amerika¬ 
nische Atomwaffen und hier werden im Rahmen der innerhalb der NATO vereinbarten sogenannten nuklearen Teilhabe 
auch Jagdbomberpiloten der Bundeswehr für den Einsatz mit dieser Massenvernichtungswaffe ausgebildet. 

In den Bunkern des Standortes lagern wahrscheinlich 20 US-Atomwaffen des Typs B61. Dieser Bombentyp hat eine 
maximale Sprengkraft von 340 Kilotonnen TNT, das entspricht etwa dem 26-fachen der Hiroshima-Bombe. Die USA wollen 
bis 2023 etwa vier Milliarden Dollar aufwenden, um die Atombomben vom Typ B61 zu „modernisieren“. Bisher handelt 
es sich um reine Abwurfbomben; die neue Version soll ein Steuerungssystem erhalten und könnte damit zur präzisions¬ 
gesteuerten Fernwaffe werden. „Mit völlig modernisierten Atomwaffen in Büchel/Eifel und anderswo in Europa entsteht 
erstmals seit den 1980er Jahren eine Konstellation, die einen Atomkrieg in Europa möglich erscheinen lässt“, heißt es 
dazu aufwww.atomwaffenfrei.de. 
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Karikatur: Bernd Bücking 


„Die vorhandene Angst 
in Widerstand verwandeln“ 

Breites Bündnis macht gegen „Freihandelsabkommen“ mobil 


UZ: Nun ist es amtlich. Die seit zwei Jah¬ 
ren laufenden Verhandlungen über die 
Transpazifische Partnerschaft sind vorerst 
geplatzt. Eine gute Nachricht auch für die 
TTIP-Gegner? 

Uwe Hiksch: Ja und Nein. Auf der einen 
Seite ist es gut, dass die Verhandlungen 
gegenwärtig nicht vorwärtskommen. 
Dazu kann man den TTP-kritischen 
Initiativen und Gewerkschaften in den 
betroffenen Ländern nur gratulieren. 
Auf der anderen Seite kann diese Si¬ 
tuation dazu führen, dass die Verhand¬ 
lungen über das TTIP-Abkommen 
noch mehr beschleunigt werden, um 
damit in den innerimperialen Ausein¬ 
andersetzungen über die Vorherrschaft 
auf den Weltmärkten die Position der 
transnationalen Konzerne und Inves¬ 
torengruppen aus den Ländern der EU 
zu verbessern. 

UZ: Was bedeutet dies für die TTIP-Kriti¬ 
kerinnen und -kritiker in der EU? 

Uwe Hiksch: Die Eliten der EU nehmen 
zur Kenntnis, dass fast 2,5 Millionen 
Menschen die selbstorganisierte Euro¬ 
päische Bürgerinitiative unterschrieben 
haben. Den TTIP-kritischen Organisati¬ 
onen ist es gelungen, ein gut funktionie¬ 
rendes europäisches Netzwerk aufzubau¬ 
en. Hier werden Aktionen und Proteste 
über Staatsgrenzen geplant und organi¬ 
siert. Die TTIP-kritischen Bewegungen 
müssen sich aber noch mit anderen Pro¬ 
testen vernetzen. Hier gilt es Überzeu¬ 
gungsarbeit zu leisten. Die systemati¬ 
sche Zerstörung der peripheren Länder 
der EU, wie Griechenland, Portugal oder 
Spanien, oder das ökonomische Zurück¬ 
drängen der französischen oder italie¬ 
nischen Einzelkapitale hat die gleichen 
Ursachen: Die Herrschenden in den öko¬ 
nomischen Zentren versuchen, ihre Wett¬ 
bewerbspositionen gegenüber der Peri¬ 
pherie weiter zu verbessern. 

UZ: Wie sieht aktuell die Protestbewegung 
gegen TTIP aus? 

Uwe Hiksch: In dem Bündnis für eine 
selbstorganisierte Europäische Bürger¬ 
initiative sind mehr als 480 Organisati¬ 
onen aus allen 28 EU-Staaten zusam¬ 
mengeschlossen. Gemeinsam haben sie 
die selbstorganisierte Europäische Bür¬ 
gerinitiative gegen TTIP und CETA 
durchgeführt. In 22 der 28 Mitglieds¬ 
staaten der EU wurde das von der EU- 
Kommission vorgeschriebene Quorum 
überschritten. In Deutschland arbeitet 
im Bündnis „TTIP: unfairHandelbar“ 
über 90 Organisationen und Initiativen 
zusammen, um TTIP und CETA zu ver¬ 
hindern. In Gewerkschaften, Umwelt¬ 
verbänden, Verbraucherschutzorganisa¬ 
tionen, Menschenrechtsorganisationen 
sind zwischenzeitlich fast überall Ar¬ 
beitsgruppen und Aktionsgruppen aktiv, 



Uwe Hiksch ist Mitglied im Bundesvor¬ 
stand der NaturFreunde Deutschlands 
und Anmelder der Großdemonstration 
am io. Oktober in Berlin. Weitere 
Informationen: http://ttip-demo.de/ 
home 


um sich gegen diese neoliberale Freihan¬ 
delsabkommen zu engagieren. Ich mer¬ 
ke das auch bei den NaturFreunden. Der 
Widerstand gegen TTIP und CETA hat 
hier eine ähnliche Dimension erreicht, 
wie in der Hochphase der Friedensbe¬ 
wegung oder der Anti-Atom-Bewegung. 
Dieses Unbehagen muss auf die Straße 
getragen werden. 


UZ: Und wie ist der Stand der Vorberei¬ 
tungen aktuell? 


Uwe Hiksch: Wir wollen am 10 . Okto¬ 
ber ein Zeichen gegen die neoliberale 
Freihandelspolitik der EU-Kommission 
und der Bundesregierung setzen. Unter 
dem Motto „STOP TTIP, CETA - für ei¬ 
nen gerechten Welthandel“ werden wir 
gegen diese falsche Politik der neolibe¬ 
ralen Eliten auf die Straße gehen. Die¬ 
se Herrschenden versuchen gegen die 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger 
ihre Politik durchzudrücken. Zur De¬ 
monstration werden fünf Sonderzü¬ 
ge organisiert, wir erwarten zwischen 
400 und 450 Busse. 


UZ: Warum ziehen die politischen Eliten 
diese Freihandelsabkommen durch, ob¬ 
wohl dort viele Menschen sie ablehnen? 


Uwe Hiksch: Die Volkswirtschaften 
der Länder des globalen Nordens be¬ 
finden sich seit geraumer Zeit in der 
Phase der strukturellen Überakkumu¬ 
lation. Die Herrschenden wissen das 
und versuchen die Verwertungsbedin¬ 
gungen des Kapitals zu verbessern. Die 
nationalen und regionalen Kapitalfrak¬ 
tionen kämpfen in Verbindung mit den 
jeweiligen Staaten oder Staatengruppen 
um die ökonomische Vorherrschaft auf 
den Weltmarkt. EU und USA versuchen 
mögliche Konkurrenten wie Indien, 
China, Russland oder Brasilien zurück¬ 
zudrängen, um die bestehende imperi¬ 
alistische Weltordnung möglichst lange 
zu erhalten. 

Durch Liberalisierung und Priva¬ 
tisierung sollen neue Anlagemöglich¬ 
keiten für das überschüssige Kapital 


erschlossen werden. Die Freihandels¬ 
abkommen sind ein Baustein für die¬ 
sen großflächigen Angriff gegen die er¬ 
kämpften Rechte der unselbstständig 
Tätigen. Diese Durchkapitalisierung 
aller gesellschaftlichen Bereiche steht 
erst am Anfang. Hierfür nehmen die 
Herrschenden eine Zerstörung der de¬ 
mokratischen Grundlagen der bürgerli¬ 
chen Gesellschaft in Kauf. 

UZ: Und warum kritisieren sie be¬ 
sonders die geplanten Investor-Staat- 
Schiedsgerichte ? 

Uwe Hiksch: Wenn vor wenigen Jahren 
linke Kommentatoren gesagt hätten, 
dass internationale Abkommen durch¬ 
gedrückt werden sollen, damit Staaten 
durch transnationale Unternehmen ver¬ 
klagt werden können, wenn gewählte 
Parlamente sozialen oder ökologischen 
Fortschritt ermöglichen, wären diese 
als „linke Spinner“ beschimpft worden. 
Heute stehen wir kurz vor der Umset¬ 
zung dieses Zieles in der EU. Mit den 
Freihandelsabkommen TTIP und CETA 
sollen für ausländische Investoren privi¬ 
legierte Rechte festgeschrieben werden, 
die soziale, ökologische und kulturelle 
Standards gefährden. Solche Investor- 
Staats-Schiedsverfahren schaffen schon 
heute eine Paralleljustiz, die internatio¬ 
nalen Investoren Sonderrechte gegen¬ 
über Staaten einräumt. Ziel von TTIP 
und CETA ist, dass die schon heute gän¬ 
gigen Verfahren auch auf die Länder der 
EU ausgedehnt werden. 

Bis Ende 2013 gab es insgesamt 568 
Investor-Staats-Schiedsverfahrens-Kla- 
gen, die bisher meist von großen trans¬ 
nationalen Konzernen aus den USA 
oder der EU gegen Länder des globalen 
Südens durchgeführt wurden. 31 Prozent 
dieser Klagen wurden gewonnen, bei 
26 Prozent wurden die Verfahren mit ei¬ 
nem Vergleich abgeschlossen. Auch bei 
solchen Vergleichen muss der beklag¬ 
te Staat häufig hohe Zahlungen leisten 
oder eine beschlossene Maßnahme oder 
Gesetz aufheben oder ändern. 

UZ: Sehen Sie konkrete Ansatzpunkte für 
eine Weiterentwicklung für linke Politik 
gegen TTIP und CETA? 

Uwe Hiksch: In vielen gesellschaftlichen 
Gruppen ist Unbehagen gegen diese Po¬ 
litik zu spüren. Ich hoffe, dass die De¬ 
monstration am 10. Oktober einen Bei¬ 
trag leisten kann, eine Erweiterung des 
Aktionsspielraums für fortschrittliche 
Kräfte zu erreichen. Wir NaturFreun¬ 
de werden mit dem Motto „TTIP weg¬ 
kicken!“ und „Freihandelsabkommen 
stoppen!“ aufzeigen, das wir die neoli¬ 
berale Freihandelsideologie als Ganzes 
ablehnen und wollen damit einen Bei¬ 
trag leisten, die Debatte zu erweitern. 

Es ist gelungen einen sehr breiten 
Trägerkreis mit 32 Organisationen zu 


Gastkolumne von Georg Fülberth 

Schöne Aussichten 


Die Bundesrepublik, überlegen u.a. 
durch Arbeitsproduktivität, über¬ 
schwemmt die Märkte mit ihren Wa¬ 
ren. Wer nicht bezahlen kann, nimmt 
Kredite auf. Griechenland brauchte 
nach seinem Beitritt zur Euro-Zone 
2001 niedrigere Zinsen zu zahlen als 
vorher, denn seine Gläubiger muss¬ 
ten nun nicht mehr fürchten, dass 
ihre Darlehen durch Abwertung der 
Drachme entwertet würden. Also 
wurden dem Land Waren und Kredi¬ 
te aufgedrängt. Gewiss hatten neben 
den Spekulanten und Importeuren 
auch kleine Leute etwas davon. Als 
die Blase 2007/2008 platzte, muss¬ 
ten Banken, die sich verzockt hatten, 
ihre Außenstände teils abschreiben, 
teils wurden diese von den Öffent¬ 
lichen Händen der Europäischen 
Union übernommen. Die versuchen 
sich dadurch schadlos zu halten, dass 
sie Griechenland ein Sparprogramm 
nach dem anderen aufzwingen. Das 
trifft die wirtschaftlich Schwachen 
und lässt die Arbeitslosigkeit steigen, 
vor allem unter Jugendlichen. 

Syriza trat mit dem Ziel an, die¬ 
sen üblen Kurs zu beenden, und er¬ 
rang am 25. Januar 2015 einen gro¬ 
ßen Sieg. Die „Institutionen“ der 
EU zeigten sich davon nur mäßig 
beeindruckt. Um Griechenlands 
Verhandlungsposition zu verbes¬ 
sern, bat Ministerpräsident Tsipras 


seine Landsleute um Unterstützung 
in einer Volksabstimmung, und sie 
stellten sich tatsächlich mit großer 
Mehrheit hinter ihn. Auch das juck¬ 
te Schäuble, Merkel, Juncker und die 
Scharfmacher in den baltischen Staa¬ 
ten nicht. Angesichts der vorderhand 
unverrückbaren Machtverhältnisse 
musste Tsipras kapitulieren. Umfra¬ 
gen scheinen zu bestätigen, dass die 
Griechinnen und Griechen die Situ¬ 
ation für ebenso alternativlos halten 
wie er und ihn deshalb weiterhin 
mehrheitlich unterstützen. 

Man sagt, dies sei eine schwere 
Niederlage der Linken. Mag sein. 
Wichtiger ist: Die hauptsächlichen 
Opfer sind die Mittel- und die Unter¬ 
schicht in Griechenland, egal zu wel¬ 
cher politischen Richtung ihre Mit¬ 
glieder gehören. Anpassung und Wi¬ 
derstand scheinen ihnen gleich wenig 
zu nützen. Denkbar ist allenfalls, dass 
die Erpresser-Institutionen kein In¬ 
teresse daran haben, Tsipras völlig 
zugrunde zu richten. Ihnen könnte 
an einem stabilen Parteiensystem 
mit Syriza und Nea Dimokratia, das 
ihre Ansprüche im Inneren umsetzt, 
gelegen sein. Dies geht aber auf lan¬ 
ge Sicht wohl doch nur dadurch, dass 
der Strick um den Hals des Landes 
etwas gelockert wird, etwa irgend¬ 
wann durch einen offenen oder ver¬ 
deckten Schuldenschnitt. 


Kommentar von Adi Reiher 

Abgrund ja, aber 
nicht von Landesverrat 


Jeder Laie erkennt, dass der Vor¬ 
wurf des Landesverrates gegen die 
Verantwortlichen von netzpolitik. 
org falsch ist. Nämlich dann, wenn 
er die Paragrafen liest, die die Ge¬ 
neralbundesanwaltschaft verletzt 
sieht. Die Veröffentlichung interner 
Papiere des Bundesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz durch ein Presseorgan 
ist - auch nach gängiger Rechtsspre¬ 
chung des Verfassungsgerichtes - 
nicht Gegenstand dieser Paragrafen 
94 Abs. 1 Nr. 2,25 Abs. 2,53 StGB. 

Die wahren Hintergründe sind 
schnell aufgezählt. 1. Das Bundesamt 
hat irgendwo ein Leck, nach dem 
nun auch rechtsbewehrt gesucht wer¬ 
den soll. Die Anzeige ist denn auch 
nicht nur gegen die Journalisten, 
sondern auch gegen „Unbekannt“ 
gerichtet. 2. Bundesanwalt, Bundes¬ 
amt und andere Dienste brauchen ir¬ 
gendwie und/oder irgendwo, auf je¬ 
den Fall egal wie (bitte, bitte) einen 
Erfolg - nach den Elementar-Pleiten 
NSU und NSA. 3. Die Herrschaften 
der genannten Organe sind politisch 
ziemlich unsensibel oder einfach nur 
doof. Letzteres deswegen, weil sich 
der Vorwurf des Landesverrates ge¬ 
gen Journalisten nach der Spiegel- 


Affäre auch im vereinigten Vater¬ 
land verbietet. 

Andererseits darf man seitens 
der „Organe“ und der Institutionen 
des Staates natürlich fast alles: aus¬ 
spähen, Gesetze beugen, die Verfas¬ 
sung missachten, Rechts-Terroristen 
unterstützen, Nazis päppeln oder in¬ 
time Daten der Bürgerinnen nach 
Washington durchreichen, nur - pi¬ 
ano bitte, sachte, ganz sachte. 

Darin sind sich die Institutionen 
dieses Staates einig. Auch wenn sie 
sich jetzt mal wieder - nur schein¬ 
bar kleinlich - gegenseitig beschul¬ 
digen. Und so stehen wir denn nicht 
vor einem Abgrund von Landesver¬ 
rat, sondern vor einem abgründigen 
Verrat an der Demokratie, began¬ 
gen von denen, die bei ihrer Amts¬ 
einführung auf Gottes Hilfe oder 
auch nicht schwören, dass sie Scha¬ 
den von ihr abwenden wollen. Die¬ 
ses Spiel läuft schon lang, allzulang. 
Es schränkt die Spielräume aller ein; 
nicht nur derer, die bewusst für so¬ 
ziale und demokratische Rechte ein- 
treten. 

Der Kampf für Demokratie ist 
für uns kein Selbstzweck, sondern 
ureigene Notwendigkeit. 


bilden. Gewerkschaften, Umweltver¬ 
bände, Verbraucherverbände, Sozial¬ 
verbände, Menschenrechtsinitiativen, 
globalisierungskritische Organisatio¬ 
nen und die uns unterstützenden Partei¬ 
en spiegeln eine beeindruckende Breite 
wider. Damit bekommt der Widerstand 
gegen die Freihandelsabkommen neue 
Fahrt. Aus dem punktuellen Widerstand 
gegen diese beiden Freihandelsabkom¬ 
men muss sich jedoch eine grundlegen¬ 
dere Debatte über die heutige Verfasst- 
heit des neoliberalen Weltmarktes, und 
damit des Kapitalismus, entwickeln. 

Wichtig ist, nicht alleine die einzel¬ 
nen Gefahren von TTIP und CETA dar¬ 
zustellen, sondern dies mit einer Analy¬ 
se der gegenwärtigen Situation des Ka¬ 
pitalismus zu verbinden. Die heutigen 
Angriffe des Kapitals gegen Sozial-, 
Umwelt- und Arbeitnehmerinnenrech¬ 
te sind erst der Anfang. Zur Verbesse¬ 


rung der Profitbedingungen der inter¬ 
nationalen Finanzgruppen werden die 
sie tragenden Kapitalgruppen und po¬ 
litischen Eliten auf eine weitgehende 
Zurückdrängung von Schutzrechten im 
Umwelt-, Sozial- und Verbraucherinnen¬ 
schutz drängen. Hochprofitable Investi¬ 
tionsmöglichkeiten wie Fracking, grüne 
Gentechnologie oder die Zementierung 
einer zentralistischen Energieerzeu¬ 
gungsstruktur sollen damit ermöglicht 
werden. 

UZ: Wo liegt die Aufgabe von Linken in 
diesem Prozess? 

Uwe Hiksch: Unsere Aufgabe wird da¬ 
rin bestehen, die vorhandene Angst in 
Widerstand zu verwandeln und diesen 
Widerstand mit einer theoretischen Ana¬ 
lyse zu verbreitern. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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unsere zeit m 


Nie wieder Hiroshima und Nagasaki! 

70 Jahre nach den Atombombenabwürfen am 6. und 9. August 45 


N ach der Zerschlagung des deutschen Fa¬ 
schismus und seiner Verbündeten wur¬ 
de die Welt nicht friedfertiger. Der heiße 
Krieg war beendet. Der Kalte Krieg, der sich ge¬ 
gen die Sowjetunion und die mit ihr verbündeten 
jungen Volksdemokratien richtete, begann und 
verschärfte sich. Die Atomkriegsgefahr wuchs. 
Im April 1949, zum Zeitpunkt der NATO-Grün- 
dung und der Unterzeichnung des Militärpakts 
durch die USA, Großbritannien, Frankreich, Ita¬ 
lien sowie weitere sieben Staaten, verkündete 
US-Präsident Truman, bisherige „Rücksichten“ 
fallenlassend: „Ich bin bereit, die Atombombe für 
den Frieden der Welt einzusetzen.“ Noch wähn¬ 
ten sich die USA im alleinigen Besitz der Bombe. 
General Groves erklärte auf die Nachricht, die 
Sowjetunion sei kurz davor, das Atombomben¬ 
monopol der USA zu brechen, spöttisch, die Sa¬ 
che belustige ihn, und er frage sich nur, welches 
Märchen man ihm als nächstes auftischen werde. 

Am 29. August 1949 zündete die UdSSR ihre 
erste Versuchsbombe. Nach Bekanntwerden des 
erfolgreichen sowjetischen Atombombenexperi¬ 
ments verstärkten die westlichen Massenmedi¬ 
en ihre Propaganda gegen die Sowjetunion. Eine 
Jagd auf „Atomspione“ begann. Trauriger Höhe¬ 
punkt dieser Verfolgungen wurde der Justizmord 
an Ethel und Julius Rosenberg im Juni 1953. 

TASS erklärt am 25. September 1949 im Na¬ 
men der Sowjetregierung jedoch ausdrücklich, 
dass die UdSSR auch weiterhin unerschütter¬ 
lich an ihrer Auffassung über das bedingungslose 
Verbot der Atombombe festhalte. Am selben Tag 
erklärte zudem der sowjetische Vertreter in der 
Vollversammlung der UNO, sein Land bestehe 
unnachgiebig auf der Ächtung der Atomwaffen 
und der Vernichtung aller Kernbombenvorräte. 

Die „Antwort“, die Truman am 31. Januar 
1950 gab, war eindeutig: „Ich habe angewiesen, 
die Entwicklung aller Atomwaffen, einschließlich 
der sogenannten Wasserstoff-oder Superbombe, 
fortzusetzen.“ 

Mit dieser Entscheidung stellte der US-Präsi- 
dent die Weichen für ein weiteres atomares Wett¬ 
rüsten. Denn er sanktionierte den Bau einer noch 
schrecklicheren Vernichtungswaffe, der thermo¬ 
nuklearen Wasserstoffbombe, deren Größe prak¬ 
tisch keine Grenzen gesetzt sind. 

Am 1. November 1952 verschwand die Insel 
Elugelab. Elugelab gehörte zum Eniwetok-Atoll 
der Marshallinseln im Pazifischen Ozean. Die 


Insel wurde durch die erste US-amerikanische 
thermonukleare Explosion von der Landkarte 
radiert. Alle größeren Erdbebenstationen der 
Welt registrierten die Schockwelle der Explo¬ 
sion. Die „Super“, wie sie amerikanische Fach¬ 
leute nannten, entlud eine Sprengkraft von drei 
Megatonnen (drei Millionen Tonnen) TNT. Das 
entspricht der Gesamtstärke sämtlicher im zwei¬ 
ten Weltkrieg eingesetzten Bomben und etwa 
der zweihundertfachen Sprengwirkung der Hi¬ 
roshimabombe. 

In Washington war man nach dem erfolgrei¬ 
chen Test fest davon überzeugt, den Verlust des 
Atombombenmonopols wettgemacht und ei¬ 
nen entscheidenden Vorsprung gegenüber der 
UdSSR errungen zu haben. 

Doch bereits am 12. August 1953 explodierte 
die erste sowjetische Wasserstoffbombe. Militärs 
und Politiker der USA waren schockiert, denn es 
war eine Wasserstoffbombe mit dem Zündstoff 
Lithiumdeuterid. Allein eine solche Bombe war 
militärisch einsatzfähig, weil transportabel. 

Am 1. März 1954 zündeten die USA ihre erste 
sogenannte Dreistufenbombe, auch Fission-Fu- 
sion-Fission-Bomb genannt. Ihre Detonations¬ 
wirkung betrug wenigstens 15 Megatonnen TNT. 
Als Zünder für die eigentliche Wasserstoffbombe 
diente ein Atomsprengkörper. Beide waren ein¬ 
gehüllt in einen Mantel aus normalem Uran (U 
238), das sich unter der Wirkung der H-Bomben- 
Explosion ebenfalls als spaltbar erweist. 
Mehrphasenbomben entfalten eine unvorstell¬ 
bare DetonationsWirkung, die auf 50 und mehr 
Megatonnen gesteigert werden kann. Mit solchen 
Bomben können Länder und Kontinente mit ei¬ 
nem Schlag verwüstet werden. 

Die fürchterliche Wirkung der Wasserstoff¬ 
bombe beschränkt sich nicht nur auf ihre gegen¬ 
über der Atombombe um das Tausendfache ge¬ 
steigerte Explosivkraft. Sie setzt auch Strahlung 
von einer Intensität frei, wie sie auf Erden bisher 
unbekannt war. Man schätzt, dass eine Minute 
nach der Detonation einer mittleren H-Bombe 
am Explosionsort immer noch eine Radioaktivi¬ 
tät herrscht, die der von mehreren 100 Millionen 
Tonnen Radium entspricht. Eine solche Strahlen¬ 
dosis ist für Mensch und Tier im Wirkungskreis 
der Bombe unbedingt tödlich. 

Ist die stärkste Aktivität abgeklungen, blei¬ 
ben genügend gefährliche Spaltprodukte übrig, 
die mit dem radioaktiven Niederschlag (Fallout) 


aus der Stratosphäre langsam auf die Erdoberflä¬ 
che herabrieseln und weite Teile auf viele Jahre 
verseuchen, zudem - wie Strontium 90 - mit der 
Nahrung in den menschlichen und tierischen Or¬ 
ganismus gelangt, dort in den Knochen angerei¬ 
chert wird und unweigerlich Krebs erzeugt. (Sie¬ 
he Seite 13) 

Der amerikanische Nobelpreisträger Linus Pau- 
ling, der sich mit seiner ganzen Autorität der Äch¬ 
tung der Atomwaffen verschrieben hat, gab fol¬ 
gendes Beispiel für die Gefährlichkeit des Fall¬ 
outs: 1 Teelöffel Strontium 90, auf alle Menschen 
der Welt gleichmäßig verteilt, würde unabänder¬ 
lich ihren Tod innerhalb weniger Jahre herbeifüh¬ 
ren. Eine jener Superbomben aber, so rechnete 
Pauling vor, schleudert bei ihrer Detonation die 
tausendfache Menge in die Luft. 

★ 

Gegen die Atomrüstung wandten sich damals 
Menschen in aller Welt - nicht nur die Regierun¬ 
gen der Sowjetunion und der anderen Staaten 
des sozialistischen Lagers, sondern auch Bürge¬ 
rinnen und Bürger, Persönlichkeiten des öffentli¬ 
chen Lebens sowie verantwortungsbewusste Wis¬ 
senschaftler. 

Der französische Atomforscher Frederic Jo- 
liot-Curie, Präsident des im November 1950 ge¬ 
gründeten Weltfriedensrats und Vorsitzender der 
Weltföderation der Wissenschaftler (ab 1946), ge¬ 
hörte zu ihnen. Der Atomforscher und Kämpfer 
der Resistance wurde 1942 Mitglied der Kommu¬ 
nistischen Partei Frankreichs. Nach der Befreiung 
seines Vaterlandes vom Faschismus ernannte man 
ihn zum Hochkommissar für Atomenergie. Unter 
seiner Leitung wurde im Dezember 1948 der erste 
französische Atommeiler kritisch - d.h., der Reak¬ 


tor erreichte eine sich selbst erhaltende Kettenre¬ 
aktion. Zusammen mit seinen Mitarbeitern gelob¬ 
te er feierlich, das Kommissariat für Atomenergie 
sofort zu verlassen, falls sie gezwungen würden, 
für die Herstellung von Atomwaffen zu arbeiten. 
Im März 1950 tagte in Stockholm der Ständige 
Ausschuss des Weltfriedenskongresses. Auf Initi¬ 
ative Joliot-Curies verabschiedeten die Delegier¬ 
ten aus aller Welt einen Aufruf an alle friedlie¬ 
benden Menschen, sich mit ihrer Unterschrift für 
die Ächtung der Kernwaffen einzusetzen. „Wir 
fordern das absolute Verbot der Atombombe als 
einer Waffe des Angriffs und der Massenvernich¬ 
tung“, begründete Joliot-Curie diesen Schritt. „Wir 
sind der Ansicht, dass die Regierung, die als erste 
die Atomwaffe gegen irgendein Land benutzt, ein 
Verbrechen gegen die Menschheit begeht und als 
Kriegsverbrecher zu behandeln ist.“ 

Joliot-Curie registrierte mit Genugtuung das 
weltweite Echo auf den Aufruf. 600 Millionen 
Menschen Unterzeichneten diesen ersten Stock¬ 
holmer Appell, den die sozialistischen Staaten un¬ 
eingeschränkt unterstützten. Eine noch nie dage¬ 
wesene Massenaktion begann sich gegen Atombe¬ 
waffnung und Atomkriegsgefahr zu entfalten. „No 
more Hiroshima!“ - „Nie wieder Hiroshima!“ - 
lautete eine von vielen Losungen, die die Atom¬ 
waffengegner seitdem in ihrem Kampf vereint. 

UZ 

Quellen u.a.: Klaus Hoffmann, Otto Hahn. Stati¬ 
onen aus dem Leben eines Atomforschers, Berlin 
1978/Friedrich Wagner, Die Wissenschaft und die 
gefährdete Welt, München 1964/Wissenschaft 
und Verantwortung. Ausgewählte Schriften von 
Frederic Joliot Curie. Berlin 1962 


Völlig anders als Frederic Joliot-Curie und andere verhielt sich dagegen beispielsweise Edward Teller, der 
1933 das faschistische Deutschland verlassen musste.Teller hatte bereits am ersten Atom bomben projekt 
der USA mitgewirkt. Er gehörte zu jenen Forschern, die später die Entwicklung der Wasserstoffbomben 
und weitere Bombentests der US-Amerikaner uneingeschränkt befürworteten und „die Kollegen in die 
Laboratorien“ zurückriefen. Er sah eine weitere Waffenentwicklung als unumgänglich an. Für ihn be¬ 
stand die „Verantwortung“ eines Forschers nur darin, „Macht“ zu schaffen und neue Atomwaffen für 
seinen Staat zu entwickeln, da es eine Pflicht der Wissenschaftler und Techniker sei, „der Menschheit 
Werkzeuge zu entwickeln“, die in einer Demokratie ohne Grenzen sei, weil diese jede Waffe „richtig 
verwenden werde“. (Wagner, S. 177) - Teller gehörte wie Robert Oppenheimer (siehe UZ vom 24.7.2015, 
S.10) zu den Schülern des deutschen Physikers Max Born, eines entschiedenen Gegners der Atomwaffen. 

Dieser musste 1957 bekümmert feststellen: „Es ist schön, so kluge und tüchtige Schüler gehabt zu 
haben, und doch wünschte ich, sie wären weniger klug als weise. Nun ist durch ihre Klugheit die Mensch¬ 
heit in eine fast verzweifelte Lage geraten.“ 


Leseprobe aus: Das Potsdamer Abkommen. Grundlagen für eine friedliche und antifaschistische Nachkriegsentwicklung 

Schicksal des Potsdamer Abkommens 


(...) Wie der Kriegsverlauf das Zustandekommen 
der Konferenzen in Teheran, Jalta und Potsdam 
bewirkte, so hatte das politische Geschehen der 
Nachkriegszeit bedeutende Auswirkungen auf das 
Schicksal des Potsdamer Abkommens. 

Nicht zuletzt wegen der unübersehbaren militä¬ 
rischen Erfolge der Roten Armee und der großen 
Leistungen der Völker der UdSSR hatten die So¬ 
wjetunion und Stalin persönlich großes internatio¬ 
nales Ansehen erworben. Die Idee des Sozialismus 
gewann weltweit zunehmend an Boden und mobi¬ 
lisierte die Unterdrückten all überall, auch in den 
Kolonien. In Europa hatte die Rote Armee viele 
Völker Osteuropas befreit und den Osten Deutsch¬ 
lands besetzt, wo deutsche Antifaschisten darangin¬ 
gen, eine konsequent antifaschistische, friedlieben¬ 
de und demokratische Ordnung aufzubauen. Auch 
in Italien und Frankreich hatten dieselben Kräfte 
einen beispiellosen Aufschwung erreichen können. 
Über eine Volksfront strebten sie auch dort Volks¬ 
demokratien an. 

Westdeutschland in die NATO 

In dieser weltweiten Entwicklung sah die nach 
Roosevelts Tod gebildete reaktionäre US-Admi¬ 
nistration unter Truman eine „lebensgefährliche“ 
Bedrohung. Hatten die USA im Ergebnis des 
Zweiten Weltkrieges mit verhältnismäßig gerin¬ 
gen eigenen Opfern ihre Weltmachtposition ganz 
erheblich ausbauen können, so mussten sie sich 
eingestehen, dass im Ergebnis des Sieges der Ro¬ 
ten Armee über den Hitlerfaschismus dort nicht 
nur eine starke zweite - sozialistische - Weltmacht 
entstanden, sondern auch politisch der Einfluss des 
Sozialismus in der ganzen Welt erheblich gewach¬ 
sen war. Kündigte sich damit womöglich das Ende 
des Imperialismus an? 

Weiterhin war abzusehen, dass mit der Verwirk¬ 
lichung des für die Besatzungszeit vereinbarten 
Potsdamer Abkommens in Gestalt eines friedlie¬ 
benden, demokratischen, antifaschistischen und 
einheitlichen Deutschland den US-amerikanischen 
Truppen der Rechtsgrund für ihre Anwesenheit in 
Deutschland - und damit in Europa - verlorenge¬ 


hen würde: Man hätte die Truppen, die mit Mühe 
und Kosten über den „großen Teich“ nach Euro¬ 
pa gebracht worden waren, wieder zurückziehen 
müssen. Das durfte nicht sein! Aus Sicht der USA 
musste unverzüglich gehandelt werden. 

Mit dem Abwurf der ersten Atombomben auf 
Hiroshima und Nagasaki läuteten sie den Kalten 
Krieg ein. Denn dieser Abwurf richtete sich eigent¬ 
lich nicht gegen Japan, sondern gegen die Sowjet¬ 
union - gegen Stalin persönlich, wie Truman ihm 
am Rande der Konferenz im Schloss Cecilienhof 
mitteilte. Dank der militärischen Erfolge Chinas 
und des Eintritts der Sowjetunion im August 1945 
in den Krieg gegen das bereits sehr geschwächte 
Japan stand dessen Niederlage unmittelbar bevor. 
Japaner wurden als „Versuchskaninchen“ für den 
Einsatz dieser Waffe missbraucht. 

Um von vornherein ein sozialistisches oder gar 
kommunistisches Europa zu verhindern, bedurfte 
es eines „Grundes“ für die fortdauernde Anwesen¬ 
heit der US-Armee. Weiter benötigte man für die 
avisierte militärische Auseinandersetzung mit der 
Sowjetunion das militärische Potential der Deut¬ 
schen, das durch seine geplante, aber erst 1955 er¬ 
folgte Einbeziehung in das gegen die Sowjetunion 
gerichtete Militärbündnis NATO erfolgte. 

Solange das besiegte Deutschland von den 
Alliierten gemeinsam verwaltet wurde, war eine 
solche Planung irreal. Die erste Voraussetzung 
für die Durchführung der Pläne der US-Impe- 
rialisten war daher die Spaltung und damit die 
faktische Liquidierung des Potsdamer Abkom¬ 
mens. Begonnen wurde die Spaltung Deutsch¬ 
lands mit einer insgeheim langfristig, bereits im 
November 1947 komplett vorbereiteten separa¬ 
ten Währungsreform vom Sommer 1948. Zuvor 
war schon im September 1947 auf der Pariser 
Konferenz - also ein Dreivierteljahr vor dieser 
Währungsreform - die einseitige Einbeziehung 
der inzwischen als eigenständige wirtschaftliche 
Verwaltungseinheit errichteten (westdeutschen) 
Bi-Zone in die Marshallplanhilfe mit Kapital 
aus den USA und entsprechender Abhängigkeit 
verabredet worden. Das war währungspolitisch 


die ökonomische Trennung. Es war die Spaltung 
Deutschlands. 

Um das militärische Potential der Deutschen 
gegen die Sowjetunion zur Geltung zu bringen, 
brauchte man einen eigenständigen westdeut¬ 
schen Staat. Üblicherweise schafft sich ein Staat, 
wenn notwendig, eine Armee, in Westdeutschland 
lief es genau andersherum ab: Um westdeutsche, in 
die NATO einzugliedernde Streitkräfte aufzubau¬ 
en, bedurfte es zuvor eines westdeutschen Staates. 
Dessen Gründung war somit das Vehikel für den 
Aufbau der westdeutschen Armee im Rahmen der 
NATO. 

Unmittelbar nach der separaten Währungs¬ 
reform ordneten deshalb die Militärgouverneure 
der drei westlichen Besatzungsmächte am 1. Juli 
1948 im „Frankfurter Dokument I“ an, bis zum 
1. September 1948 - also innerhalb von zwei Mo¬ 
naten! -für Westdeutschland einen (demokratisch 
aussehenden) Verfassungskonvent einzuberufen, 
der eine Verfassung für Westdeutschland ausarbei¬ 
ten und verabschieden sollte. Den Westdeutschen 
wurde schließlich am 23. Mai 1949 - ohne ihre de¬ 
mokratische Beteiligung - das Grundgesetz vor¬ 
gesetzt. 

Das Haupthindernis für die Einbeziehung West¬ 
deutschlands in die NATO waren die antifaschisti¬ 
schen Kräfte, voran die Kommunisten und ande¬ 
re Demokraten, Sozialisten, friedliebende Bürger, 
die über die spalterischen Pläne Adenauers in Sor¬ 
ge waren und aktiv gegen die Einbeziehung West¬ 
deutschlands in die NATO sowie gegen die Aufrüs¬ 
tung und die Gefahr eines Bürgerkrieges auftra¬ 
ten. Mit allen dem gerade erst erstandenen Staat 
zur Verfügung stehenden polizeilichen und juristi¬ 
schen Mitteln wurde gegen diese demokratischen 
und friedliebenden Kräfte vorgegangen, mit einer 
beispiellosen Verfolgung, die buchstäblich in vielem 
an die der Nazis erinnerte. 

Was lehrt uns das Zustandekommen des Pots¬ 
damer Abkommens und sein Schicksal? Reaktio¬ 
nären, kriegslüsternen - imperialistischen - Kräften 
kann in den Arm gefallen, und sie können an den 
Verhandlungstisch gebracht werden, wenn die Völ¬ 


ker sich unbeirrbar zusammenschließen und ihre 
gemeinsame, auch militärische Stärke genügend 
konsequent zur Geltung bringen. Wenn sich aber 
die friedliebenden Menschen und die Völker dieser 
Erde durch jene imperialistischen Kräfte dividie¬ 
ren und gegeneinander aufbringen lassen, rettet sie 
kein noch so gutes juristisch ausgefeiltes Abkom¬ 
men, kein Gesetz davor, wieder mit ihrem Blut die 
Zeche zahlen zu müssen. Erich Buchholz 
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Mit den „Waffen des Griechentums“ 


Gina Pietsch und Christine Reumschüssel feierten Mikis Theodorakis 



Ideale Partnerinnen: Gina Pietsch und Christine Reumschüssel 


W eil ich mich nicht Gesetzen 
beugte“ In ihrer vielfarbigen 
und kontrastreichen Theodo- 
rakis-Hommage, passgerecht zum neun¬ 
ten Dezennium am 29. Juli, verströmten 
Gina Pietsch (Gesang) und Christine 
Reumschüssel (Synthesizer) eine künst¬ 
lerische Energie, die viele Facetten zum 
Leuchten brachte. Als professionelles 
Duo liefen sie jetzt ein weiteres Mal zu 
potenzierter Hochform auf. Die weithin 
bekannte Sängerin und Schauspielerin, 
auf Brecht und über ein Dutzend weite¬ 
rer Autoren spezialisiert, mit der versier¬ 
ten Jazz/Rock/Pop-Pianistin, die zuletzt 
für Barbara Thalheim oder für Hans- 
Eckardt Wenzel spielte. Die Stimmung 
in der übervollen Berliner Ladengalerie 
der „jungen Welt“ kulminierte beim furi¬ 
osen (und nun erst in nahezu voller Län¬ 
ge noch einmal) zugegebenen Sirtaki. 

„Zorbas, der Grieche“ rahmte also 
faktisch diesen biografisch scheinbar 
querstehenden Liederabend, bei schwie¬ 
rigem Gleichgewicht der künstlerischen 
Ausdrucksmittel für gestaltwerdende 
Kämpfe, prophetische Triumphgesän¬ 
ge, Elegien und Klagen. Wie schon vor 
Jahren, als sie Auswahl und eigene dra¬ 
maturgische Gestaltung für und mit dem 
Begleiter Uwe Streibel vorbereitete und 
umsetzte, kann sich Gina Pietsch auch 
heute auf gelungene deutsche Nachdich¬ 
tungen der Verse von Jannis Ritsos, Gi- 
orgos Seferis, Odysseas Elytis, Iakovos 
Kambanellis, Jannis und Mikis Theodo¬ 
rakis stützen, um nur die bekanntesten 
zu nennen. Zum gelingenden Nachvoll¬ 


zug hat Liedermacher Frank Viehweg in 
Pietschs Auftrag das meiste beigetragen. 
Gisela Steineckert, Heinz Czechowski, 
Hans-Eckardt Wenzel und andere über¬ 
ließen ihr jeweils frühere Arbeiten. 

Gina Pietsch verfügt über reiche 
Grundhaltungen und Ausdrucksnuan¬ 
cen des an Brecht geschulten gestischen 
Singens, sie setzt zuweilen auch melo¬ 
dramatisches Sprechen ein. In Christine 
Reumschüssel hat sie eine ideale Part¬ 
nerin: zupackend gehämmerte Einlei¬ 
tungsakkorde, rasant treibende Tempi, 
sicheres „Wiedereinfangen“ freien Ge¬ 
sangs. Das hymnisch-bekenntnishafte 
„Die ganze Erde uns und kein Stück 
unsren Feinden“, ebenso Reumschüs- 
sels folkloristisch-tänzelnder Kom¬ 


mentar zu „Diese Bäume dulden einen 
geringeren Himmel nicht“, ließen den 
ersten Programmschwerpunkt, Ritsos’ 
Gedichtzyklus „Griechentum“ mit der 
Musik von Theodorakis (1966), zum Er¬ 
lebnis werden. 

Im Jahr vor dem Obristenputsch be¬ 
gann der Komponist zu ahnen, „dass 
Griechentum nicht Vergangenheit, son¬ 
dern Zukunft besingt“: „Wenn sie die 
Faust ballen, ist sich die Sonne der Welt 
gewiss ...“ Mikis war damals auf einer 
Solidaritätsdemo für den vom Königs¬ 
haus weggeputschten Ministerpräsi¬ 
denten Georgios Papandreou von der 
Polizei niedergerissen und misshandelt 
worden. Nach dem Militärputsch folgten 
dann ab 1968 nicht nur krankmachende 


' 90. Geburtstag 

Haft, und Folter, sondern auch das totale 
Verbot fortschrittlicher Kunst. Für Theo¬ 
dorakis bedeutete es das Aus für seine 
persönlichen Erneuerungsversuche, die 
eine „unmittelbar wirkende griechische 
Musik im Einklang mit der Volksbewe¬ 
gung“ zum Ziel hatte. Kulturell betraf es 
ebenso Ritsos’ Verflechtungsbemühun¬ 
gen von Dichtung und Kampf. 

Der seit Ende der 50er Jahre durch 
Maria Farantouri berühmt gewordene 
Epitaph 3, eine Mutter an ihren Sohn, 
von Ritsos/Theodorakis („An einem 
Maitag gingst du fort“), berührt auch in 
dieser Berliner Theodorakis-Hommage 
zutiefst. Die vokal verinnerlichte Kla¬ 
ge bedarf allerdings keiner instrumen¬ 
tal „entrückenden“ Pedalwirkung: Der 
Reiz liegt im „Archaischen“ und im 
Durchscheinen von traditionellen und 
neuen Techniken, eigenständigen Cha¬ 
rakterisierungen des „zeitgenössischen 
Volkslieds“ als Ausgangsmaterial. 

Jannis Ritsos schrieb 1968 unter 
leid- und schmerzvollen Bedingungen 
auf der Gefängnisinsel Leros heimlich 
Epigramme. Als „Kassiber“ gelangten 
sie 1972 in Mikis’ Pariser Exil, wo sich 
der Schwerkranke ihrer annahm, inzwi¬ 
schen kraft weltweiter Solidarität aus 
dem KZ Oropos gerettet. So entstand 
der Zyklus „18 kleine Lieder für die bit¬ 
tere Heimat“, aus denen wir von Pietsch 
auf Griechisch gesungen „Silleitourio“ 
hörten. Der Zyklus wurde im Jahr vor 
dem Sturz der griechischen Obristendik- 
tatur parallel in Paris und im Athener 
Untergrund für die Schallplatte aufge¬ 


nommen. Von London aus gelangte er 
auf Solidaritätstouren mit Mikis, Maria 
Farantouri und anderen Prominenten 
bald live in die Welt bis zum triumphalen 
Solidaritätsempfang für den heimkeh¬ 
renden Mikis Theodorakis, November 
1974 im Stadion von Piräus. Zwar heißt 
„Silleitourio“ „gemeinsame Feier“, doch 
darf die folkloristisch-tänzelnde Beglei¬ 
tung nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
sie zu Ritsos’ zornig verknapptem Text 
scharf kontrastiert. Theodorakis sah in 
dieser eigenen Ausdrucksform Waffen 
des Griechentums zum Sieg über Ty¬ 
rannei, indem das Volk zum Singen und 
Tanzen aufgefordert sei. 

Bei aller Fülle der im Netz und auf 
Tonträgern verfügbaren Aufnahmen 
tut es zweifellos gut, den „klassisch“ ge¬ 
wordenen Liedern des Kampfes („Im 
Schlachthaus“, „Weil ich mich nicht den 
Gesetzen beugte“, „Sotiris Petroulas“ 
„Verweigerung“), der Anklage („Lied 
der Lieder“ aus der Mauthausen-Kan- 
tate), oder den zu Tausenden populä¬ 
ren über die Liebe live nachzulauschen. 

Unbeirrt von fatalen persönlichen 
Erfahrungen im Griechenland der spä¬ 
ten 70er Jahre, als er sich der aktiven 
Sammlung der antidiktatorischen Kräf¬ 
te einschließlich der Kommunisten ver¬ 
schrieb, rät Mikis heute seinen linken 
und kommunistischen Landsleuten, 
nochmals in einer breiten „Volksfront“ 
gegen das System des Finanzkapitalis¬ 
mus und seiner politischen Helfer auf¬ 
zustehen. 

Hilmar Franz 


„Die Leute sind stinksauer!“ 

Appel: Ein niedersächsisches Dorf kämpft - erst gegen Flüchtlinge, dann gegen seinen schlechten Ruf 


In dem Film „Willkommen auf 
Deutsch“ dokumentieren die beiden 
Regisseure Carsten Rau und Hauke 
Wendler den schwierigen Prozess der 
Unterbringung von Flüchtlingen in 
den gutbürgerlichen und wohlsituier¬ 
ten Gemeinden Appel und Tespe im 
Landkreis Harburg (Niedersachsen). 

„Der 89-minütige Dokumentar¬ 
film ,Willkommen auf Deutsch 4 setzt 
bei genau diesen Menschen an, bei 
ihren Sorgen und Vorurteilen. Nicht 
in Berlin-Hellersdorf, sondern in der 
bürgerlichen Mitte Westdeutschlands: 
im Landkreis Harburg ... ein Stück 
Deutschland, in dem die Welt noch in 
Ordnung scheint“, wird auf der Websei¬ 
te der Produktionsfirma PIER 53 Film¬ 
produktion erläutert. 

Der Landkreis Harburg ist der 
zweitreichste (!) Landkreis in der ge¬ 
samten Republik ... Und hatte zu 
dem Zeitpunkt (Stand 2013) etwa 
240000 Einwohnerinnen und insge¬ 
samt 645 Asylbewerberinnen aufge¬ 
nommen, 500 weitere mussten unter¬ 
gebracht werden, da die Zahl der Asyl¬ 
bewerberinnen 2013 im Vergleich zu 
2012 um fast 100 Prozent gestiegen 
war. 

Appel hatte 415 Einwohnerinnen 
und zu dem Zeitpunkt keine Flüchtlin¬ 
ge, Tespe 4 100 Einwohnerinnen und 
sieben Flüchtlinge aufgenommen. 

Bei Kameraschwenks über die Ge¬ 
meinden Appel und Tespe sind schmu¬ 
cke Einfamilienhäuser zu sehen, mit 
Vorgarten und altem Baumbestand, 
echte deutsche Eichen, wie im Film 
stolz zum Ausdruck gebracht wird, und 
Deutschlandfahnen wehen, zumindest 
vereinzelt, im Wind. 

Die Unterbringung in einer ehe¬ 
maligen Sparkasse in Tespe ging eini¬ 
germaßen reibungslos vonstatten, die 
Ablehnung wurde den Flüchtlingen 
eher subtil gezeigt. In Appel hinge¬ 
gen gründeten „besorgte Bürgerinnen 
und Bürger 44 eine Initiative zur Ver¬ 
hinderung der Unterbringung von 53 
männlichen Asylbewerbern in einem 
ehemaligen Altenpflegeheim im Orts¬ 
kern ihres Dorfes. Der Deal, den sie 
schließlich durchsetzen konnten: statt 
der 53 Flüchtlinge im ehemaligen Al¬ 
tenpflegeheim werden zehn (letztend¬ 
lich waren es zwölf) Asylbewerber im 


Hotel „Deutsches Haus 44 unterge¬ 
bracht. 

Der Film beginnt mit einem Spa¬ 
ziergang mit Hartmut Prahm, Spre¬ 
cher der Bürgerinitiative (BI), auf der 
Hauptverkehrsstraße in Appel, die zu 
dem Objekt führt. Seiner Ansicht wird 
sich das ehemalige Altenpflegeheim - 
wenn nicht der ganze Ort - in Sodom 
und Gomorrha verwandeln, wenn dort 
53 männliche Flüchtlinge untergebracht 
werden. 

Der allererste Satz von Prahm, der 
allererste Satz im Film überhaupt: „Ja, 
das ist das - noch (!) - beschauliche 
Dorf Appel.“ „Ich glaube nicht, dass 
die Gemeinde das so akzeptieren wird“, 
sagt er im Hinblick auf die geplante 
Unterbringung. Dann - inzwischen bei 
sich zu Hause angekommen - liest er 
dem Filmteam den Brief der Bürgerini¬ 
tiative an den Gemeinderat vor: 

„... Die Bewohner Appels sind er¬ 
schrocken über die geplante Zuweisung 
einer vergleichsweise hohen Anzahl von 
Asylbewerbern. Was und wer gibt dem 
Landkreis das Recht, eine so weitrei¬ 
chende Entscheidung über die Köpfe 
der Einwohner Appels hinweg zu ent¬ 
scheiden? Wir erwarten, dass die Ein¬ 
wohner Appels in den Entscheidungs¬ 
prozess eingebunden werden. Wir erwar¬ 
ten eine zeitnahe öffentliche Anhörung. 

Mit freundlichen Grüßen, die Ein¬ 
wohner Appels“ 

Nicht unterzeichnet mit „die Bür¬ 
gerinitiative“, sondern „die Einwohner 
Appels“! 

Das Hotel und Gaststätte „Deut¬ 
sches Haus“ in Appel schenkt seinen 
Gästen Radeberger aus, und bietet 
„Hotelzi incl. Frühstück ab € 25“ an. 
Besitzer Carsten Fock hat sich erbo¬ 
ten, Hotelzimmer, insgesamt zehn, 
für die Unterbringung von Flüchtlin¬ 
gen an den Landkreis zu vermieten. 
Damit soll erreicht werden, dass von 
der Unterbringung der 53 Personen 
in dem ehemaligen Pflegeheim abge¬ 
sehen wird. Das klingt großzügig, bei 
Licht betrachtet saniert Fock sich da¬ 
mit. Das Aufkommen von Tourismus 
dürfte sich in Appel in Grenzen hal¬ 
ten, und der Winter stand vor der Tür, 
was selbst in den ausgewiesenen Tou¬ 
rismus-Hochburgen in der Lüneburger 
Heide Flaute bedeutet. 


Aber Prahm findet, das sei „ein fai¬ 
res Angebot seitens der Gemeinde“. 

Im Laufe des Films wird es unwirt¬ 
licher: das Wetter, aber auch die Stim¬ 
mung. Im Vorfeld der Ratssitzung, bei 
der über die Zustimmung zum Bauan¬ 
trag für den Umbau des ehemaligen 
Pflegeheims zur Asylbewerberunter¬ 
kunft entschieden werden soll, hat die 
BI symbolisch einen Zaun aus Pro¬ 
test-Plakaten um das leer stehende 
Gebäude errichtet. Zu dem Zeitpunkt 
bekommt der für die Unterbringung 
der Flüchtlinge verantwortliche So¬ 
zialdezernent des Landkreises, Rein¬ 
hard Kaminski, Sprüche wie „Nimm 
doch deine Neger mit“ zu hören. 

Der Gemeinderat springt brav über 
das Stöckchen - macht dabei allerdings 
nicht den Eindruck, als geschehe dies 
widerwillig - und lehnt den Bauantrag 
des Landkreises ab, und verhindert so 
die Unterbringung der 53 Flüchtlinge. 
Kaminski lässt sich schließlich auf die 
Unterbringung im „Deutschen Haus“ 
ein. Dort können statt der ursprünglich 
angebotenen zehn sogar zwölf Flücht¬ 
linge untergebracht werden. 

Seit März dieses Jahres lief der Film 
in Dutzenden Kinos, und kürzlich auch 
in der ARD. Darin kommen auch die 
Flüchtlinge zu Wort, können ihre er¬ 
schütternden Geschichten erzählen, au¬ 
ßerdem ehrenamtliche Helferinnen und 
der Kirchenkreis, die versuchen, den 
Flüchtlingen ihr Schicksal ein bisschen 
erträglicher zu machen, und diesen vor 
allem mit Rat und Tat zur Seite zu ste¬ 
hen. Die wirklich erstaunliche Hilfsbe¬ 
reitschaft einiger weniger steht im Kon¬ 
trast zu der von stumpfem Rassismus 
getragenen Ablehnung der Mehrheit. 

Die Reaktionen des Publikums auf 
die Doku reichen von Fassungslosig¬ 
keit bis zu geballter Wut. Erzürnt wa¬ 
ren auch viele Bürgerinnen und Bürger 
der Gemeinde Appel darüber, dass ihre 
wohlgenährte Empathielosigkeit so un¬ 
geschminkt zur Schau gestellt wird. In 
einer Diskussionsrunde mit den bei¬ 
den Regisseuren im „Deutschen Haus“ 
versuchten einige Appeler sich von der 
feindlichen Haltung den Flüchtlingen 
gegenüber zu distanzieren. Die Bürger¬ 
initiative sei nicht in ihrem Sinne gewe¬ 
sen. Fakt aber ist: die Bürgerinitiative 
bekam großen Zulauf, und der Gemein¬ 


derat sprach sich einstimmig gegen die 
Unterbringung von 53 Asylbewerbern in 
dem ehemaligen Altenpflegeheim aus. 

Appel ist ein beredtes Beispiel dafür, 
dass die „besorgten“ Wohlstandsbürger 
genauso gefährlich, aber viel nachhalti¬ 
ger sind als der gemeine Pöbel in Freital, 
Hamburg-Jenfeld oder anderswo. Sie be¬ 
sitzen Mitgliedsbücher demokratischer 
Parteien, bekleiden öffentliche Ämter, 
üben Berufe aus, die ihnen im Kampf 
gegen das Böse, in dem Fall Flüchtlinge, 


nützlich sind, oder haben ökonomische 
Mittel, sich notfalls diejenigen dienst¬ 
bar zu machen, die solche Professionen 
ausüben. Kurzum: Sie sind sturmfest und 
erdverwachsen, kämpfen mit leisen Tö¬ 
nen, äußerst wirkungsvoll - und vor al¬ 
lem gnadenlos demokratisch. 

Wie sang Franz Josef Degenhardt 
einst: „Hier darf jeder machen, was er 
will - im Rahmen der Freiheitlich-De¬ 
mokratischen Grundordnung, versteht 
sich.“ Birgit Gärtner 
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Flüchtlinge brauchen 
offene Grenzen - wir 
alle brauchen eine 
andere Welt! 



Künstlerinnen und Künstler 
gegen RßCittS 


Im Mittelmeer und an den Landesgren¬ 
zen Europas spielen sich unbeschreibliche 
Flüchtlingstragödien ab, von denen die Öf¬ 
fentlichkeit in den Medien nur wenig er¬ 
fährt. Kaum ein Tag vergeht, an dem nicht 
auch hierzulande Anschläge auf Flüchtlingsunterkünfte oder tätliche Angriffe 
auf Flüchtlinge erfolgen. 

Es ist unerträglich, daß Flüchtlinge wie unerwünschte Personen behandelt 
oder gar mit dem Tod bedroht werden! 

Mit Abschottung, weiterer Verschärfung der Asylgesetzgebung und Entrech¬ 
tung von Flüchtlingen werden Menschenrechte verletzt - und Rechtsextre¬ 
misten der Boden bereitet. 

Es gibt keine„guten“ und „schlechten“ Flüchtlinge. Nicht Flüchtlinge, sondern 
Fluchtursachen müssen bekämpft werden. Das sind Kriege und eine Weltwirt¬ 
schaftsordnung,die maßlosen Reichtum auf dereinen Seite,und auf derande- 
ren massenhaft Hunger und Elend produziert. Wir brauchen eine andere Welt! 
Eine gastfreundliche Aufnahme und menschenwürdige Versorgung, die Schaf- 
fungvon sozialen Kontakten und die Eröffnung von Zukunftsperspektiven sind 
zentrale Aufgaben einer humanitären Flüchtlingspolitik. 

In vielen Gemeinden und Städten unseres Landes engagieren sich Bürgerin¬ 
nen und Bürger in der Flüchtlingsbetreuung. Ihre Arbeit ist von unschätzba¬ 
rem Wert für Menschen, die nach traumatisierenden Kriegserlebnissen und 
Heimatverlust einen Neubeginn in der Fremde wagen müssen. 
Unterstützung leisten auch Kulturschaffende,Theater, Musikgruppen, Schrift¬ 
stellerinnen und bildende Künstlerinnen, die gemeinsam mit Flüchtlingen 
Lesungen, Ausstellungen, Konzerte und Veranstaltungen vor Ort durchführen. 
Wir brauchen eine Kultur der Begegnung, Freundschaft und Solidarität mit 
Flüchtlingen - statt einer Unkultur der Feindschaft, des Hasses und der Ge¬ 
walt gegenüber Fremden. 

2000 Künstlerinnen und Kulturschaffende,andere Persönlichkeiten und Organi¬ 
sationen haben seit Sommer 2009 den bundesweiten Aufruf www.unruhestif- 
ten.de unterzeichnet. Es ist ein Aufruf gegen rechts, gegen die Abwälzung der 
Krisenfolgen und für die Umverteilung von oben nach unten, gegen die Kriegs¬ 
politik der Bundesregierung - und für die Förderung der kulturellen Vielfalt. 
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Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Aus dem Beitrag zum Entwurf des PV für einen Leitantrag 


DKP Gruppe Ebersberg 

Der Entwurf für einen Leitantrag ist 
eine gute Diskussionsgrundlage. (...) 

1. Die Aussage in Zeile 13 bis 16: „Die 
Welt ist konfrontiert mit der dramati¬ 
schen Zunahme von Kriegen (...) Flä¬ 
chenbränden.“ ist allgemein und unkon¬ 
kret. Imperialistische Kriege gab es seit 
1945 mehrere, die mindestens genau so 
grausam und opferreich waren wie die 
aktuellen (Korea- und Vietnamkrieg, 
Kriege in Angola, Mosambik und Na¬ 
mibia, der erste Golf-Krieg. Wir schla¬ 
gen vor: 

„Ein Vierteljahrhundert nach der 
Niederlage des Sozialismus in Europa 
sind die Einflusssphären der Imperia¬ 
listen aufgeteilt. Um ihre weiteren ex¬ 
pansiven Interessen durchsetzen zu kön¬ 
nen, müssen diese neben ökonomischen 
Druckmitteln zunehmend auch militäri¬ 
schen Druck auf aufstrebende Entwick¬ 
lungsländer (z.B. China, Nordkorea) 
und Staaten, die sich den „Geschäftsbe¬ 
dingungen“ (sprich: verschärften Aus¬ 
beutungsbedingungen) der „westlichen 
Wertegemeinschaft“ nicht freiwillig un¬ 
terordnen wollen (z.B. Jugoslawien,Irak, 
Afghanistan, Sudan, Somalia, Libyen, 
Syrien) oder die als Einflusssphären 
umstritten sind (z.B. Ukraine zwischen 


Russland, den USA und Deutschland/ 
EU), an wenden.“ 

2. In Zeile 42 heißt es: „Internatio¬ 
nale ökonomische Verflechtungen und 
transnational organisierte Produktion 
(...) solange das kapitalistische System 
existiert.“ Wir meinen, hier wird der Zu¬ 
sammenhang nicht richtig dargestellt. 
„Verflechtungen und transnational or¬ 
ganisierte Produktion“ sind der Aus¬ 
druck von zunehmender Zentralisation 
und Konzentration von Kapital auf in¬ 
ternationaler Ebene. Sie gehen einher 
mit einer Verschärfung von kapitalisti¬ 
schen Widersprüchen. Die Notwendig¬ 
keit und die Möglichkeiten, Interessen 
mit Gewalt durchzusetzen, wenn es mit 
friedlichen Mittel nicht geht, werden 
größer. Die Notwendigkeit, da bei Ka¬ 
pitalanlagen von vielen Milliarden für 
die Kapitalisten (auch wenn sie sich 
hinter AG, Fonds o. ä. verstecken) auch 
sehr viel auf dem Spiel steht. Die Mög¬ 
lichkeit, weil diese weltumspannenden 
„Kapitalnetzwerke“ aufgrund der enor¬ 
men Finanzmacht auch über viele Kon¬ 
takte zu und Einfluss auf Politik und Mi¬ 
litär haben. Natürlich ist nicht bei allen 
Kapitalgruppen der Drang zum Krieg 
gleich groß. Es ist nicht belegbar, dass 


rein nationale oder wenig international 
verflochtene Kapitalgruppen aggressiver 
wären als international verflochtene. Wir 
schlagen vor: 

„Internationale ökonomische Ver¬ 
flechtungen und transnational organi¬ 
sierte Produktion sind Ausdruck im¬ 
mer weitergehender Zentralisation und 
Konzentration von Kapital. Sie mindern 
nicht die Kriegsgefahr, sondern ver¬ 
schärfen die ökonomischen und in der 
Folge die politischen und militärischen 
Widersprüche zwischen den Imperialis¬ 
ten. Der Krieg als Fortsetzung der Poli¬ 
tik mit anderen Mitteln ist eine Bedro¬ 
hung, solange das kapitalistische System 
existiert.“ 

3. In Zeile 50 bis 54 heißt es: „Gan¬ 
ze Regionen sollen nach den Vorstellun¬ 
gen der imperialistischen Großmächte - 
besonders ihrer Führungsmacht, den 
USA - neu gegliedert (...) geprägt.“ Bei 
dieser Darstellung verschwinden die Ur¬ 
sachen der Krise, der Kapitalismus und 
die imperialistischen Widersprüche. Wir 
meinen, diese Passage kann man strei¬ 
chen. 

4. In den Zeilen 203 bis 206 heißt 
es: „Wir kämpfen für die Auflösung der 
NATO und für den Austritt der BRD 


aus der NATO. (...) Gegner der mili¬ 
tärisch-industrielle Komplex und der 
deutsche Imperialismus.“ Wir meinen, 
diese Passage sollte gestrichen werden. 
Die Nato ist nur ein Standbein milita¬ 
ristischer Außenpolitik der BRD. In 
der Nato ist die BRD nicht tonange¬ 
bend, sie muss sich den USA unterord¬ 
nen. Die Ursache von Kriegen ist die 
Zunahme der Konkurrenz um Roh¬ 
stoffquellen, Absatzmärkte und Ein¬ 
flusssphären. Ein Austritt aus der Nato 
kann diese objektiven Triebkräfte für 
militärische Aktionen nicht mindern. 
Im Gegenteil: Es ist eine Konstellation 
vorstellbar, in der die Nato für die deut¬ 
sche Monopolbourgeoisie hinderlich 
wird. Nicht umsonst pflegt Deutschland 
auch eine europäische Karte militaris¬ 
tischer Politik. In Europa ist Deutsch¬ 
land Führungsmacht. Ein Nato-Aus- 
tritt beinhaltet also nicht automatisch 
Friedenssicherung. Er könnte nur un¬ 
ter konkreten historischen Bedingun¬ 
gen, z.B. unter einer Arbeiterregierung, 
sinnvoll sein. Unsere erste Forderung 
muss sein: Kein deutsches Militär au¬ 
ßerhalb der Grenzen der BRD, egal ob 
unter UN-, Nato-, EU-Mandat oder auf 
eigene Faust. Dies und weitere richti¬ 


ge Forderungen werden ab Zeile 211 
benannt. 

5. In den Zeilen 243 bis 247 heißt 
es: „Die DKP orientiert auf den 
Hauptgegner, das nationale, multi- 
und transnationale Monopolkapital. 
(...) der militärisch-industrielle Kom¬ 
plex und dessen Hilfstruppen in der 
Politik.“ Wir schlagen vor: 

„Die DKP orientiert auf den 
Hauptgegner, die deutsche Monopol¬ 
bourgeoisie. In der Hand der Mono¬ 
polbourgeoisie sind die großen In¬ 
dustrieunternehmen, die Energiekon¬ 
zerne, die privatisierten ehemaligen 
öffentlichen Unternehmen, die Versi¬ 
cherungen und Banken, die Handels¬ 
konzerne. Sein aggressivster Teil sind 
der militärisch-industrielle Komplex 
und dessen Hilfstruppen in der Poli¬ 
tik.“ So wird unserer Meinung nach 
besser ein greifbares Subjekt als Klas¬ 
sengegner benannt. Aber „die Reak¬ 
tion hat Namen und Anschrift“ wie 
schon Brecht meinte. Es geht um die 
deutsche Monopolbourgeoisie, um die 
Milliardärs-Clans wie Springer, Klat- 
ten, Quandt, Siemens, Haniel, Porsche, 
Piech, Krupp, Thyssen, Schwarz, Alb- 
recht, usw. 


Aus dem Beitrag zur Diskussion um den Leitantrag 


DKP Gruppe Elmshorn 

(...) Was sollte ein Leitantrag ak¬ 
tuell leisten? Er müsste neue politi¬ 
sche Entwicklungen einschätzen, die 
sich seit dem 20. Parteitag entwickelt 
haben, prüfen, inwieweit sie mit den 
Kernaussagen des gültigen DKP-Pro- 
gramms übereinstimmen und Schluss¬ 
folgerungen für die nächste Etappe 
der Tätigkeit benennen. 

Im Konkreten sehen wir (...): 

★ die Zuspitzung der Widersprüche in 
den sozialen Verhältnissen hat zu ei¬ 
ner neuen Quantität und Qualität von 
Kämpfen geführt. (...). 

★ Deutlicher wurden und werden wei¬ 
tere Entwicklungen zur Internationa¬ 
lisierung des Klassenkampfes. Aller¬ 
dings führt die Austeritätspolitik der 
EU, die alle Bevölkerungen EU-Euro- 
pas trifft, bisher nicht zum koordinier¬ 
ten gemeinsamen Kämpfen. 

★ Das Kapital zieht seine neoliberale 
Strategie in der Krise seit 2007/8 kon¬ 
sequent zu Lasten der großen Mehr¬ 
heit, insbesondere der Arbeiterklas¬ 
se, und zur eigenen Stabilisierung der 
Bourgeoisie und zum Ausbau des Pro¬ 
fitsystems durch. 

★ Die Kriegsgefahren haben nach Ju¬ 
goslawien und jetzt erneut in der Uk¬ 
raine Europa betroffen. Der regiona¬ 
le Konflikt ist durch die direkte Kon¬ 


frontation der Nato und Russlands zu 
einem sehr gefährlichen Kriegskon¬ 
flikt geworden. Eine Folge ist die um¬ 
fassende Militarisierung in den Nato- 
Staaten. 

★ Eine weitere Bedrohung in der Welt 
bleibt der Terrorismus unterschiedli¬ 
cher Prägung. 

★ Wir erleben eine Weiterentwicklung 
faschistischer Politik und Organisatio¬ 
nen auch im übernationalen Rahmen. 

★ Neue Bewegungen und Parteien 
wie Pegida und die AfD in Deutsch¬ 
land haben zunehmend größere Teile 
der Bevölkerung erreicht. Wahlergeb¬ 
nisse der Rechten in EU-Europa sig¬ 
nalisieren gefährliche Entwicklungs¬ 
tendenzen. 

★ Auch bedingt durch die Niederlage 
des Sozialismus in Europa und dessen 
Folgen ist die kommunistische Bewe¬ 
gung anhaltend in einer ideologischen 
und organisatorischen Krise. (...) Die 
Entpolitisierung weiterer Teile der 
Bevölkerung hat auch eine Ursache 
in der scheinbaren Alternativlosigkeit. 
Wir diskutierten dann, inwieweit sich 
das Programm der DKP als realisti¬ 
scher Erklärungsrahmen und Hand¬ 
lungsorientierung bestätigt hat. (...)? 

★ Wir befinden uns in einer Etappe 
des Widerstandes gegen die Machtpo¬ 


litik im Interesse des Monopolkapita¬ 
lismus. Es sind weitgehend Abwehr¬ 
kämpfe und Versuche zu neuen poli¬ 
tischen Formierungen. 

★ Antikapitalistische Ansichten wach¬ 
sen bei einem Teil der Aktivisten, 
gleichzeitig gibt es jedoch kaum De¬ 
batten über gesellschaftliche Alterna¬ 
tiven und Perspektiven. 

★ Die notwendige Aktionseinheit al¬ 
ler Teile der Arbeiterklasse, die Wei¬ 
terentwicklung von Bewegungen und 
Bündnissen zu gesellschaftlichen Al¬ 
lianzen, ist nur partiell und regio¬ 
nal zeitweilig erkennbar, wird aber 
oft wieder aufgehoben. Uns scheint 
es von Bedeutung zu sein, dass es in 
Streiks eine Politisierung der Kämp¬ 
fe gegeben hat, mit Auswirkungen auf 
die sozialdemokratisch beeinflusste 
Gewerkschaftsbewegung. Die bald 
stattfindenden Gewerkschaftstage der 
IG-Metall und von ver.di sollten wir 
entsprechend beachten. 

Weiterhin halten wir es für unabding¬ 
bar, den realen Zustand der DKP zu 
analysieren und parteiöffentlich dar¬ 
zustellen. Das auch, um realistische 
Aufgaben für den Kampf aufzuzeigen. 

★ Auch die Ergebnisse der Neuaus¬ 
gabe der Mitgliedsbücher zeigen, dass 


wir es mit existenziellen Herausfor¬ 
derungen für die DKP zu tun haben. 
Diese Tatsache wird durch tiefgehen¬ 
de Meinungsverschiedenheiten über 
Grundfragen kommunistischer Poli¬ 
tik und Organisation noch verstärkt. 

★ Bedingt durch politische und ideo¬ 
logische Defizite werden wir auf eini¬ 
gen Politikfeldern unfähiger, Impul¬ 
se zu Formierungen zu geben. Wir 
müssen die Frage „Wo ist die DKP in 
Bündnissen und Bewegungen präsent 
und übt politischen Einfluss aus?“ kri¬ 
tisch und selbstkritisch beantworten. 
Die Fragen „Welchen Einfluss hat die 
DKP real?“ und „Wie ist das kons¬ 
truktiv veränderbar?“ müssen wir of¬ 
fen und solidarisch diskutieren. 

★ Belastend ist seit langem die Situati¬ 
on, dass es kaum möglich ist, Grundla¬ 
genwissen und darauf aufbauend wis¬ 
senschaftliches Denken und Arbeiten 
zu entwickeln. 

Ein Leitantrag sollte aus unserer Sicht 
auch Ziele des Parteitages benennen. 
Das könnten sein: 

★ Den weiteren Verlust von Politikfä¬ 
higkeit der DKP zu stoppen und da¬ 
mit auch einen Beitrag zur Existenz¬ 
sicherung der DKP zu leisten. Dazu 
sind das gültige Programm und Statut 


qualifizierte politische und organisato¬ 
rische Rahmen. 

★ Die notwendigen Debatten qualifi¬ 
zieren durch Solidarität, Argumenten- 
austausch bei Beachtung der Grundla¬ 
gen innerparteilicher Solidarität. 

★ Einen umfassenden Dialog zu orga¬ 
nisieren, der zum Ziel hat, Möglichkei¬ 
ten zu erarbeiten, die ideologische und 
organisatorische Stärkung der DKP zu 
erreichen. 

★ Die politische Verfasstheit interna¬ 
tionaler Zusammenarbeit sollte un¬ 
verändert bleiben. Die DKP sollte mit 
dem Status als beobachtende Partei in 
der EL mitarbeiten. 

Aus dieser Diskussion ergab sich die 
Schlussfolgerung, dem 21. Parteitag 
vorzuschlagen, die inhaltlich vorlie¬ 
genden Positionen, so z.B. auch die in 
eine PV-Tagung eingebrachte Position 
von Uwe Fritsch, weiter zu diskutie¬ 
ren. Es sollte keine Beschlussfassung 
zu dem Leitantrag (...) geben. 

Das gültige Programm bleibt aus¬ 
reichend, um die politischen Aufgaben 
der nächsten Zeit festzulegen. Ein sol¬ 
ches Vorgehen kann den innerparteili¬ 
chen Streit entspannen und Tendenzen 
im vorliegenden Leitantrag des PV zur 
Veränderung wichtiger programmati¬ 
scher Positionen verhindern. 


Historische Erfahrungen nutzen 


Klaus Seibert, Maintal 

Unsere DKP befindet sich in einem 
nicht gerade guten Zustand. Tiefgrei¬ 
fende Meinungsunterschiede, die bis 
zu politischen Ausgrenzungen und 
persönlichen Herabsetzungen gehen, 
sind leider an der Tagesordnung. Da¬ 
bei geht es meiner Ansicht nach im 
Grunde um ein Kernproblem, das we¬ 
sentlich die Frage der Strategie und 
Taktik einer kommunistischen Partei 
betrifft. Es handelt sich meiner An¬ 
sicht nach darum, was wir zurzeit kon¬ 
kret unter den Begriffen „Aktionsein¬ 
heit“ und „Bündnispolitik“ verstehen. 
Oft benennen wir es nicht so, aber im 
Kern laufen die Debatten darauf hin¬ 
aus. Deshalb will ich mich in den wei¬ 
teren Ausführungen auf diese Frage 
konzentrieren. 

Diese Diskussionen sind für kommu¬ 
nistische Parteien kein Novum. In Zei¬ 
ten sich zuspitzenden Klassenkampfs 


haben die Kommunisten immer um 
die Richtung ihrer Politik gerungen 
und dabei auch Fehleinschätzungen 
gemacht. Das ist jetzt keine überheb¬ 
liche Besserwisserei von mir, sondern 
beruht auf späteren Einschätzungen 
unserer Partei selbst. Hier nur ein 
paar Beispiele: 

Anfang der 50er Jahre: Es ging um Wie¬ 
deraufrüstung und KPD-Verbot: Die 
KPD propagierte den „revolutionären 
Bruch mit dem Adenauer-Regime“. Bei 
der anschließenden Wahl bekam Ade¬ 
nauer die meisten Stimmen. 

1929: Weltwirtschaftskrise und 
erstarkender Faschismus: Die KPD 
erstellt das „Programm der natio¬ 
nalen und sozialen Befreiung“. Das 
war ein wichtiger und notwendiger 
Beitrag zur Entwicklung kommunis¬ 
tischer Politik. Aber das Programm 
hatte auch eine katastrophale Fehl¬ 


einschätzung: die „Sozialfaschismus¬ 
theorie“. 

1923: Revolutionäre Nachkriegs¬ 
krise, Hamburger Aufstand, SPD/ 
KPD-Regierungen in Thüringen und 
Sachsen und deren Auseinanderjagen 
durch die SPD-geführte Reichsregie¬ 
rung. In dieser Zeit fand eine intensive 
Debatte in der KPD mit wechselnden 
Mehrheiten statt. Hauptstichpunkte 
waren dabei die „Politik des Offenen 
Briefs“ und die „Offensivtheorie“. Es 
lohnt sich diese Erfahrungen einmal 
genau ins Gedächtnis zu rufen bzw. 
intensiv zu studieren, da dies meiner 
Ansicht nach von grundsätzlicher Be¬ 
deutung für die Strategie und Taktik 
einer kommunistischen Partei war 
und immer noch ist. Die Auseinan¬ 
dersetzungen dabei spielten auch auf 
dem III. Kongress der Kommunisti¬ 
schen Internationale eine wesentliche 
Rolle. Dazu hielt Lenin die „Rede zur 


Verteidigung der Taktik der Kommu¬ 
nistischen Internationale“, die in sei¬ 
ner Analysen nach wie vor brennend 
aktuell ist und deshalb in ihrer Tiefe 
studiert und erfasst werden sollte. Da 
der Text von Lenins Rede hier jeden 
Rahmen sprengen würde, der Hin¬ 
weis, wo man sie im Internet finden 
kann: http://www.ciml.250x.com/ 
archive/lenin/german/lenin_ger- 
m a n _3_k° n gress_kom i nte rin_c. ht m I 
Und da wir gerade bei Lenin sind: 
Auch folgendem Hinweis sollten wir 
wesentlich mehr Beachtung schen¬ 
ken. In seinem Werk „Der linke Ra¬ 
dikalismus, die Kinderkrankheit im 
Kommunismus“ beschreibt Lenin 
das so: „... Einen mächtigeren Geg¬ 
ner kann man nur unter größter An¬ 
spannung der Kräfte und nur dann 
besiegen, wenn man unbedingt aufs 
angelegentlichste, sorgsamste, vor¬ 
sichtigste, geschickteste sowohl je¬ 


den, selbst den kleinsten ,Riss’ zwi¬ 
schen den Feinden, jeden Interessen¬ 
gegensatz zwischen der Bourgeoisie 
der verschiedenen Länder, zwischen 
den verschiedenen Gruppen oder 
Schichten der Bourgeoisie innerhalb 
der einzelnen Länder als auch jede, 
selbst die kleinste Möglichkeit aus¬ 
nutzt, um einen Verbündeten unter 
den Massen zu gewinnen, mag das 
auch ein zeitweiliger, schwankender, 
unsicherer, unzuverlässiger, bedingter 
Verbündeter sein ... “ Lenin fügt dann 
noch den Satz hinzu, den ich aber in 
unserer derzeitigen Situation in der 
von ihm geäußerten Härte so nicht 
stehen lassen würde: „Wer das nicht 
begriffen hat, der hat auch nicht ei¬ 
nen Deut vom Marxismus und vom 
wissenschaftlichen, modernen, Sozi¬ 
alismus überhaupt begriffen.“ (http:// 
archiv2.randz0ne-0nline.de/mewerke/ 
meonline/meng.htm) 
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Langzeitfolgen von Atomexplosionen 

IPPNW zum 70. Jahrestag der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki 


Anlässlich der 70. Jahrestage der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki erinnert die ärztliche Friedensor¬ 
ganisation IPPNW an die verheerenden humanitären Folgen der Angriffe, die bis zum heutigen Tag andauern. Die Medi¬ 
zinerinnen appellieren an die Bundesregierung, die „Humanitäre Selbstverpflichtung“ (Humanitarian Pledge) zu unter¬ 
zeichnen, die konkrete rechtliche Schritte zu einer weltweiten Ächtung von Atomwaffen fordert. „Es ist im Interesse des 
Überlebens der Menschheit, dass Atomwaffen unter keinen Umständen wieder eingesetzt werden,“ heißt es in einer 
gemeinsamen Erklärung, die bislang von 159 Staaten unterzeichnet wurde. 

Die Zahl der Todesfälle, die ursächlich auf die Atombombenabwürfe über Hiroshima und Nagasaki zurückzuführen 
sind, steigt bis heute kontinuierlich an. Dies zeigt die Lebenszeitstudie der Radiation Effects Research Foundation (RERF). 
Seit 1950 wurden in dieserStudie überi20 000 Überlebende der Atombombenabwürfe und deren Nachkommen erfasst. 

Das Risiko an Leukämie zu erkranken war in den ersten Jahren nach den Atombombenabwürfen für die Menschen in 
Hiroshima i5-fach,für die Menschen in Nagasaki etwa siebenfach erhöht. Bis heute haben die Überlebenden weiterhin 
ein signifikant erhöhtes Risiko, an Leukämie zu erkranken. Auch die Häufigkeit anderer Krebsarten steigt weiterhin an. 
Vor allem Blasen-, Brust- und Lungenkrebs aber auch Gehirntumoren, Schilddrüsenkrebs, Speiseröhren- und Darmkrebs 
treten bei den Überlebenden gehäuft auf. 

Und auch andere Erkrankungen können durch erhöhte Strahlenexposition verursacht werden. So zeigt die Studie 
aus Hiroshima und Nagasaki auch dosisabhängig erhöhte Raten von Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Katarakten, Immun¬ 
schwäche und Hormonstörungen. Bei Kindern, die der Strahlung der Atombombenexplosionen im Mutterleib ausgesetzt 
waren, fand man neben höheren Krebsraten auch eine dosisabhängige Häufung neurologischer Probleme wie Lernbe¬ 
hinderung, Intelligenzminderung und mentaler Retardierung. Bis heute werden bei den Überlebenden zudem erhöhte 
Raten chromosomaler Schädigungen gefunden. 

Obwohl es an den Lebenszeitstudien auch berechtigte Kritik gibt, da sie Strahleneffekte systemisch unterschätzen, 
lautet ihre wichtigste Aussage: Eine ungefährliche Dosis von Radioaktivität gibt es nicht - jede noch so geringe Strah¬ 
lenmenge erhöht nachweislich das Krebsrisiko. 



US-Atombombentest über dem Bikini-Atoll, 1956 


D ieses Jahr jähren sich die Atom¬ 
bombenangriffe auf Hiroshima 
und Nagasaki zum 70. Mal. Da¬ 
mals starben mehr als 200 000 Men¬ 
schen an den akuten Folgen der Atom¬ 
explosionen. Die Überlebenden der 
Angriffe werden im Japanischen als 
„Hibakusha“ (Explosionsopfer) be¬ 
zeichnet. Für sie sind die Folgen der 
Atomexplosionen bis heute zu spüren. 
Immer noch erkranken viele von ihnen 
jedes Jahr an Krebs und anderen strah¬ 
lenbedingten Erkrankungen. Anläss¬ 
lich des 70. Jahrestages möchten wir an 
dieser Stelle einen Überblick über den 
aktuellen Stand der Forschung geben 
und die Ergebnisse kritisch analysieren. 

Ein Großteil der Erkenntnisse über 
die Langzeitfolgen von Atombomben¬ 
explosionen beruht auf den Ergebnis¬ 
sen epidemiologischer Studien. Seit 1950 
werden mehr als 120 000 Überlebende 
im Rahmen einer groß angelegten pro¬ 
spektiven Lebenszeitstudie (Life Span 
Study oder LSS) regelmäßig untersucht. 
Die Studie wird durch die Radiation 
Effects Research Foundation (RERF) 
durchgeführt, einer Kooperation der 
US-amerikanischen National Academy 
of Sciences und japanischer Behörden. 
Nach 65 Jahren Forschung lautet die 
wichtigste Aussage der Lebenszeitstudie: 
Eine ungefährliche Dosis von Radioak¬ 
tivität gibt es nicht - jede noch so gerin¬ 
ge Strahlenmenge erhöht nachweislich 
das Krebsrisiko. Diese Erkenntnis steht 
im Einklang mit neuesten epidemiolo¬ 
gischen Studien, die die Auswirkungen 
niedrigdosierter ionisierender Strahlung 
auf Menschen untersuchen. Die IPPNW 
hat zu diesem Thema erst letztes Jahr 
eine umfassende Analyse veröffent¬ 
licht, die online unter http://kurzlink.de/ 
Ulmer-Papier abgerufen werden kann. 

Die ersten strahlenbedingten 
Krankheitsfälle bei den Überleben¬ 
den der Atombombenabwürfe waren 
Leukämien. Die Inzidenz dieser Er¬ 
krankungen stiegen in der Studienko¬ 
horte bereits Anfang der 1950er Jah¬ 
re signifikant an. Für die Menschen in 
Hiroshima lag die Leukämierate etwa 
15-fach, für die in Nagasaki etwa sie¬ 
benfach höher als in der japanischen 
Durchschnittsbevölkerung. Bis heu¬ 
te ist die Leukämierate in Hiroshima 
leicht erhöht. Später fand man auch er¬ 
höhte Raten solider Tumoren: zunächst 
Schilddrüsenkrebs, später auch Krebs¬ 
erkrankungen von Brust, Lungen, Ma¬ 
gen, Darm, Gallengängen, Harntrakt, 
Haut, Leber, Gebärmutter und Eierstö¬ 
cken. Insgesamt wird davon ausgegan¬ 
gen, dass die Mitglieder der Studienko¬ 
horte ein etwa 1,5-faches Risiko für die 
Entwicklung solider Tumoren haben. 

Aber auch andere Erkrankungen 
können durch erhöhte Strahlenexposi¬ 
tion verursacht werden. So zeigen die 
Studien aus Hiroshima und Nagasa¬ 
ki unter anderem auch dosisabhängig 
erhöhte Raten von Herz-Kreislauf-Er¬ 
krankungen, Katarakten, Immunschwä¬ 
che und hormonellen Störungen. Bei 
Kindern, die der Strahlung zum Zeit¬ 
punkt der Atombombenexplosionen im 
Mutterbauch ausgesetzt wurden, fand 
man neben höheren Krebsraten auch 
eine dosisabhängige Inzidenz neurolo- 

IPPNW 

(Abkürzung für International Physici¬ 
ansfor the Prevention ofNuclear War; 
Name der deutschen Sektion IPPNW 
Deutschland - Internationale Ärzte für 
die Verhütung des Atomkrieges, Ärzte 
in sozialer Verantwortung e.V) ist ein 
internationaler Zusammenschluss 
von Human-, Tier- und Zahnärzten 
sowie Psychotherapeuten, die sich 
unter anderem vor allem für die 
Abrüstung atomarer Waffen einsetzt. 
1985 erhielt die Organisation den Frie¬ 
densnobelpreis für ihre „sachkundige 
und wichtige Informationsarbeit“,die 
das Bewusstsein über die „katastro¬ 
phalen Folgen eines Nuklearkrieges“ 
in der Bevölkerung erhöhte. 

Die deutsche Sektion der IPPNW 
ist mit circa 8 000 Mitgliedern die 
größte berufsbezogene Friedensor¬ 
ganisation in Deutschland. 

Quelle: Wikipedia 


gischer Probleme. Bis heute werden bei 
den Überlebenden zudem erhöhte Ra¬ 
ten chromosomaler Schädigungen ge¬ 
funden. Dabei gilt es zu bedenken, dass 
junge Menschen besonders empfindlich 
gegenüber ionisierender Strahlung sind 
und Strahlenschäden ihr Leben lang 
mit sich tragen, bis es dann im fortge¬ 
schrittenen Alter zum Ausbruch strah¬ 
lenassoziierter Erkrankungen kommen 
kann. So werden viele Erkrankungen 
mit langer Latenzzeit erst heute sicht¬ 
bar. Die Kinder der Überlebenden, die 
ebenfalls untersucht werden, haben das 
krankheitsanfällige Lebensalter häufig 
noch gar nicht erreicht. 

Die Studien der Atombombenüber¬ 
lebenden spielen in der Strahlenfor¬ 
schung eine besondere Rolle und wer¬ 
den bis heute von Institutionen wie der 
Internationalen Strahlenschutzkommis¬ 
sion (ICRP) als Referenz für die Ein¬ 
schätzung von Strahlenfolgen herange¬ 
zogen. Durch die systemischen Mängel 
dieser Studien wird jedoch unser Bild 
auf die Folgen ionisierender Strahlung 
verzerrt. Eine systemische Unterschät¬ 
zung von Strahleneffekten ist die Folge. 
Im Folgenden sollen die wesentlichen 
Kritikpunkte an der Hibakusha-Le- 
benszeitstudie kurz angerissen werden. 

Die fehlenden Jahre 1945-1950 

Da die Langzeitstudie erst 1950 begon¬ 
nen wurde, ist über die meisten Opfer 
und deren Todesursache nur wenig be¬ 
kannt. In den ersten Jahren führten vor 
allem schwere Verbrennungen, Verlet¬ 
zungen, Akute Strahlenkrankheit und 
der Ausfall der medizinischen Infra¬ 
struktur zu vielen Todesfällen. Durch die 
Strahlenexposition kam es jedoch auch 
zu zahlreichen Fehl- und Totgeburten, 
Missbildungen und strahlenbedingten 
Erkrankungen, die weitere Todesopfer 
forderten - vor allem bei kleinen Kin¬ 
dern, da diese empfindlicher für Strah¬ 
lung sind als Erwachsene. Über diese 
Fälle wurde keine Statistik geführt. Die 
Toten wurden anfangs nur selten un¬ 
tersucht, da Personal und Infrastruktur 
fehlten und Leichen wegen der Seuchen¬ 


gefahr schnell verbrannt wurden. Somit 
fehlt in der Langzeitstudie die Erfassung 
von teratogenen und genetischen Effek¬ 
ten sowie strahleninduzierten Krankhei¬ 
ten mit geringer Latenzzeit. 

Mangelnde Dosisabschätzung 

An der Abschätzung der individuel¬ 
len Strahlendosis gab es schon immer 
berechtigte Zweifel. Da die Menschen 
in Hiroshima und Nagasaki im August 
1945 keine Strahlenmessgeräte trugen, 
musste ihre Strahlendosis durch kom¬ 
plexe Berechnungen mit vielen unbe¬ 
kannten Variablen abgeschätzt werden. 
Die Entfernung zum Hypozentrum und 
die Strahlenabschirmung durch Bebau¬ 
ung oder Kleidung waren oft nur lücken¬ 
haft zu erheben. Die Rolle von Neutro¬ 
nenaktivierung wurde erst seit dem Jahr 
2004 in der Dosimetrie berücksichtigt, 
während die gesundheitlichen Effekte 
durch radioaktiven Niederschlag, ver¬ 
seuchte Nahrung oder Trinkwasser bis 
heute als „vernachlässigbar“ bezeichnet 
und bei der Berechnung der Strahlendo¬ 
sis ignoriert werden. Dies spielt insbe¬ 
sondere in der Kontrollgruppe eine we¬ 
sentliche Rolle. Bei den meisten Über¬ 
lebenden ist von einer systematischen 
Unterschätzung der tatsächlichen Strah¬ 
lendosis auszugehen. Dabei erkennt 
mittlerweile auch die RERF an, dass es 
keine untere Schwellendosis gibt, also 
jede noch so geringe Strahlendosis ge¬ 
sundheitliche Effekte haben kann. 

Fragwürdigkeit von 
Befragungsergebnissen 

Die Hibakusha, die Überlebenden 
des Atombombenabwurfs, waren lan¬ 
ge Zeit eine gesellschaftlich geächtete 
Gruppe. Es kam daher oft vor, dass in 
offiziellen Erhebungen keine ehrlichen 
Angaben über Herkunft und Krank¬ 
heiten der Nachkommen gemacht wur¬ 
den, um beispielsweise deren Heirats¬ 
chancen und gesellschaftliche Einglie¬ 
derung nicht zu gefährden. Zudem kam 
es häufig zu Fehlangaben von Todesur¬ 
sachen, um den Angehörigen wenigs¬ 
tens die „Schande“ zu ersparen, Hiba¬ 


kusha in der Familie zu haben. All diese 
Faktoren relativieren die Schlussfolge¬ 
rungen aus den Umfragen und Unter¬ 
suchungen der Lebenszeitstudie und 
führen zu einer systemischen Unter¬ 
schätzung der tatsächlichen Strahlen¬ 
folgen - auch der Folgegenerationen. 

Inadäquate Kontrollgruppe 

Menschen, die im Zehn-Kilometer-Um- 
kreis der beiden Städte lebten, wurden 
als Kontrollpersonen für die Lebens¬ 
zeitstudie herangezogen. Dabei waren 
diese Menschen fast alle radioaktivem 
Niederschlag ausgesetzt und durch ver¬ 
seuchte Nahrung und Trinkwasser ver- 
strahlt. Wie oben bereits beschrieben, 
werden die Effekte durch diese Strah¬ 


lenquellen jedoch bis heute ignoriert. 
Der Vergleich mit der strahlenexpo¬ 
nierten Kontrollgruppe führt zu einer 
systematischen Unterschätzung des 
Strahlenrisikos der Studienkohorte. 

Selektionseffekte 

Aufgrund der Katastrophensituation 
nach den Atombombenabwürfen muss 
man annehmen, dass die verbliebenen 
Überlebenden eine selektierte Grup¬ 
pe der besonders Widerstandsfähigen 
darstellen. Die untersuchte Population 
ist daher nicht repräsentativ. Aus die¬ 
ser Selektion resultiert laut einer Studie 
von Alice Stewart und George Kneale 
aus dem Jahr 2000 eine Unterschätzung 
des Strahlenrisikos um etwa 30 Prozent. 

Ausklammerung 
genetischer Schäden 

Die international in mehreren Studi¬ 
en gezeigten genetischen Effekte in 
nachfolgenden Generationen werden 
von den japanischen Behörden weiter¬ 
hin geleugnet, wohl um sich vor Leis¬ 
tungsansprüchen von Hibakusha-Nach- 
kommen zu schützen. Bei Kindern von 
Strahlenexponierten aus dem sowjeti¬ 
schen Atomwaffentestareal Semipala- 
tinsk und anderen Populationen mit er¬ 
höhten Strahlendosen sind durchaus re¬ 
levante genetische Folgen bekannt, wie 
auch aus zahlreichen tierexperimentel¬ 
len Studien. 

So ist auch bei den Nachkommen 
der Hibakusha von genetischen Folgen 
auszugehen. 70 Jahre nach den Atom¬ 
bombenabwürfen auf Hiroshima und 
Nagasaki leiden die Überlebenden im¬ 
mer noch an den Folgen. Ihre Schicksa¬ 
le führen der Welt bis heute vor Augen, 
wie unmenschlich jeglicher Einsatz von 
Atomwaffen ist. Die Erforschung der 
Auswirkungen der Atombombenab¬ 
würfe spiegelt die sich wandelnde US- 
amerikanische und japanische Interes¬ 
senlage wieder. Fielen die Folgen der 
Atombombenabwürfe in den ersten 
Jahren noch unter US-amerikanisches 
Militärgeheimnis, war später das Inter¬ 
esse vor allem der japanischen Regie¬ 
rung groß, die gesundheitlichen Folgen 
umfassend zu analysieren. 

Gleichzeitig besteht bis heute die 
Sorge, dass Hibakusha und ihre Nach¬ 
kommen Schadensersatzklagen oder 
finanzielle Kompensation anstreben 
könnten. Die Forschung der RERF, wie 
auch die Kritikpunkte vieler Hibakus¬ 
ha an den Studien sind vor diesem Hin¬ 
tergrund zu sehen. Die Lebenszeitstudi¬ 
en müssen kritisch hinterfragt werden, 
um die Risiken ionisierender Strahlung 
durch die systemischen Fehler dieser 
Studien nicht zu unterschätzen. 

Inga Blum und Alex Rosen, 
IPPNW deutsche Sektion 
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Hiermit möchten wir einladen zu einer gemeinsamen 
Mitgliederversammlung der DKP-Mitglieder im 
Bezirk Land Bremen. 

Gegenstand der Mitgliederversammlung ist die Wahl 
von drei Delegiertinnen zum 21. Parteitag der DKP. 

Diese MV findet statt am 
Mittwoch, 9. September, 19.00 Uhr 

in der Begegnungstätte Haferkamp, 
Haferkamp 8,28217 Bremen 

DKP Bezirk Land Bremen 




Liebe Genossinnen und Genossen, 

Hiermit laden wir euch zur nächsten Landesmitglieder¬ 
versammlung in Vorbereitung des 21. Parteitages ein. 

12. September 2015,11.00 bis 17.00 Uhr 

Haus der Begegnung, Großenhainer Straße 93, 
01127 Dresden 

Tagesordnung: 

★ Konstituierung der Versammlung 

★ Wahl der Delegierten zum 21. Parteitag 
★ Anträge an den 21. Parteitag 

* Planung der DKP Sachsen für 2016 

* Termine 

★ Ausklang 

Koordinierungsrat der DKP Sachsen 
DKP Parteivorstand 




Einladung an alle Mitglieder der 
DKP Baden-Württemberg zur 

Bezirksmitgliederversammlung 

am Sonntag, 20. September 2015 

um 10.00 Uhr bis ca. 17.00 Uhr 
im großen Saal des Theater-Restaurants Friedenau, 
Stuttgart-Ost, Rotenbergstraße 127 
(Nähe Haltestelle Raitelsberg Linie U 9) 

Schwerpunktthemen: 

* Politischer Rechenschaftsbericht und Diskussion 
★ Parteitagsvorbereitung 

★ Wahlen (Leitungsorgane des BV und Delegierte zum PT) 

Bitte Mitgliedsbuch mitbringen! 

Um Rückmeldung wird gebeten. 
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Einladung 

zur 21. Bezirkskonferenz der DKP Schleswig-Holstein 

am Sonnabend, den 15. August 2015 
10.30 Uhr, Jugendherberge Kiel, Johannesstraße 1 

Die Konferenz findet als Bezirksmitgliederversammlung statt. 

Vorläufige Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung 
Konstituierung 

2. Referat/Politischer Bericht des BV 

3. Nachfragen zum Tätigkeits- und Finanzbericht 

4. Diskussion 

5. Unterbrechung-Wahl der Parteitagsdelegierten 
der Parteigruppen 

6. Wahlen 

7. Antragsberatung/Beschlussfassung 

8. Bericht der Wahlkommission 

9. Schlusswort 

Eingeladen sind alle Mitglieder der 
DKP Schleswig-Holstein. 

Es wird ein Teilnehmerbeitrag von 10,- / 7,- Euro genommen, in dem 
das Mittagessen enthalten ist. Ende der Konferenz gegen 17.45 Uhr. 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
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Am 12. August feiert unser guter Geist 
Genosse 

Michael Czech 

seinen 60. Geburtstag. 

Lieber Michael, wir gratulieren Dir ganz herzlich, wün¬ 
schen Dir Gesundheit, viel Kraft und ein bisschen Geduld 
mit allem, das nicht so läuft, wie es sollte. 

Deine Parteigruppe 

Berlin-Lichtenberg/Marzahn-Hellersdorf 


Am 31. Juli wurde 

Dieter Keller 75! 

Herzlichen Glückwunsch! 

Aus einer Mannheimer Arbeiterfamilie führte Dieters 
„Karriere" über die IGM-Jugend an die Spitze der neu 
gegründeten SDAJ, als erster Landesvorsitzender von 
Baden-Württemberg und als stellvertretender Bundesvor¬ 
sitzender. Anschließend orientierte ihn die Entscheidung 
der Partei, als Kreisvorsitzender nach Stuttgart zu gehen, 
was er mehrere Jahre erfolgreich absolvierte. Danach 
führte ihn der Weg an die Spitze der Bezirksorganisati¬ 
on Baden-Württemberg. Auch nach der Konterrevolution 
hielt Dieter lange Jahre im Sprecherrat des BV die Fahne 
aufrecht, immer mit Verankerung in der Gewerkschaft, 
heute als DGB-Kreisvorsitzender von Rems-Murr - sowie 
an der Spitze der Kreisorganisation der DKP. 

Lieber Dieter, 

wir wünschen Dir mit Deiner Doris und Familie noch viele 
aktive erfüllte Jahre voll revolutionären Elans, in und mit 
Deiner Partei! 

DKP Baden-Württemberg 


Unserem Genossen 

Eberhard Czichon 

zum 85. Geburtstag 

die herzlichsten Glückwünsche. 

Lieber Eberhard, Du hast Entscheidendes zur Konstitu¬ 
ierung unserer Parteigruppe geleistet. Als Historiker gilt 
Deine Arbeit dem Kampf gegen die Feinde der Arbeiter¬ 
klasse. Dafür stehen Bücher, wie das über die Deutsche 
Bank, über die Zerstörung der DDR, gemeinsam mit 
deinem Koautor, sowie die Thälmann-Biografie. 

Für Deine unermüdliche politische Arbeit von Herzen 
unser Dank. Wir wünschen Dir für die Zukunft Kraft und 
Gesundheit! 

DKP-Gruppe Treptow-Köpenick 
und der Landesvorstand Berlin 




Einladung zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP Thüringen 
Samstag, 12. September 2015 

um 10.30 Uhr, Gaststätte „Dahlie". Roßlauer Straße 1, 
99086 Erfurt-Johannesvorstadt 
Bus Linie 9, Haltestelle „Eislebener Straße" 

Tagesordnung: 

1. Begrüßung 

2. Bericht über die bisherige Arbeit 

3. Diskussion und Anträge zum 21. Parteitag 

4. Wahl der Delegierten zum 21 .Parteitag 

5. Vorbereitung Gründung der Landesorganisation 

KoRat der DKP Thüringen 
DKP Parteivorstand 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 

RJhi. -.j 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



in Elmshorn 
beginnt am 


22, August 2015 
um 15 Uhr 


Päule (Schnittker) 

wird achtzig! 

Mit unserem Paul (er wird von allen gern als unser Päule 
beansprucht) verbinden sich gut 64 Jahre Parteileben in 
Essen, Ruhr-Westfalen und der Bundesrepublik. Geboren 
in der Zeit des Faschismus, sind seine ersten Lebenser¬ 
fahrungen in einem kommunistischen Elternhaus geprägt 
worden. Kaum 16 Jahre, trat er in die kommunistische 
Bewegung der Bundesrepublik ein und in Erscheinung. 
Gierig nach Bildung, um das Wesen des Kapitalismus zu 
ergründen. Dessen verheerende Wirkung auf das friedli¬ 
che Zusammenleben der Menschen im eigenen Land und 
der Völker dieser Welt will er erfassen und mit eigener 
Kraft dagegen angehen. So haben ihn die Genossinnen 
und Genossen, Partner in der Friedens- und Gewerk¬ 
schaftsbewegung wahrgenommen. 

„Forever jong" wäre bei unserem „Päule" nicht gestrunzt. 
Wie die verschiedenen Generationen der politischen und 
unpolitischen Jugend im Land denken, handeln und fragen, 
nimmt Paul immer mit großem Interesse auf, analysiert 
und ist bereit für klassenbewusste Diskussionen. 

ln seiner Heimatstadt war Paul der erste Kreisvorsitzen¬ 
de der DKP nach der Neukonstituierung. Mit Vielseitigkeit 
und Mut für neue, ungewöhliche Ideen, vor allem diese 
auch umzusetzen, hat er in den Jahren seiner verantwor¬ 
tungsvollen Mitarbeit bei den verschiedensten Aufgaben 
im Bezirkssekretariat des Parteibezirks Ruhr-Westfalen 
große, heute traditionelle Parteiaktivitäten mitgeprägt. So 
die UZ-Pressefeste. Die vor Kommunalwahlen und dazwi¬ 
schen nicht wegzudenkenden Straßen- und Kinderfeste 
vor Ort. Die Arbeiterfestkonzerte, die er mit wunderbarer 
Hingabe und Überzeugung als bildungs- und kulturpoliti¬ 
schen Auftrag der Partei für die Interessen der Arbeiter¬ 
klasse mit initiierte. 

Päule steht für uns, für diese Partei! Auf der Straße. Vor 
dem Betrieb, ln der Organisation. Bei Friedens-, antifa¬ 
schistischen- und Jugendaktivitäten der deutschen Kom¬ 
munisten, besonders in Ruhr-Westfalen. 

Geboren am 12. August. Wir feiern (am 15. 8.) seinen 80. 
Geburtstag! 

Parteigruppe Essen Steele/Kray 
Kreisvorstand Essen 
Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 




Paul Schnittker wird 80 

Wir gratulieren herzlich zum Geburtstag und verbinden 
damit zugleich den Wunsch, dass Paul unserer Organisa¬ 
tion weiterhin mit all seinen Erfahrungen, seinem Wissen, 
seiner Konsequenz, seinem Optimismus zur Verfügung 
steht. 

Paul wurde in eine Essener Arbeiterfamilie hineingeboren. 
Als Kind musste er Krieg und Faschismus erleben. Die trau¬ 
matischen Kriegserlebnisse, aber auch die Haltung seiner 
Familie gegen das faschistische Regime, all das hat ihn für 
sein ganzes Leben geprägt. Bereits als Heranwachsen¬ 
der beteiligte er sich an der Jugendkarawane am 11. Mai 
1952 in Essen gegen die Wiederbewaffnung der Bundes¬ 
republik. Bei den Ostermärschen Ruhr ab den 60er Jahren, 
bei den großen Friedensdemonstrationen der 80er Jahre, 
immer war Paul dabei, meistens an verantwortlicher Stel¬ 
le. Paul hat schon an den antifaschistischen Bewegungen, 
an den legendären Protesten in Essen gegen die alten und 
neuen Nazis teilgenommen, als die NPD 1969/1970 auf 
Stimmenfang ging. 

ln schwierigster Zeit Anfang der 90er Jahre wurde Paul 
Sprecher der WN-BdA-Kreisorganisation Essen. Diese 
Aufgabe nimmt er noch heute wahr. Seine Tatkraft und 
seine Erfahrungen sind für die VVN-BdA und für die 
Friedensbewegung nicht wegzudenken. 

Wir wünschen Paul Gesundheit und Wohlergehen im 
Kreise seiner Familie und weiterhin viel Energie für seine 
politische Arbeit. 

WN-BdA Kreisorganisation Essen 
VVN-BdA Landesverband NRW 
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Peter Mannherz 




BLINDFLUG? 


Wenn sie immer genau wissen wollen, 
wohin Ihr Unternehmen steuert, dann sollten Sie 
das MannherzFührurgsCockplt nutzen. 


Informieren Sie sich unter: www.stb-mannherz.de 
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Die Sache mit dem 
Sparschwein... 

Betr.: „Spinnt der Kassierer“, 

UZ vom 24.7.2015, S. 13 

Wir unterstützen das ehrgeizige Vorha¬ 
ben UZ-Pressefest 2016 und haben zu¬ 
nächst 300.- Euro überwiesen. Die Sa¬ 
che mit dem Sparschwein ... 

... finden wir gut, werden zwei be¬ 
stellen und mit Hilfe von Bündnispart¬ 
nern und Gästen unserer Veranstaltun¬ 
gen füllen. 

DKP Ebersberg, Südbayern 

Haben wir 

den Praxistest bestanden? 

Betr.: Leserbrief von Klaus Mausner 
zur Griechenlanddebatte „Lehrstück 
und Praxistest“, UZ vom 24.7.2015, 

S. 15 

Vorneweg, das Ergebnis der Erpressung 
der Euro-Gruppe löst keines der tiefge¬ 
henden Probleme Griechenlands. Das 
Einknicken von Tsipras bedeutet eine 
durch nichts zu beschönigende Nieder¬ 
lage. Wenn schon „Lehrstück und Pra¬ 
xistest“ dann waren der Umgang, die 
Hetztiraden, der Rufmord gegen die 
vom griechischen Volk gewählte Re¬ 
gierung, die Erpressung ein Lehrstück, 
wie das Monopol- und Finanzkapital 
Europas, angeführt vom imperialisti¬ 
schen Deutschland, mit seinen Gegnern 
umgeht. Tsipras und Syriza waren von 
Anbeginn das Gift in ihrem Fleisch. Sie 
taten deshalb alles um „dieses Gift“ zu 
vernichten. 

Herbert Mies hat in seinem beach¬ 
tenswerten Beitrag zum VII. Weltkon¬ 
gress in der UZ vom 3. Juli vor „Sche¬ 
matismus“ in der Partei gewarnt. Diesen 
Schematismus sehe ich im Leserbrief 
von Klaus, wenn er formuliert „Tsi¬ 
pras macht inzwischen auf griechischen 
Schröder“. Warum? Es sind völlig unter¬ 
schiedliche Ausgangspositionen. Schrö¬ 
der stand nicht unter dem Erpressungs¬ 
diktat der EU. Er war von der Agenda 
2010 und den Hartz IV Gesetzen über¬ 
zeugt. Aus dieser Überzeugung und im 
Interesse des deutschen Großkapitals 
hat er dies umgesetzt. Deutschland war 
und ist auch nicht das Armenhaus Euro¬ 
pas. Im Gegenteil: Deutschland war und 
ist politisch, ökonomisch und militärisch 
das stärkste Land innerhalb der EU. Sie 
diktierten Europa die Austeritätspoli- 
tik, was insbesondere in Griechenland 
zu Massenarbeitslosigkeit, Massenelend 
und Entrechtung führte. Unterstützt 
von den Vorgängerregierungen von 
Syriza. Seine ökonomische und politi¬ 
sche Macht nutzte das imperialistische 
Deutschland rigoros aus, um seine Vor¬ 
machtstellung in Europa voranzutrei¬ 
ben und in Kolonialherrenmanier ein 
ganzes Volk zu strangulieren. Sicherlich 
gab es da auch Illusionen von Tsipras 
und Syriza in den Klassengegner. 

Zum „Praxistest“ wäre zu fragen, 
haben wir, die DKP und die Linkskräf¬ 
te, hier „unseren Praxistest“ bestan¬ 
den? Ich denke: Nein! Wenn schon von 
Deutschland die größte Erpressung ge¬ 


gen die Syriza und das griechische Volk 
ausging, dann wären massenhafte Ak¬ 
tionen notwendig gewesen, um diesen 
Erpressern in „den Arm zu fallen“. Das 
wäre nicht nur „klassenmäßige Nüch¬ 
ternheit“ wie sie Klaus fordert, sondern 
eine klassenmäßige Position und inter¬ 
nationale Solidarität mit dem griechi¬ 
schen Volk. Diese Aktionen blieben 
aber weitgehend aus. Deshalb konnte 
der Wortführer der Erpresser, Scharf¬ 
richter Schäuble, in Arbeitsteilung mit 
Merkel und ihren Auftraggebern weit¬ 
gehend schalten und walten wie sie 
wollten. 

Griechenland darf nicht zum Expe¬ 
rimentierfeld einer beispiellosen Offen¬ 
sive des Kapitals gegen hart erkämpfte 
soziale und demokratische Rechte in 
Europa werden. Der „Hauptfeind“ steht 
im eigenen Land und nicht irgendwo in 
Europa oder Griechenland. Solidarität 
mit Griechenland heißt erstrangig und 
verstärkt den Kampf gegen Kapital und 
Kabinett in unserem Land zu führen. 
Unser Parteiprogramm ist dazu ein gu¬ 
ter Kompass. 

Dieter Keller ; Fellbach 

Was hat das mit 
„sozialdemokratischen 
Illusionen“ zu tun? 

Betr.: Griechenlanddebatte 

In der UZ vom 24. Juli war im Leitarti¬ 
kel - und dem Sinn nach in den zwei Le¬ 
serbriefen zu Griechenland - die Rede 
von „sozialdemokratischen“ Illusionen. 
Gemeint war die Haltung von Syriza 
und deren Repräsentanten während 
und nach den Verhandlungen mit den 
neoliberalen EU-Vertretern. 

Bekannt ist, all den Schubladen zum 
Trotz, dass Syriza eine linke Sammel¬ 
partei ist, die verschiedene linke Strö¬ 
mungen vereint, bis hin zu Kommunis- 
ten (■••) 

Bekannt ist auch, dass Tsipras und 
die anderen in vorderster Front stehen¬ 
den Politiker von Syriza es mit 18 mäch¬ 
tigen Gegnern zu tun hatten, die nichts 
anderes im Sinn hatten und haben, als 
die erste linke Regierung in Europa, die 
aus dem Diktat ausscheren wollte, zu 
Fall zu bringen. Die griechische Bevöl¬ 
kerung sollte außerdem für ihr „NEIN“ 
zum neoliberalen Kapitalismus-Modell 
mit einem noch schlimmeren Sparterror 
als bisher bestraft werden. 

Gesagt worden ist, und daher war 
auch das bekannt, dass die griechische 
Regierung sehr wohl verschiedene Plä¬ 
ne B hatte, dass allerdings diese Pläne 
nicht umgesetzt werden konnten. 
Gründe: 

a) Eine Soforthilfe aus Russland und 
der noch nicht etablierten BRICS-Staa- 
ten-Bank gab es nicht - der Zeitpunkt 
war zu früh (...) 

b) Die Sozialdemokraten, nämlich die, 
die sich so nennen und deren Führun¬ 
gen tatsächlich ein falsches Spiel spie¬ 
len, haben es an jeglicher Solidarität 
und Unterstützung fehlen lassen. Be¬ 
sonders die deutschen Vertreter (...) 


haben sich von Anfang derartig feind¬ 
selig gegenüber der griechischen Regie¬ 
rung verhalten, dass die Rechten sich öf¬ 
ter auch mal genüsslich zurücklehnen 
konnten. Aber auch die Regierungen 
Italiens und Frankreichs übten sich in 
nichts anderem als im Unterlassen von 
Hilfeleistung. 

c) Die Linke in Europa ist noch zu 
schwach gewesen, um Proteste, wie sie 
z.B. schon heute in Lateinamerika län- 
derübergreifend stattfinden (der Was¬ 
serkrieg in Bolivien, etc.), zu organi¬ 
sieren. Auch hier war der Zeitpunkt 
anscheinend noch zu früh und Grie¬ 
chenland konnte dem Ansturm der Re¬ 
aktion nicht standhalten. 

Und jetzt kommt’s: Das ist ein Grund 
zu Solidarität, Solidarität und noch¬ 
mals Solidarität, jetzt wo es besonders 
brennt!! 

Warum aber (...) ist gerade jetzt der 
Begriff „revolutionär“ nicht eng gekop¬ 
pelt mit „Solidarität mit den Kämpfen¬ 
den“? (...) 

Bettina Mandellaub, Frankfurt a. M. 

Inhaltliche Einwände 

Betr.: „Der nackte Imperialismus“, 

UZ vom 24.7.2015, S. 1 

Der im Stil polemisch und moralisch 
gehaltene Artikel fordert inhaltliche 
Einwände heraus. 

Da der Autor einen großen histo¬ 
rischen Bogen von den „Planungen 
für das Deutsche Reich vor 150 Jah¬ 
ren“ (1865) bis zum Diktat der von der 
deutschen Regierung inspirierten Ka¬ 
pitulation Griechenlands schlägt, ist es, 
selbst in einem längeren Artikel, nicht 
möglich, darauf historisch und theore¬ 
tisch einzugehen. Die zentrale These 
ist: „Der deutsche Imperialismus hat 
wieder zu sich selbst gefunden.“ 

Dass den Autor die berechtig¬ 
te Empörung über die Skrupellosig¬ 
keit und ökonomische Sinnlosigkeit 
der deutschen Akteure zu einer sol¬ 
chen Aussage treibt, kann man viel¬ 
leicht verstehen. Dass er umstandslos 
die Epochen der Herausbildung und 
Entwicklung des deutschen kapitalis¬ 
tischen Zentralstaates bis zur heuti¬ 
gen, wenn auch ziemlich beschädigten 
bürgerlichen, parlamentarischen De¬ 
mokratie als Ausdruck der gleichen 
Triebkräfte fasst („dem chronisch zu 
spät gekommenen deutschen Imperi¬ 
alismus“) mutet doch mehr als kühn 
an. Zumal wenn man bedenkt, dass 
das Verhältnis zum US-Imperialismus 
und den Euro-Verbündeten (oder 
eher Gegnern?) zur gleichen Zeit so 
vielgliedrig und widersprüchlich ist: 
Dort die Nato unter der Dominanz der 
USA als Einheit aller, dann die Ein¬ 
heit des Wirtschafts- und teilweise des 
Währungsgebietes und der Währung, 
EU und Eurozone, und hier die politi¬ 
sche und teilweise ökonomische Kon¬ 
kurrenz der großen Länder um Steu¬ 
ern, Lohnniveaus und Zinsvorteile u. a. 
für die Exporte, und letztlich sogar die 
Differenz zum großen Bruder jenseits 


des Atlantiks um die Austeritäts- oder 
die ökonomische Expansionspolitik. 

Die Aufgabe einer differenzierten 
Einschätzung der allgemeinen Lage 
„des Westens“ kann natürlich nicht al¬ 
lein bei dem Autor und schon gar nicht 
in einem deftigen Kommentar eines 
aktuellen Vorganges liegen, sondern 
ist als Aufgabe an alle intellektuellen 
Kräfte der Partei gestellt. 

Jörg Miehe, Göttingen 

Vergaloppiert 

Betr.: „Kochende Volksseele“, 

UZ vom 17.7.2015, S. 4 

Birgit Gärtner hat sich besonders in 
der zweiten Hälfte des Artikels völlig 
vergaloppiert. Sie meint, die Rechten 
täten aus den falschen Gründen das 
Richtige (den Zeltaufbau verhindern) 
und die Linke aus den richtigen Grün¬ 
den das Falsche („den Aufbau durch¬ 
zusetzen“). Demnach hätten die Lin¬ 
ken wohl mit den Rechten zusammen 
den Zeltaufbau verhindern sollen? Ob 
die Flüchtlinge, denen dann - natür¬ 
lich auch auf Grund von politischen 
Fehlleistungen des Senats - akute 
und sofortige Obdachlosigkeit gedroht 
hätte, wohl den feinen Unterschied in 
den Motiven der Verhinderer zu wür¬ 
digen gewusst hätten? 

Davon abgesehen gibt es in Hamburg 
wohl auch keine Linken, die nicht 
gleichzeitig mit ihrer Unterstützung 
für Flüchtlinge (nicht für Zelte!) auch 
vernünftige und tragfähige Lösungen 
vom Senat für die Flüchtlingsunter¬ 
bringung einfordern. Linke, die Zelt¬ 
städte „durchsetzen“, gibt es in Ham¬ 
burg überhaupt nicht. Die Zelte sind 
die Not-Erfindung der Hamburger Be¬ 
hörden. 

Der Artikel enthält zutreffende 
kritische Feststellungen, ist jedoch 
ganz haarsträubend in seinen Schluss¬ 
folgerungen. Richtig ist keinesfalls, 
auf Kosten der Flüchtlinge auch noch 
selbst in den Chor der rechten „Wut¬ 
bürger“ einzustimmen. Richtig ist, das 
eine zu tun (= Flüchtlingen zu helfen) 
ohne das andere zu lassen (= den Se¬ 
nat zu kritisieren): Flüchtlingen we¬ 
nigstens ein Zeltdach zu garantieren 
und gleichzeitig dafür zu kämpfen, 
dass dieser unwürdige Zustand been¬ 
det wird. 

Die proletarischen Frauen, die sich 
weigerten, sich dem imperialistischen 
Krieg als Krankenschwestern zur Ver¬ 
fügung zu stellen, werden die ersten 
gewesen sein, die ihren Männern, Vä¬ 
tern und Brüdern geholfen haben - 
nicht um den Krieg zu verlängern, son¬ 
dern um die Leben ihrer Angehörigen 
vor diesem zu retten. 

Nicht Linke sollten „eigentlich .... 
den Aufbau eines solchen Flüchtlings¬ 
lagers verhindern“. Linke sollten es ei¬ 
gentlich sein, die sich „ganzjährig“ der 
sozialen Interessen der Menschen in 
den „benachteiligten Stadtteilen“ wie 
Jenfeld annehmen, damit „rechte Wut¬ 
bürger“ keine Gelegenheit haben, so¬ 
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SA ★ 8. auc~HHHHH 


Weibersbrunn: Kinderfest der DKP 
Unterfranken. Für Essen, Trinken und 
Kinderbelustigung ist bestens gesorgt. 
Brunnenweg, 14.00 Uhr. _ 

Duisburg: 70 Jahre Hiroshima und Na¬ 
gasaki. Gedenk- und Mahnveranstaltung 
mit Ausstellung und stündlich stattfin¬ 
denden kurzen Wort-, Rede- und Musik¬ 
beiträgen. Veranstalter: Friedensforum 
Duisburg mit Unterstützung der BUND 
Kreisgruppe Duisburg, dem AntiAtom- 
Bündnis-Niederrhein, der SJD - Die 
Falken KV Duisburg und der DKP Duis¬ 
burg. Livesaver-Brunnen, Duisburg-In¬ 
nenstadt, vom 8. August 10.00 Uhr bis 
9 August 00.15 Uhr. 


Dl ★ 11. AUG 


Essen: „Die Internationale Politik der 
DKP“ Diskussionsveranstaltung der 
DKP Essen mit Günter Pohl, verantwort¬ 
lich für Internationale Politik beim Par¬ 
teivorstand der DKP. Hoffnungstraße 18, 
19.30 Uhr. _ 

Hanau: „Die Fabrik brennt“, Filmabend 
von DIDF und DKP. Internationales Zen¬ 
trum, Alfred-Delb-Straße 10,19.30 Uhr. 


Ml ★ 12. AUG 


Stuttgart: „Nicaragua - 36 Jahre nach 
der Revolution.“ Nicht nur ein Reisebe¬ 
richt von Werner Ott und Ilse Zeyer. Cla- 
ra-Zetkin-Haus, Waldheim Stuttgart e.V., 
Gorch-Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 
Darmstadt: Aktuelles zur Situation in 
der Türkei und aus der Stadtverordne¬ 
tenversammlung, Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Darmstadt-Bergstraße. 
LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phil- 
ipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 


SA ★IS. AUG 


Duisburg: Sommerfest der DKP Duis¬ 
burg, Essen, Trinken, Buntes Programm. 
Falkenheim in Duissern, Duissernstra- 
ße 98, ab 15.00 Uhr. _ 

Solingen: Grillfest der DKP Solingen. Te¬ 
lefonische Anmeldung bis 10. August bei 
Monika (Tel.: 0212/59 00 04) oder Horst 
(Tel.: 0212/59 07 88). Naturfreundehaus 
Holzerbachtal, Eipaßstraße 25 b, 42 719 
Solingen-Wald, 19.00 Uhr. 

Darmstadt: „Kommunalwahlen 2016 — 
unser Eingreifen“, Kreisaktivtagung der 
DKP Darmstadt-Dieburg. LinksTreff Ge¬ 
org Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
14.00 Uhr. 


ziale Demagogie auf dem Rücken von 
Flüchtlingen zu betreiben. 

DKP-Gruppe Hamburg-Wandsbek 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progessive Woche 

Drei Wochen Griechenland: loannina, Thessaloniki, Chalkidiki 


loannina 

Die Hauptstadt des Epirus hat etwa 
120 000 Einwohner und ist anschei¬ 
nend touristenfrei, bis wir am Diens¬ 
tagabend aus Korfu ankommen. 

Wir sind zentral untergebracht und 
erleben am Mittwochmorgen nach 
„Brüssel“ die Demonstration der strei¬ 
kenden Staatsbediensteten, die die zen¬ 
trale Averof-Straße hochziehen. Etwa 
dreihundert Kolleginnen nehmen teil, 
ihnen folgt ein Block von 25 Pame- 
Gewerkschafterlnnen und ebensovie- 
le Anarchistinnen (die Universität hat 
20 000 Studenten) mit jeweils eigenen 
Transparenten - vor allem für griechi¬ 
sche Verhältnisse ist die Demo ziem¬ 
lich still. 

Abends demonstriert die Pame. Wie¬ 
derum nehmen etwa 300 Personen 
teil, wiederum ziemlich still, bis auf 
den nicht verstummenden Lautspre¬ 
cherwagen. Für Donnerstagabend hat 
die Pame zu einer Informationsveran¬ 
staltung in ein Bürgerhaus eingeladen; 
etwa 50 Personen sind erschienen. 

In den nicht so heißen Stunden sind die 
Geldautomaten gut frequentiert. Eini¬ 
ge Clevere heben um 5 vor und um 5 
nach 12 Uhr nachts ab. 

Thessaloniki 

Wie Blei liegt die Hitze am Wochenen¬ 
de nach „Brüssel“ über der Stadt und 
wie Blei lastet anscheinend die Sorge 
auf den Bewohnern. Das verlangsam¬ 
te Großstadtleben des Sommers geht 
indes seinen gewohnten Gang. 

Am Freitagabend und am Samstag 
sind wir in der Innenstadt auf der Su¬ 
che nach Protesten - nichts, wofür oder 
wogegen auch immer. Die Bars, Kafe- 
nions und Restaurants sind brechend 
voll. Überall wird - wie in loannina - 
diskutiert. Die Wortfetzen Schäuble 


und Tsipras sind allgegenwärtig. Seit 
wir hier sind, haben wir als leicht er¬ 
kennbare Deutsche - nein, keine wei¬ 
ßen Socken zu Sandalen - keinerlei 
Ressentiments erlebt. 

Bedrückend ist es, hier in der großen 
Stadt die bettelnden Kinder - keine 
griechischen - zu erleben, die mit Ak¬ 
kordeons von Tisch zu Tisch ziehen. In 
ihren Augen ist die Trauer um die ver¬ 
lorene Jugend nur allzu deutlich zu le¬ 
sen. 

Chalkidiki 

„Was gibt es Neues in Neuss?“ Diesen 
Kalauer erlaube ich mir gegenüber der 
Griechin Maria, die in Neuss geboren 
ist und lebt. In der viermonatigen Sai¬ 
son arbeitet sie im Hotel und Restau¬ 
rant ihres Vaters, der sein in Deutsch¬ 
land Erspartes hier investiert hat. Die 
Sorgen sind groß. 

Man hat sich auf Deutsche spezialisiert; 
aber den Hauptteil der Touristen hier 
am Ende von Sithonia, dem mittleren 
„Finger“ der Chalkidiki, stellen inzwi¬ 
schen Serben, gefolgt von Slowaken. 
Maria kümmert sich von Deutschland 
aus um das Marketing, aber im Restau¬ 
rant sind immer Plätze frei, wo man bis¬ 
her meist reservieren musste. 
Wahrscheinlich sitzt Marias Vater 
deswegen jeden Abend an irgendei¬ 
nem Tisch mit unseren Landsleuten 
und muss sich dumme Sprüche über 
den vermeintlichen Erfolg „der Deut¬ 
schen“ und die vermeintlichen Miss¬ 
erfolge „der Griechen“ anhören: „Es 
gibt eben Meister und Schüler“. Und 
das sind Leute, die Griechenland und 
die Griechen angeblich mögen. 
Schnell auf in die Bar zu den Serben 
und Slowaken. Was die reden, verstehe 
ich Gott sei Dank nicht. 

Adi Reiher 


Stolpern über den Widerstand 

Hofer Kommunist Hans Merker geehrt 


Der erste Stolperstein, der je in Hof 
verlegt wurde, trägt den Namen des 
Kommunisten Hans Merker. Der ge¬ 
borene Hofer und Bauarbeiter war 
der Kopf der illegalen Widerstandsor¬ 
ganisation der KPD in seiner Heimat¬ 
stadt. Im August 
1933 wurde der 
populäre Agita¬ 
tor das erstemal 
verhaftet, wegen 
„Vorbereitung 
zum Hochver¬ 
rat“ für 15 Mo¬ 
nate ins Bay- 
reuther Zucht¬ 
haus St. Georgen 
gesperrt und 
nach Verbüßung 
der Strafe für ein 
weiteres Jahr ins 
KZ Dachau ver¬ 
schleppt. Nach 
seiner Freilas¬ 
sung nahm er so¬ 
fort die illegale 
Arbeit wieder auf. 

Am 1. September 
1939 wurde er er¬ 
neut in „Schutz¬ 
haft“ genommen 
und ins KZ Buchenwald eingeliefert. 
1944 kam er ins berüchtigte Außenlager 
Dora. Er gehörte dort zur Widerstands¬ 
gruppe der kommunistischen Häftlin¬ 
ge, die seit dem Herbst 1944 im Visier 
der Nazis war. Am 5. Januar 1945 wur¬ 
de Hans Merker im Außenlager Rossla/ 
Harz „auf der Flucht“ erschossen. 

Die Initiative für die Verlegung des 
Stolpersteines für Hans Merker ging 
von einer AG „Schule ohne Rassismus“ 
des Hofer Jean-Paul-Gymnasiums aus. 
Sie hatten, mit organisatorischer Un¬ 
terstützung des Hofer Kulturamtes, 
am 30. Juli vor der ehemaligen Woh¬ 
nung Hans Merkers in der Döbereiner- 
str. 12, in einem Hofer Arbeiterviertel, 
eine Gedenkstunde vorbereitet. Der 
Künstler Gunter Demnig, „Erfinder“ 
der Stolpersteine, verlegte den Stein. 


Auch der Hofer Oberbürgermeister 
Dr. Fichtner (CSU) würdigte in einem 
Redebeitrag den Mut Hans Merkers. 

Nachzutragen bleibt, dass dies nicht 
die erste Ehrung für Hans Merker in 
Hof war. Bereits 1946 wurde eine Stra¬ 


ße in Hof nach ihm benannt. Im Zuge 
des Kalten Krieges und des folgenden 
KPD-Verbotes machte die damalige 
Stadtratsmehrheit die Widmung rück¬ 
gängig. Ähnliches geschah Hans Mer¬ 
kers Mitkämpfern, den Hofer Kommu¬ 
nisten Ewald Klein und Philipp Heller, 
die ebenfalls von den Nazis ermordet 
worden waren. Mit der Namensgebung 
einer Brücke für Ewald Klein und einer 
Sportanlage für Philipp Heller ehrte sie 
der Hofer Stadtrat 1947. Doch auch die¬ 
se Ehrungen wurden in den 50er Jahren 
wieder rückgängig gemacht. Die Ho¬ 
fer DKP fordert auch bei diesen beiden 
eine angemessene Würdigung. Immer¬ 
hin: Seit dem 30. Juli 2015 darf man in 
Hof über den antifaschistischen Wider¬ 
stand stolpern. 

Randolph Oechslein 


HIER WOHNTE 

HANS MERKER 

J6.1904 

IM WIDERSTAND /KPD 
VERHAFTET AUG.1933 
VORBEREITUNG ZUM 
HOCHVERRAT 
DACHAU BIS 1935 
1939 BUCHENWALD 
ERMORDET 5.1.1945 
ROSSfcA 


TINA, TINA über alles! 

Satirischer Monatsrückblick auf den Juli 2015 


Das haben wir in diesem Monat wie¬ 
der eingeprügelt bekommen: The- 
re Is No Alternative! TINA, TINA 
über alles! Jedenfalls innerhalb dieser 
Wirtschafts“ordnung“, die ja die beste 
aller Welten sein soll. Wo sie es sicht- 
und fühlbar nicht mehr ist, da darf aber 
keinesfalls etwas geändert werden, es 
bleibt alles beim Alten: Die Armen 
werden ärmer, weil die Reichen reicher 
werden müssen. In Griechenland wie 
daheim bei uns. 

Hier streikten die Postler und die 
Erzieherinnen für bessere Arbeitsbe¬ 
dingungen und gegen Ausgliederung 
und Lohndumping. Aber Pustekuchen: 
TINA statt Arbeitskampf heißt die De¬ 
vise der Arbeitgeber, und der beugte 
sich auch die Gewerkschaft. Jetzt sind 
viele Streikende enttäuscht, die sich 
ein besseres Ergebnis erwartet hatten. 
Aber innerhalb dieses Systems ist zur 
Zeit nichts Besseres drin. Obwohl viel 
in Bewegung ist. 

Die Bauern rühren sich europaweit. 
Die französischen Bauern werfen den 
deutschen und spanischen vor, mit 
Dumping-Löhnen die Preise zu drü¬ 
cken und boykottieren LKWs mit Le¬ 
bensmitteln aus diesen Ländern. Die 
belgischen Bauern boykottieren solche 
LKWs aus dem gesamten Ausland und 
fordern die Regierung auf, Preise un¬ 
ter Erzeugerkosten auch für Agrarpro¬ 
dukte zu verbieten. Und auch die deut¬ 
schen Bauern rühren sich. Der Deut¬ 
sche Bauernverband, der den Wegfall 
der Milchquote noch bejubelt hatte, 
fordert jetzt eine deutliche Preiserhö¬ 
hung für Milch. Und eine Steigerung 
der Exportquote, damit andere Länder 
die Probleme bekommen. 

★ 

In Griechenland wollte die renitente 
Bevölkerung zwar den Euro, aber nicht 
die „alternativlose“ Politik von Frau 
Merkel. Früher, zu Zeiten von Franz 
Josef Strauß, da wäre in Griechenland 
schnell mal geputscht und der Sonnen¬ 
schein auf den griechischen KZ-Inseln 
gelobt worden. 

Aber wozu ein Militärputsch? Die 
griechischen Generäle sind schließlich 
auch Griechen und damit verdächtig. 
Man kann ein Volk auch durch Aus¬ 
hungern von allzu demokratischen Ex¬ 
perimenten abhalten. Jetzt übernimmt 
Deutschland gleich die Regierung in 
Athen und befiehlt, was zu geschehen 
hat. Die griechische Regierung musste 
zustimmen, dass europäische Institu¬ 
tionen - von niemandem gewählt und 
von Deutschen beherrscht - in ihrem 
Land Privatisierungen vornehmen und 
Gesetze erlassen, die dann vom griechi¬ 
schen Parlament - das man ja immer¬ 
hin gnädig im Amt belässt! - abgenickt 
werden dürfen. Das löst zwar keines der 
Probleme Griechenlands und Europas 
und lässt weitere Milliarden Schulden 
im Sumpf der wirtschaftlichen Hoff¬ 
nungslosigkeit versinken, lässt aber den 
deutschen Stammtisch jubeln: Denen 
haben wir’s aber gezeigt! Ja, wie Klipp¬ 
schule geht, in der Frau Merkel Rekto¬ 
rin und Wolfgang Schäuble Oberlehrer 
ist. Auch, wenn es widersinnig ist und 
die Wirtschaft kaputt macht. 

Wie es Wirtschaftsnobelpreisträ¬ 
ger Stiglitz ausdrückte: „Die bisheri¬ 
ge Krisenpolitik ist eine Katastrophe. 
Deutschland hat Europa damit einen 
Schlag ins Gesicht versetzt.“ (AFP, zi¬ 
tiert nach „junge Welt“ vom 14.07.15) 

Die Politik der Rettungsbleiwes¬ 
ten wird fortgesetzt. Die sogenannten 
„Hilfspakete“ für Griechenland hat¬ 
ten seit 2013 folgende Auswirkungen: 
Eine Steigerung der Arbeitslosigkeit 
um 102 Prozent, eine Senkung der 
Durchschnittsrente um 45 Prozent, des 
Durchschnittslohns um 38 Prozent und 
des Mindestlohns um 26 Prozent. Die 
Anzahl der Menschen ohne Kranken¬ 
versicherung stieg um 500 Prozent. (Zi¬ 
tiert nach „klar“) 

Allerdings gab es auch Profiteure: 
Der IWF hat an Griechenland 2,5 Mrd. 
Euro verdient. Der IWF nimmt Zinsen 
von 3,6 Prozent, seine Kosten für das 
geliehene Geld betragen aber höchs¬ 
tens 0,9 Prozent. Und Herr Schäuble 


kann seine „schwarze Null“ nur schrei¬ 
ben, weil Deutschland die billigen Kre¬ 
dite, die es aufnimmt, zu höheren Zin¬ 
sen an Griechenland weiterverleiht. Bis 
jetzt ist - auch wenn sich das in den Me¬ 
dien anders anhört - noch kein Steu¬ 
ergeld nach Griechenland geflossen - 
ganz abgesehen davon, dass die Gelder, 
die angeblich an Griechenland gezahlt 
wurden, an deutsche und französische 
Banken gingen und diese vor dem Ban¬ 
krott bewahrten. 

Aber: Schulden müssen zurück¬ 
gezahlt werden! Sagt ausgerechnet 
Deutschland, dem 1953 alle Schulden 
aus dem Zweiten Weltkrieg erlassen 
wurden. 

Und wird wohl dieses Mantra ange¬ 
sichts des drohenden Staatsbankrotts 
der Ukraine wiederholt? Goldman 
Sachs sagte der Ukraine den Staats¬ 
bankrott im Juli voraus. Insgesamt hat 
die Ukraine 67 Milliarden US-Dollar 


Wäre Griechenland eine Bank, 
hätte es sicher eine Chance 
gehabt. 


Schulden und macht keine Anstalten, 
diese nach Fälligkeit zurückzuzahlen. 
Die ukrainische Bahn hat schon mal In¬ 
solvenz angemeldet. Aber in der Ukra¬ 
ine regieren ja keine linken „Chaoten“, 
sondern Oligarchen im Bund mit Fa¬ 
schisten, die kann man ja nicht hängen 
lassen. Denen gewährt man gerne Kre¬ 
dite, bis jetzt 2,8 Milliarden Euro, zuge¬ 
sagt weitere 1,2 Milliarden. 

Aber man lässt ja auch Griechen¬ 
land nicht hängen! Das Land ist zwar 
zahlungsunfähig, wird aber nicht für 
bankrott erklärt, denn: Die Nichtzah¬ 
lung der fälligen Zinsen war erwartet. 
Sagt der IWF. Das ist eine völlig neue 
Sichtweise: Wenn der Bankrott erwar¬ 
tet wurde, ist er keiner, oder wie? 

Wäre Griechenland eine Bank, hät¬ 
te es sicher eine Chance gehabt. 

★ 

Auch unsere Regierung hat schließlich 
die Chance, zu lernen: Am 21.07. erklär¬ 
te das Bundesverfassungsgericht mal 
wieder ein Bundesgesetz für verfas¬ 
sungswidrig: Die Herdprämie sei nicht 
zur Herstellung gleicher Lebensverhält¬ 
nisse in den Bundesländern notwendig, 
daher habe die Bundesregierung keine 
Kompetenz, dazu Gesetze zu erlassen. 
Bisschen kompliziert ausgedrückt, wie 
Juristen eben sind, aber klar ist: Die 
Bundesregierung hat mal wieder bei 
ihrer Gesetzgebung das Grundgesetz 
nicht berücksichtigt. Seit 2005 werden 
jährlich etwa sieben Gesetze vom Bun¬ 
desgerichtshof für verfassungswidrig er¬ 
klärt. Die nächsten, die anstehen: Maut 
und Vorratsdatenspeicherung. Gegen 
das Gesetz, das die blosse Absicht einer 
Ausreise in Länder, in denen Terrorla¬ 
ger existieren, unter Strafe stellt, ist zwar 
noch keine Klage erhoben worden, aber 
der erste Dschihadist, der deswegen an¬ 
geklagt wird, müsste mit dem Klammer¬ 
beutel gepudert sein, wenn er dieses Ge¬ 
setz nicht als verfassungswidrig anklagt. 
Gewinnen würde er auf jeden Fall. Hier 
wurden elementare Grundlagen des 


Rechtsstaats außer Kraft gesetzt. Warum 
schützt uns der Verfassungsschutz nicht 
vor dieser Regierung, die offensichtlich 
ihre Hausaufgaben nicht macht? 

Aber immer eine gute Figur macht 
sie: Beim Treffen mit Schülern wurde 
die Kanzlerin von einem palästinen¬ 
sischen Flüchtlingsmädchen mit ihrer 
schwierigen Situation der permanen¬ 
ten Unsicherheit konfrontiert, weil ih¬ 
rer Familie die Abschiebung droht. Als 
das Kind in Tränen ausbrach, streichel¬ 
te Frau Merkel ihr den Kopf, haute ihr 
aber um die Ohren, dass da schließlich 
noch Tausende Palästinenser in jorda¬ 
nischen Flüchtlingslagern wären, die 
man nicht alle ins Land lassen könne. 
Deshalb müsse schneller abgeschoben 
werden, damit gar nicht erst eine solche 
Situation entstehen könne. Menschlich¬ 
keit? Aber nicht doch! Mutti verwaltet 
doch bloß die politische Agentur des 
deutschen Kapitals und das hatte für 
Menschlichkeit noch nie etwas übrig. 
Für Terrorhelfer schon. Die Kanzle¬ 
rin hat ein Kondolenztelegramm in die 
Türkei geschickt, aber nicht an die Op¬ 
fer des Attentats beim sozialistischen 
Jugendverband, sondern an die türki¬ 
sche Regierung, deren Unterstützung 
für den IS notorisch ist. Mit dieser Re¬ 
gierung sei Deutschland „verbündet 
im Kampf gegen den Terrorismus“. Ge¬ 
gen? Da war doch wohl „für“ gemeint. 
Falsche Präposition! Setzen, fünf! 

Deutschland bekämpft den Terror, 
indem es Türken zu sechs Jahren Ge¬ 
fängnis verurteilt, die mit Spenden¬ 
sammlungen und Konzerten für die 
DHKP-C warben, eine Partei, die die 
türkische Regierung zu „Terroristen“ 
gemacht hat und wieder verstärkt ver¬ 
folgt, mehrere Tote sind schon zu be¬ 
klagen, der „Friedensprozess“ mit den 
Kurden ist beendet. 

Unfrieden auch in Deutschland. 
Überall Anschläge auf Flüchtlingshei¬ 
me und Häuser, die es werden sollen. 
Was ist da zu tun? 

„Völkerwanderungsähnliche Zu¬ 
stände“ hat Sachsen-Anhalts Innenmi¬ 
nister Holger Stahlknecht (CDU) aus¬ 
gemacht. Da müsse die Bundeswehr 
eingreifen. Er hält die „bisherige Be¬ 
schränkung von Bundeswehreinsätzen 
auf das Ausland für diskussionswürdig“. 
Na klar, erst schafft die Bundeswehr 
auf dem Balkan eine freiheitliche Ord¬ 
nung, die den Bewohnern nur noch die 
Perspektive Auswanderung lässt, und 
dann bekämpft sie die Auswanderer 
auch noch in Deutschland, dem Ziel 
ihrer Träume. Mit Killerdrohnen? 

Dabei wollen die Sponsoren der Re¬ 
gierung doch nur, dass sie sich weiter 
dumm und dämlich verdienen können 
an den arbeitenden Menschen in ganz 
Europa. Wenn es für die wirklich keine 
Perspektive mehr gibt, weil TINA das 
Sagen hat, könnten sie ja auch merken, 
dass es innerhalb dieses Systems nichts 
mehr zu gewinnen gibt und es geändert 
werden muss. Noch sind es zu wenige, die 
das wissen und entsprechend handeln. 
Aber die Illusionen haben jetzt schon 
Millionen verloren, die Frage ist, wann 
sie die Kraft gewinnen, sich zu erheben. 
Es gibt eine Alternative: Ohne Kapita¬ 
lismus leben! Jane Zahn 


Der rote Kanal 


Die sieben Samurai, J1953 

Japan im 16. Jahrhundert: Ein Bau¬ 
erndorf will sich gegen marodierende 
Banden zur Wehr setzen. Sie engagie¬ 
ren sieben Samurai als Schutztruppe, 
um es mit den Feinden aufzunehmen 
und ihr Hab und Gut zu verteidigen. 
Akira Kurosawas Klassiker des Gen¬ 
res Samurai-Film. Arte zeigt die Lang¬ 
fassung im Original mit Untertiteln. 
Di., 11.8., 14.10-17.25 Uhr, arte 

Unter Honeckers Flagge 

Die Dokumentation erzählt die Ge¬ 
schichte der zwei Schiffe „Halber¬ 
stadt“ und „Frieden“ und ihrer Besat¬ 
zungen während des Vietnam-Krieges. 
Nachdem die „Halberstadt“ von ei¬ 


nem US-Kampfflugzeug im Hafen von 
Haiphong bombardiert worden war, 
wurde sie nach Singapur geschleppt, 
um dort auf Kosten der USA repa¬ 
riert zu werden. Derweil machte sich 
die „Frieden“ auf den Weg nach Hai¬ 
phong, das inzwischen vermint war. 
Di., 11.8., 22.05-22.50 Uhr, mdr 

CityofGod, Bra/Fra/USA 2002 

Der brasilianische Spielfilm ba¬ 
siert auf dem gleichnamigen Roman 
von Paulo Lins, der das von Gewalt 
geprägte Leben in den Armenvier¬ 
teln, Favelas von Rio de Janeiro be¬ 
schreibt. Die mörderische Handlung 
basiert auf wahren Begebenheiten. 
Fr., 14.8., 22.35-0.40 Uhr, 3sat 











